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Begrüßung durch die Nieders. Umwelt
ministerin Monika Griefahn anläßlich 
des Festaktes zur Umbenennung der 
NNA in „Alfred Toepfer Akademie für 
Naturschutz"

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich, Sie heute anläßlich der Um
benennung der Norddeutschen Natur
schutzakademie in Alfred Toepfer Akade
mie fü r Naturschutz begrüßen zu können.

Wir würdigen mit dieser Namensge
bung nicht nur den bedeutenden Hambur
ger Mäzen und Heideförderer Alfred 
Toepfer. Wir verstehen sie auch und ge
rade als programmatische Verpflichtung, 
den Menschen die großen Herausforde
rungen des Naturschutzes — so wie Alfred 
Toepfer sie erkannt und fü r sich angenom
men hat — verstehbar und erlebbar zu 
machen.

Die große Zahl der Gäste macht es mir 
unmöglich, Sie alle persönlich w illkom
men zu heißen. Gestatten Sie mir des
halb, nur einige wenige Persönlichkeiten — 
stellvertretend fü r Sie alle — hier zu be
grüßen.

Ganz besonders freue ich mich natür
lich, daß die Familie Toepfer dem Festakt 
zur Umbenennung der Norddeutschen

Die Nieders. U m weltm in isterin  M onika  
Griefahn be i ih re r Begrüßungsanspra
che. (Foto: NNA-Archiv)

Naturschutzakademie in Alfred Toepfer 
Akademie fü r Naturschutz beiwohnt. A l
fred Toepfer selbst war es, der die heutige 
Veranstaltung durch sein Wirken im 
Grunde vor langer Zeit vorherbestimmt 
hat. Ich begrüße deshalb ebenfalls sehr 
herzlich die Vertreter der Alfred Toepfer 
Stiftung F.V.S.

Mein Dank gilt insbesondere einem un
te r Ihnen, der als Vertreter der Stiftung 
den Anlaß fü r die heutige Veranstaltung 
wesentlich beeinflußt hat: herzlich w ill
kommen, Helmut Schmidt.

Ich darf in diesem Kreise auch meinen 
Hamburger Kollegen, Herrn Senator Fritz 
Vahrenholt begrüßen. Er w ird im Laufe 
des Vormittags als Vertreter des Ersten 
Bürgermeisters der Freien und Hanse
stadt Hamburg -  der Stadt Alfred Toep- 
fers — über das Verhältnis der Metropole 
zu „ihrer" Lüneburger Heide zu uns spre
chen.

Besonders gern begrüße ich den Mini
sterpräsidenten des Landes Niedersachsen, 
Herrn Gerhard Schröder, zu dieser Festver
anstaltung. Daß Sie, Herr Ministerpräsi
dent, heute Mittag die offizielle Umbenen
nung der Akademie vornehmen werden, 
dokumentiert nicht nur den großen Stel
lenwert, den der Naturschutz in der nieder
sächsischen Politik genießt, sondern auch, 
daß er ihr ganz persönliches Anliegen ist.

Ihrem Vortrag über die Naturschutz
politik in Niedersachsen im Geiste Alfred 
Toepfers sehen w ir daher alle mit großem 
Interesse entgegen.

Ich freue mich sehr, daß auch Abgeord
nete des Niedersächsischen Landtages den 
weiten Weg nach Schneverdingen nicht 
gescheut haben, um sich — wie ich von Ih
nen aus vielen Debatten und Diskussionen 
weiß — nicht nur heute der Sache des Na
turschutzes zu widmen.

Nicht nur als Mitglied des Landtages, 
sondern auch als Landrat und Vorsitzen
der des Vereins der Förderer und Freunde 
der NNA w eilt unter uns Herr Wolfgang 
Buhr. Die Stadt Schneverdingen w ird re
präsentiert durch Herrn Bürgermeister

Möhrmann und Herrn Oberstadtdirektor 
Becker, und fü r den Landkreis begrüße 
ich Herrn Oberkreisdirektor Schumacher.

Herzlich willkommen heiße ich auch die 
Damen und Herren, die als Vertreterinnen 
und Vertreter der Umwelt- und Natur
schutzverbände der Einladung gefolgt 
sind. Naturschutz — wer weiß das besser als 
Sie — kann nicht allein Sache von Politik und 
Verwaltung sein. Er braucht die breite und 
kritische Unterstützung der Bürgerinnen 
und Bürger.

Ohne die Arbeit der Verbände — soviel 
ist sicher — hätten w ir vieles von dem, was 
w ir heute im Naturschutz verwirklicht ha
ben, nicht erreicht.

Gern begrüße ich auch die Vertreter 
von Planungsbüros, von Universitäten und 
Akademien - und an dieser Stelle insbeson
dere die ehemaligen Leiter der Norddeut
schen Naturschutzakademie, Herrn Profes
sor Köpp und seine Frau Gemahlin sowie 
Herrn Professor Vauk und Sie, Frau Vauk- 
Henzelt.

Als erster Referent des heutigen Vor
mittags w ird Herr Professor Konrad Buch
wald von der Universität Hannover zu uns 
sprechen. Sie, Herr Professor Buchwald, ha
ben Alfred Toepfer gut gekannt, und w ir 
freuen uns, daß Sie sich bereit erklärt ha
ben, uns heute einen tieferen Einblick in 
das Engagement Alfred Toepfers fü r die 
Lüneburger Heide und den Naturschutz zu 
vermitteln.

Nicht zuletzt begrüße ich die zahlrei
chen Referenten unseres Festkolloquiums, 
dessen hochkarätige Besetzung dafür 
bürgt, daß heute und morgen kompetent 
und engagiert über die aktuellen Perspek
tiven des Naturschutzes diskutiert werden 
wird.

Da ich weiß, wie schwierig eine solche 
Zahl hervorragender Fachleute zusam
menzubringen ist, g ilt mein Dank — stell
vertretend fü r alle Organisatoren dieser 
Veranstaltung - dem Leiter der Noch-NNA, 
Herrn Johann Schreiner.

Sehr geehrte Damen und Herren,

als der Wunsch zur Umbenennung der 
Norddeutschen Naturschutzakademie in 
Alfred Toepfer Akademie fü r Naturschutz 
an das Land herangetragen wurde, gab 
es von allen Seiten einhellige und spon
tane Zustimmung. Denn der Name Alfred 
Toepfers ist m it der Lüneburger Heide 
und mit diesem Haus untrennbar verbun
den. Das wollen w ir heute m it der Umbe
nennung öffentlich und unumkehrbar 
machen.
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Rede des Niedersächsischen Minister
präsidenten Gerhard Schröder zur 
Umbenennung der Norddeutschen 
Naturschutzakademie in Alfred Toepfer 
Akademie für Naturschutz zum Thema 
„Naturschutzpolitik in Niedersachsen im 
Geiste Alfred Toepfers"

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich, daß w ir heute hier zusam
men sind, um Prof. Dr. h.c. A lfred Toepfer 
Ehre zu erweisen mit der Umbenennung 
der Akademie, seinem Einsatz fü r die Ent
stehung dieser Einrichtung fü r die Lüne
burger Heide und fü r den Naturschutz in 
Niedersachsen Rechnung zu tragen.

Alfred Toepfer war Kaufmann, ein un- 
gemein erfolgreicher Kaufmann, hart rech
nend und doch von Beginn an erfü llt von 
Ideen, Idealen und Visionen, in der Politik, 
im kulturellen wie auch im Einsatz fü r die 
Erhaltung und Entwicklung gewachsener 
Kulturlandschaften in Europa. Die von ihm 
gegründeten Stiftungen insbesondere 
und die Vielzahl der gewichtigen Preise in 
unterschiedlichen Themenfeldern verlei
hen diesem Willen zum „Anstiften" im posi
tiven Sinne (wie er es selber gerne form u
lierte) steten Ausdruck.

Er war es, der schon 1956 ein Pro
gramm zur Schaffung von Naturparken 
ausrief.

Er gründete 1973 die Föderation der 
Natur- und Nationalparke Europas.

Er war über drei Jahrzehnte Vorsitzen
der des Vereins Naturschutzpark, kurz 
VNP, und hat damit ganz wesentlich fü r die 
Erhaltung charakteristischer Landschaften, 
insbesondere in der Lüneburger Heide und 
in den östereichischen Hohen Tauern, bei
getragen.

Er hat schließlich mit M itteln der Stif
tung F.V.S. für den VNP den Hof Möhr in 
der Schneverdinger Osterheide gekauft 
und ihn dem Land Niedersachsen zur Er
richtung einer Naturschutzakademie ange
tragen.

Das Land Niedersachsen hat ihm ganz 
besonders in diesem Engagement fü r Na
turschutz und Landschaftspflege viel zu 
verdanken. Wir wollen diesem Dank mit

der heute feierlich zu begehenden Umbe
nennung der Norddeutschen Naturschutz
akademie in A lfred Toepfer Akademie fü r 
Naturschutz Ausdruck verleihen.

Wir wollen dies auch deshalb tun, weil 
es eine Vielzahl von Zielen und Aufgaben 
in der Naturschutzpolitik gibt, die er ge
danklich vorbereitet hat, denen er den 
Weg bereitet hat, oder die — so meine be
gründete Vermutung — in seinem Sinne 
heute von uns betrieben werden.

Hierzu zähle ich z. B. folgendes:
1. Sicherung von ausreichenden, nach 

fachlichen Gesichtspunkten ausge
wählten Anteilen der Landesfläche 
Niedersachsens als Vorrangflächen fü r 
Naturschutz einschließlich weiträum i
ger Großschutzgebiete m it repräsen
tativen Ausschnitten unserer nieder
sächsischen Landschaft,

2. Planung und Umsetzung von Natur
schutzvorhaben unter verstärkter Ein
beziehung der vor Ort Betroffenen. Of
fenheit fü r einen Dialog, insbesondere 
mit der Land- und Forstwirtschaft, aber 
auch mit Handel, Gewerbe und Indu
strie sowie die Nutzung der Möglich
keiten eines sachgerechten Ökospon
sorings,

3. stärkere Einbindung der Verbände in 
die naturschutzpolitische Diskussion; 
Nutzung ihres hohen Kenntnisstandes 
in naturschutzfachlichen Fragen; Absi
cherung notwendiger Pflege- und Be
treuungsmaßnahmen in Schutzgebie
ten durch das Land,

4. Förderung eines naturverträglichen 
Fremdenverkehrs.

Lassen Sie mich zu diesen Punkten eini
ges ausführen:
Ich habe in meiner Regierungserklärung 
1994 das Ziel der Landesregierung fo rm u
liert, 10% der Landesfläche Niedersach
sens vorrangig fü r den Naturschutz zu si
chern. Ein Großteil ist schon geschafft. Wei
tere Bemühungen haben sich natürlich 
auch und besonders auf landeseigene Flä
chen zu konzentrieren. Wir brauchen die
sen Flächenanteil und w ir brauchen die na
turschutzrechtlichen Instrumente des Flä
chenschutzes, um dem rasanten Land
schaftswandel, der Gefährdung der Tier- 
und Pflanzenarten wirksam zu begegnen, 
ja schließlich auch, um die besondere Viel
falt, Eigenart und Schönheit unserer nie
dersächsischen Landschaft zu sichern.

Der Nieders. M in isterpräsident Gerhard Schröder be i seiner Festansprache. 
(Foto: NNA-Archiv)
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Sie ist ein wesentlicher Teil niedersäch
sischer Identität und wichtige Wurzel fü r 
das gewünschte und benötigte Engage
ment weiterer Bevölkerungskreise fü r den 
Naturschutz.

Diese Bindung hat auch Alfred Toepfer 
empfunden, in seiner Zeit, auf seine Weise. 
Er hat uns am Beispiel der Lüneburger 
Heide gezeigt, wie sie ein Leben lang w ir
ken und sich in konstantem Engagement 
fü r eine Landschaft niederschlagen kann.

Wir sehen uns diesem Engagement ver
pflichtet und w ir werden es fü r andere re
präsentative Landschaften Niedersachsens 
fortsetzen.

Wir haben den Nationalpark Nieder
sächsisches Wattenmeer fü r die Küstenre
gion und haben Anfang 1994 den Natio
nalpark Harz in der Mittelgebirgsregion 
geschaffen.

Und nun geht es, und das ist ein vorran
giges Ziel der Landesregierung, mit Nach
druck um die Sicherung der Mittelelbenie
derung im Osten des Landes. Wir wollen 
ein länderübergreifendes Großschutzge
biet m it integriertem Nationalpark, um 
diese in Mitteleuropa inzwischen einma
lige Flußtallandschaft zu erhalten.

So ist es m it den anderen, beteiligten 
Bundesländern verabredet. Es w ird keine 
leichte Aufgabe, insbesondere angesichts 
der bekannten Situation der öffentlichen 
Kassen. Pioniergeist, M ut und Einfallsreich
tum  sind einmal mehr gefragt, um hier e t
was Vernünftiges zu gestalten.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wer in einem so großen, vielgestaltigen 
und von Menschen bewohnten Naturraum 
fl^chenhaft Ziele des Naturschutzes Um
setzen will, muß das Nischendenken verlas
sen, muß auf die in der Landnutzung Täti
gen zugehen und mit ihnen sowie anderen 
Interessengruppen gemeinsam tragfähige 
Konzepte entwickeln.

So haben w ir es mit Erfolg im Harz ge
macht und so machen w ir es aktuell auch 
m it dem Elbtalforum fü r das neue Groß
vorhaben. Die Belange von Land- und 
Forstwirtschaft, von Handel, Gewerbe und 
Tourismus werden vorab in ausführlichen 
Fachgutachten analysiert und dann w ird in 
einem zielgerichteten Diskussionsprozeß 
im Kreise aller Beteiligten nach Lösungswe
gen gesucht.

Naturschutz nicht aus der Ferne ver
ordnen, sondern nach Kräften vor Ort und 
m it den Menschen entwickeln, umsetzen 
und dort w o notwendig rechtlich absi

chern, das ist der zielführende Weg. Ich 
denke, daß w ir auch damit im Geiste Alfred 
Toepfers handeln.

Hierzu gehört auch, intensiv all die 
Möglichkeiten auszuschöpfen, die das 
Ökosponsoring bietet, zum Vorteil von 
Wirtschaft und Naturschutz in gleicher 
Weise. Es g ib t inzwischen eine ganze Reihe 
interessanter Beispiele, die Mut machen, 
auf diesem Weg weiterzugehen.

Die von uns ins Leben gerufenen Na
turschutzstationen, inzwischen 5, sind 
ebenfalls Ausdruck dieses Bestrebens, 
staatliches Naturschutzhandeln stärker an 
die Basis zu bringen, transparenter zu ma
chen. Vertreter der Landesnaturschutzver
waltung sind nunmehr konstant und dau
erhaft in fü r den Naturschutz wichtigen 
Gebieten präsent. So kann Naturschutz mit 
der Bevölkerung unbürokratisch entwik- 
kelt und können Entscheidungen dort ge
tro ffen werden, wo sie am besten getro f
fen werden sollen. In dieser M ittlerfunk
tion haben sich die Naturschutzstationen 
schon heute sehr bewährt.

In diesem Zusammenhang begrüße ich 
es sehr, daß sich auch die Naturschutzaka
demie m it ihrem „regionalen Standbein" in 
der Lüneburger Heide engagiert und sich 
im Rahmen ihrer Aufgaben Bildung, Ö f
fentlichkeitsarbeit und Forschung an der 
Betreuung dieses großen Naturschutzge
bietes beteiligt. Sie tu t dies in engem Zu
sammenwirken mit dem traditionellen 
Verein Naturschutzpark sowie den zustän
digen staatlichen Stellen.

Grundsätzlich ist die Naturschutzaka
demie auch überregional in ganz besonde
rem Maß geeignet, als ein Forum fü r den al
lenthalben notwendigen ressortübergrei- 
fenden Diskurs zu dienen, als M ittler zw i
schen all den Interessengruppen, die m it 
Natur und Landschaft zu tun haben. Hier 
könnten Berührungs- und Schwellenäng
ste abgebaut und abseits vom Gedränge 
des Alltags Themen bedacht und erörtert 
werden. Wir wollen die Akademie in dieser 
Richtung weiterentwickeln, ihr auch haus
haltstechnisch die notwendigen Freiräume 
geben, damit sie diese wichtigen Aufga
ben weiterhin und möglichst vermehrt 
wahrnehmen kann.

Um Naturschutzpolitik sachgerecht 
ausrichten und effektiv betreiben zu kön
nen, wollen w ir sie ständig auf dem kriti
schen Prüfstand wissen. Hierfür ist uns der 
regelmäßige Kontakt und der intensive 
Meinungsaustausch mit den Naturschutz
verbänden von besonderer Bedeutung. 
Wir haben die rechtlichen Rahmenbedin

gungen geschaffen, um die Arbeit der Ver
bände abzusichern, und ihnen umfassende 
Möglichkeiten der Beteiligung und M itw ir
kung an Entscheidungsprozessen einge
räumt. Wir haben damit bundesweit eine 
Vorreiterposition übernommen. Sie hat 
sich bewährt. Wir schätzen die konstruk
tive M itw irkung der Verbände.

Doch nicht nur im politischen Raum, 
sondern auch bei der konkreten Schutzge
bietsbetreuung, bei der Umsetzung von 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen sind 
uns die Verbände mit ihren o ft sehr flexi
blen Strukturen und ihrer hohen Leistungs
fähigkeit unverzichtbare und geschätzte 
Partner.

Auch unter diesem Aspekt ist an erster 
Stelle der Blick in das Naturschutzgebiet 
Lüneburger Heide zu richten, wo das Land 
Niedersachsen mit dem Verein Natur
schutzpark eine umfangreiche vertragliche 
Vereinbarung zur Durchführung von Land
schaftspflegemaßnahmen geschlossen 
hat. Auch dieses Vorgehen hat sich be
währt. Zu Verantwortung stehen, sie aber 
doch weitestmöglich und gut geregelt an 
die Basis zu übertragen, zumindest dorthin, 
w o sie sachgerecht übernommen werden 
kann — das ist dabei die Linie des Landes. 
Auch damit, so meine ich, könnten w ir uns 
dem Wohlwollen A lfred Toepfers sicher 
sein.

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Erhaltung und Entwicklung des Frem
denverkehrs ist in vielen Regionen Nieder
sachsens von zentraler Bedeutung. Auch 
dies hat Toepfer früh erkannt und mit 
Nachdruck das Ziel verfolgt, das Natur
schutzgebiet Lüneburger Heide fü r die 
breite Bevölkerung zu erschließen, ohne 
die Belange des Naturschutzes aus dem 
Auge zu verlieren. Das von ihm ausgeru
fene Programm zur Ausweisung von Na
turparken fo lgte großräumig diesem Ziel, 
von der Naturausstattung her bemerkens
werte Gebiete fü r einen angepaßten 
Fremdenverkehrzu erschließen. M it seinen 
zw ölf Naturparken deckt Niedersachsen 
immerhin eine Fläche von annähernd
10.000 km2 ab, etwa 1 /  5 der Landesfläche. 
Gewisse Einschränkungen sind auch hier
bei nicht zu vermeiden. Ein Großteil der für 
den Fremdenverkehr überaus bedeutsa
men Gebiete befindet sich bereits in natur
schutzrechtlich geschütztem Zustand. Das 
Landesraumordnungsprogramm besagt 
dazu, daß Fremdenverkehr im Sinne eines 
„sanften Tourismus" umweltverträglich

4



Rede des Nieders. M in is te rp rä s id e n te n  G erhard Schröder zu r U m b enennung  d e r N N A  in A lfre d  T o e p fe r A kadem ie

und unter Berücksichtigung der natürli
chen Lebensgrundlagen entw ickelt wer
den soll.

Wir wollen und brauchen das konstruk
tive Miteinander von Naturschutz und 
Fremdenverkehr in den Naturparken wie 
auch und besonders in den Nationalparken 
und Großschutzgebieten.

Wir brauchen dazu eine gute Informa
tions- und Öffentlichkeitsarbeit nicht nur, 
aber vorrangig in diesen Gebieten, um be
stehende Probleme zu lösen und Entwick
lungsperspektiven aufzuzeigen. Ich meine, 
was zum Beispiel in der Lüneburger Heide 
an Materialien, Strukturen und Einrichtun
gen fü r eine Informations- und Öffentlich
keitsarbeit geschaffen worden ist, kann 
sich sehen lassen, es ist aber längst noch 
nicht genug. Wir wollen in dieser Richtung 
Weiterarbeiten. Auch die von der Sache her 
notwendige Einrichtung einer Naturwacht 
in diesen Brennpunkten von Naturschutz 
und Fremdenverkehr gehört zu diesem 
Thema.

Im Harz ist es gelungen, im Zusammen
wirken der Forst- und Naturschutzverwal
tung des Landes M itarbeiter fü r die Wahr
nehmung dieser Aufgaben freizustellen. 
Ihre naturschutzfachliche Fortbildung 
durch die Naturschutzakademie hat mit 
einem Lehrgang im Dezember 1995 hier 
auf dem Hof Möhr begonnen. Wir brau
chen die Naturwacht auch in anderen Ge

Der Nieders. M in isterpräsident Gerhard 
Schröder beim Anbringen des neuen Na
mensschildes der Akademie.
(Foto: NNA-Archiv)

bieten, doch die Schaffung neuer Stellen in 
benötigtem Umfang allein durch die ö f
fentliche Hand ist zur Zeit nicht möglich. 
Auch hier kann nur appelliert werden, daß 
im Zusammenwirken aller Beteiligten und 
Betroffenen neue vielleicht auch unkon
ventionelle Ideen entw ickelt und umge
setzt werden. Wir werden im Rahmen un
serer Möglichkeiten diese Bestrebungen 
fördern.

Sehr geehrte Damen und Herren,

hohes Engagement in der Region, aber 
stets den Blick über die Grenzen, auf inter
nationale Zusammenhänge gerichtet, das 
zeichnete den auf weltweitem  Parkett tä
tigen Kaufmann Alfred Toepfer aus. Ganz 
in diesem Sinne füh lt sich auch das Land 
Niedersachsen im Naturschutz den über 
die Landesgrenzen hinausreichenden und 
internationalen Belangen gegenüber in 
hohem Maße verpflichtet, denn Natur 
macht nicht an den Grenzen halt.

M it seinen Großschutzgebieten leistet 
das Land einen wesentlichen Beitrag fü r 
die Sicherung des europäischen Naturer
bes, ganz im Sinne der von Toepfer ins Le
ben gerufenen Föderation. In der Umset
zung der Richtlinie der EU über die Erhal
tung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH- 
Richtlinie) geht Niedersachsen nun auch

zielstrebig voran in der Absicht, einen zu
kunftsweisenden Beitrag zum europäi
schen ökologischen Netz „Natura 2000" 
zu leisten. Wir streben an, bis 1996 ca 6,1 % 
der Landesfläche als niedersächsischen 
Beitrag zu diesem Schutzkonzept anzu
melden. Wir sehen darin eine große 
Chance, der Forderung nach Sicherung von 
Vorranggebieten gerecht zu werden. Vor
aussetzung dafür ist natürlich, daß die 
notwendigen Neuregelungen auf Bundes
ebene dann nunmehr erfolgen. Wir w er
den m it Nachdruck darauf hinwirken.

Meine Damen und Herren,

diese Schlaglichter auf unser derzeitiges 
naturschutzpolitisches Handeln sollen 
deutlich machen, daß w ir uns bei allem 
Bemühen um Innovationen, um neue intel
ligente Lösungen fü r die gewachsenen 
Probleme im Naturschutz auch immer 
seine Geschichte und Tradition vor Augen 
halten, sie wertschätzen und berücksichti
gen, w o immer es von der Sache her Sinn 
macht. Hier spielt Alfred Toepfer und sein 
Werk eine herausragende Rolle, der w ir 
heute wie in Zukunft Rechnung tragen 
wollen.

Die alte Norddeutsche Naturschutz
akademie wird in Zukunft m it ihrem neuen 
Namen dafür stehen: Alfred Toepfer Aka
demie fü r Naturschutz.

Nach der offiz ie llen Umbenennung: M in isterpräsident Gerhard Schröder, U m w elt
m inisterin Monika Griefahn, M d I D ieter Möhrm ann, vorm. Bürgerm eister der S tadt 
Schneverdingen. (Foto: NNA-Archiv)
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Grußwort beim Festakt 
zur Umbenennung der NNA 
in Alfred Toepfer Akademie 
für Naturschutz am 24.01.1996
von Johann Schreiner

Sehr geehrte Damen und Herren

Als ich vor gut 4 1/ 2 Jahren hier stand, 
war fü r mich alles noch ziemlich neu; die 
Landschaft, die niedersächsischen Verwal
tungsgepflogenheiten, die Kolleginnen 
und Kollegen, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Sie verehrte Frau Ministerin 
haben mir damals die Leitung der Nord
deutschen Naturschutzakademie übertra
gen.

Sie haben damals die Notwendigkeit 
einer „verbesserten Öffentlichkeits-, Bil- 
dungs- und Informationsarbeit" betont, 
um die Anliegen des Naturschutzes besser 
zu vermitteln und Sie haben in diesem Zu
sammenhang der Naturschutzakademie 
einen hohen Stellenwert eingeräumt. 
Daß Sie in der Norddeutschen Natur
schutzakademie die geeignete Stelle se
hen, wichtige Koordinierungsaufgaben 
auf den Gebieten der „Naturschutzbil-

Johann Schreiner, Professor und  Leiter 
der A lfre d  Toepfer Akademie fü r  N atur
schutz w ährend der Festansprache. 
(Foto: NNA-Archiv)

dungs- und -informationsarbeit, aber auch 
in der Naturschutz-Forschung" in Nieder
sachsen zu übernehmen, habe ich mir 
besonders notiert. Das Angebot der vol
len Unterstützung durch Sie und Ihre M it
arbeiterinnen und Mitarbeiter in der 
Naturschutzverwaltung war für mich ge
wissermaßen die Bekräftigung, die neue 
Herausforderung anzunehmen.

In der Zwischenzeit durfte ich viel Un
terstützung erfahren. Ich habe viele Hö
hen, aber auch Tiefen erlebt. Ich habe mit 
meiner Familie hier in der Region, aber 
auch im übrigen Niedersachsen viele gute 
Freunde gefunden und ich glaube, daß 
sich Ihre Akademie, verehrte Frau Ministe
rin, heute im bundesweiten und interna
tionalen Vergleich durchaus sehen lassen 
kann. Die Zahlen in der Kurzbilanz 1995, 
die Ihnen allen zur Verfügung steht, 
sprechen fü r sich. Daß ich hier auf die 
Arbeiten meiner Vorgänger aufbauen 
konnte, möchte ich besonders hervor
heben.

Ein Datum ist mir in besonderer Erinne
rung geblieben. Es war der 8. März 1992, 
ein Sonntag, an dem w ir 10 Jahre Nord
deutsche Naturschutzakademie auf Hof 
Möhr feiern konnten. Viele der heute An
wesenden waren auch damals dabei. Da 
stand an diesem Rednerpult eine Persön
lichkeit, 97 Jahre alt, die uns alle in einem 
20-minütigen freien Vortrag in ihren Bann 
zog. Es war Alfred Toepfer. Er, der in sei
nen Gedanken, in seinem Weitblick, im
mer der Zeit voraus war, war es, der schon 
Ende der 70er Jahre von der Notwendig
keit einer Europäischen Naturschutzaka
demie überzeugt war. Er war es auch, der 
1954 den Vorsitz des Vereins Naturschutz
park übernommen hat und 1956 in Bonn 
in Anwesenheit des damaligen Bundes
präsidenten Heuss und mehrerer Bundes
und Landesminister ein Programm zur 
Schaffung von 25 Naturparken in Deutsch
land verkündet hat. Grundidee war es, 
Naturschutz und Erholung in einem Ge
biet zu verknüpfen, zum Vorteil der Natur

und des erholungssuchenden Menschen. 
1973 kam es dann zur Gründung der Fö
deration der Natur- und Nationalparke 
Europas, bei der im September 1995 die 
Akademie als Mitglied aufgenommen 
wurde. Damit schließt sich wieder ein 
Kreis.

Bei der Veranstaltung am 8. März 1992 
referierte eine weitere Persönlichkeit, die 
insbesondere bei der inhaltlichen Ausge
staltung der Akademie entscheidende Im
pulse gab. Es war Prof. Dr. Ernst Preising, 
der heute in Oberhaverbeck wohnt, und 
noch mit den Folgen eines schweren Ver
kehrsunfalles zu kämpfen hat. Ich wünsche 
ihm von hier aus gute Besserung.

Es war auch seiner Initiative zu ver
danken, daß die Naturschutzakademie 
wissenschaftlich fundiert Bildung und Ö f
fentlichkeitsarbeit im Naturschutz be
treibt. Der sich daraus ergebende Aufga
bendreiklang fü r die Naturschutzakademie 
m it Forschung, Bildung und Öffentlich
keitsarbeit wurde im Errichtungsbeschluß 
der Landesregierung festgeschrieben und 
hat sich bis heute bewährt. Der Schwer
punkt „Langfristforschung in der Region" 
wurde die letzten 4 Jahre entwickelt. 
Themen wie
■  Renaturierung militärischer Übungsflä
chen
■  Kosten einer ressourcenschonenden 
(umweltverträglichen) Landwirtschaft
■  Fließgewässerrenaturierung oderauch
■  Begleitforschung zum Betrieb der 
Pflanzenkläranlage auf Hof Möhr 
wurden und werden bearbeitet. Die un
mittelbare Umsetzung der Ergebnisse in 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit vor 
Ort, hier auf Hof Möhr, ist möglich und 
w ird von uns betrieben. Daß unsere Arbeit 
bundesweite und internationale Anerken
nung findet, freut uns ganz besonders.

In diesem Zusammenhang darf ich 
ganz besonders Frau Garmaeva und Frau 
Kantaschkeva vom Baikal-Institut fü r Na
tur-Management aus Ulan-Ude begrüßen, 
w o ich 1994 zu einem Vortrag auf einer 
internationalen Tagung weilen durfte. 
Ebenso begrüßen möchte ich Frau Elda 
Moreno vom Europarat in Straßburg, die 
dort fü r Öffentlichkeitsarbeit zuständig 
ist.

Bildung und Öffentlichkeitsarbeit sind 
zentrale Aufgaben der NNA. Es ist uns ge
lungen, die Teilnehmerzahl an Veranstal
tungen (Seminaren + Fachtagungen) von 
1991 bis 1995 von etwa 1.500 auf knapp
3.000 zu verdoppeln, die Einnahmen aus 
Teilnehmergebühren dabei zu verfünffa
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chen sowie die Einnahmen aus dem Publi
kationsverkauf fast zu vervierfachen.

Aber das ist nicht das Entscheidende. 
Es zeigt lediglich, daß die Arbeit der Na
turschutzakademie ankommt, vor allem 
dadurch, daß dafür auch eine gewisse 
Zahlungsbereitschaft vorhanden ist. Ent
scheidend ist, das, was Sie Frau Ministerin 
uns 1991 mit auf den Weg gegeben ha
ben, nämlich, das „Anliegen des Natur
schutzes besser zu vermitteln". Wir wollen 
mit der Vermittlung von Wissen und Wer
ten im und über Naturschutz durch Bil
dung und Öffentlichkeitsarbeit mithelfen, 
die Naturschutzziele besser zu erreichen. 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit stehen 
hier gleichberechtigt m it den hoheitli
chen Instrumenten. Sie sind entscheiden
de Instrumente, um die Integration der 
Naturschutzziele in gesellschaftliches Han
deln (auf allen Ebenen) zu erreichen. Ich 
habe bewußt nicht gesagt: eine höhere 
Akzeptanz schaffen, weil akzeptieren „e t
was annehmen, billigen" bedeutet und 
Naturschutz als Anliegen weniger vom 
Rest der Gesellschaft nicht nur angenom
men, gebilligt werden darf, sondern zum 
Handlungsprinzip der Mehrheit werden

muß, wenn w ir die natürlichen Lebens
grundlagen Boden, Wasser, Luft, Klima, 
Pflanzen- und Tierwelt auch fü r die kom
menden Generationen bewahren wollen. 
Akzeptanz muß fü r hoheitliches Handeln 
im Naturschutz hergestellt werden, da ho
heitliches Handeln ohne Akzeptanz in der 
Bevölkerung wirkungslos ist.

Verehrte Festversammlung, ich habe 
damit die Handlungsfelder der Natur
schutzakademie umrissen. Ich kann Ihnen 
versprechen, daß w ir die Umbenennung 
der Norddeutschen Naturschutzakademie 
in Alfred Toepfer Akademie fü r Natur
schutz zum Anlaß nehmen werden, mit 
neuem Schwung unseren Beitrag dazu zu 
leisten, die Integration der Naturschutz
ziele in gesellschaftliches Handeln auf allen 
Ebenen zu erreichen.

Und ich glaube sagen zu können, die 
Zeichen stehen gut:
■  Flexibilisierung des Haushalts der Na
turschutzakademie
■  Engagement der Akademie bei der 
Forschung im Elbetal
■  Durchführung von Fachforen im w e lt
weiten Teilnehmerkreis zur Vorberei

tung eines Weltwaldgipfels anläßlich der 
EXPO
■  Engagement der Akademie beim Pro
jekt „Ökologische Konversion" im ehema
ligen Camp Reinsehlen
■  Aufbau einer „Zukunftswerkstatt Na
tu r" m it der versucht w ird, eine Konsens
strategie zwischen Naturschutz und den 
landnutzenden Disziplinen zu entwickeln 
und umzusetzen,
alles das sind zukunftsweisende Vorha
ben, die einen gewissen Grad an Konkreti
sierung erreicht haben und die auch im 
Sinne Alfred Toepfers gewesen wären.

Sie bedürfen dringend der Umsetzung. 
Dafür braucht die A lfred Toepfer Akade
mie fü r Naturschutz Ihre Unterstützung. 
Ihre Teilnahme an dieser Festveranstaltung 
ist fü r mich Signal, daß ich damit rechnen 
kann. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen 
und uns einen erfolgreichen Verlauf die
ser Festveranstaltung. Vielen Dank an die 
Alfred Toepfer Stiftung F.V.S., den För
derverein der Akademie und das Land 
Niedersachsen, die uns dies alles ermög
licht haben.

Vielen Dank an Sie alle!
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Grußworte zur Umbenennung der NNA 
Hof Möhr am 24.1.1996
von Hermann Toepfer

Frau Ministerin Griefahn, Herr Senator 
Dr. Vahrenholt, sehr verehrter Herr Pro
fessor Buchwald, meine sehr geehrten 
Damen und Herren

Im Namen der Alfred-Toepfer-Stiftung zu 
Hamburg danke ich allen Beteiligten fü r 
diesen Festakt und freue mich, daß durch 
die Umbenennung der Nordeutschen Na
turschutzakademie der Name unseres Stif
ters, Förderers und langjährigen 1. Vorsit
zenden des Vereins Naturschutzpark diese 
Würdigung erfährt. Allerdings würde A l
fred Toepfer keinen Wert auf diese Her
vorhebung gelegt haben.

Wie Sie vielleicht schon wissen, ist der 
Hof Möhr aus M itteln der Stiftung erwor
ben und vom Stifter Alfred Toepfer über 
den VNP fü r Zwecke des Naturschutzes — 
insbesondere der Forschung und Lehre — 
der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
worden. Daraus ergibt sich die Verpflich
tung fü r die Beschenkten, von hier aus im 
Sinne von Alfred Toepfer fü r den Natur
schutz und die Landschaftspflege weiter 
zu wirken.

Alfred Toepfer hat als radikaler Idealist 
und weitsichtiger Anstifter bereits seit 
M itte  der fünfziger Jahre neben vielen an
deren Verpflichtungen bis ins hohe A lter 
sich sehr energisch dem Naturschutz im 
weitesten Sinne zugewandt und dabei viel 
Zeit und große Mittel in die praktische Um

setzung seiner gemeinnützigen Ziele und 
richtungsweisenden neuen Wege im Na
tur- und Umweltschutz eingebracht.

Es wäre im Sinne von Alfred Toepfer, 
wenn seine Nachfolger begreifen und sich 
dafür einsetzen würden, daß Natur- und 
Umweltschutz nicht nur zum Vergnügen 
der Menschen betrieben werden, sondern

Hermann Toepfer, Vorsitzender der A l
fred  Toepfer S tiftung F. V.S. zu Hamburg 
w ährend seiner Grußworte.
(Foto: NNA-Archiv)

um ihrer selbst willen geboten sind. Der 
Mensch ist nicht das Maß aller Dinge. Nur 
wenn er sich als ein Bestandteil der Natur 
begreift, w ird ihm ein Überleben beschie- 
den sein.

Über 30 Jahre lang hat sich Alfred 
Toepfer jedes Wochenende und oftmals 
noch darüber hinaus in „seinem" Natur
schutzpark Lüneburger Heide aufgehalten 
und sich dabei m it unendlicher Hingabe 
und großem Eifer dem Erhalt der weiträu
migen Landschaft und dem Ausbau des 
Parkes zur Freude aller Besucher gew id
met. Er ist dabei auf die Wünsche und Sor
gen der eingesessenen Bevölkerung einge
gangen und hat ihnen neue Wege der Exi
stenzsicherung gewiesen. Es gab Wettbe
werbe fü r die erfolgreichsten Schäfer, 
Preise fü r die schönsten Neubauten, Gast
höfe und Vorgärten, Entschädigungen fü r 
Privatflächen, die dem Naturschutz zur 
Verfügung gestellt wurden, Prämien fü r 
gekörte Schafböcke und immer wieder 
Einladungen zum Aufenthalt im Heidepark 
und Wanderungen durch die Heide mit 
unzähligen Persönlichkeiten aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft bis hin zum 
Bundespräsidenten. Es gab zahlreiche Ent- 
kusselungsaktionen und jedermann wurde 
angehalten zur Ordnung und Sauberkeit in 
der Landschaft. Es gab aber auch immer 
wieder Proteste und Prozesse gegen die 
Zweckentfremdung und Zerstörung des 
Naturschutzgebietes durch die britischen 
Panzer, die bis hin zur englischen Königin 
gingen. Alle wurden fü r die notwendigen 
Belange des Naturschutzes eingespannt 
und motiviert. In diesem Sinne möge die 
Alfred-Toepfer-Akademie auf Hof Möhr 
zum Segen aller weiterwirken.

Ich danke Ihnen.
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Visionen und Aktivitäten — das Werk 
Alfred Toepfers für das Naturschutz
gebiet Lüneburger Heide
von Konrad Buchwald

Frau Ministerin, Herr Senator,
Liebe Familie Toepfer,
Meine Damen und Herren,
Liebe Freunde!

„Visionen brauchen Fahrpläne", so schrieb 
Ernst Bloch im „Prinzp Hoffnung" (1954- 
59).

Wir ehren heute einen Mann, der nicht 
nur Visionen fü r unser Land hatte, sondern 
es auch verstand, sie m it Tatkraft und Fahr
plänen in die Wirklichkeit umzusetzen.

Diese Visionen betrafen zunächst das 
die damalige Bundesrepublik umspan
nende Netz der Naturparke. Sie entstam
men seiner Initiative und sind in enger 
Zusammenarbeit m it dem Bundesland
wirtschaftsministeriumn und den Bundes
ländern in begrenzter Zeit realisiert w or
den.

Heute bestehen in der alten Bundesre
publik 64 Naturparke mit einer Fläche von
4,5 Mio ha. Das sind 20% der Fläche der 
Bundesrepublik.

Auf Initiative Toepfers und m it Unter
stützung des Europa-Rates g riff die Natur
park-Idee bald auf andere europäische 
Länder über. Heute bestehen drei grenz
überschreitende Europa-Parke.

Besonders Frankreich g riff den Natur
park-Gedanken intensiv auf. Hier bestehen 
heute 25 Naturparke. Krönung der euro
päischen Bemühungen Alfred Toepfers 
war die Gründung der Föderation der Na
tur- und Nationalparke Europas.

Toepfers Visionen betrafen vor allem 
aber auch die uns heute und hier interessie
rende beispielhafte Sicherung und Ent
wicklung des Naturschutzgebietes Lüne
burger Heide, das ihm seit langem vertraut

1) Der Naturschutz ressortierte damals bei diesem Mi
nisterium. Toepfer hatte das Glück und den Verdienst, 
sehr bald aktive Mitarbeiter gewinnen zu können. Kon
genialer Mitdenker war vor allem Gerhard Isbary mit sei
ner Konzeption eines Systems von Naturparken im Rah
men der Raumordnung. Helfer und Mitarbeiter bei der 
praktischen Umsetzung des Konzeptes waren Staatsse
kretär Dr. Sonnemann und Oberlandforstmeister Dr. 
Offner im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt
schaft und Forsten, im VNP der frühere niedersächsische 
Staatssekretär Dr. Dankwerts und Oberlandforstmei
ster Selchow.

und -  direkt vor der Hamburger Haustür 
gelegen -  besonders am Herzen lag.

„Sagen Sie ihm, daß er für die Träume 
seiner Jugend soll Achtung tragen, wenn 
er ein Mann sein wird" (Schiller, Don Car
los: Worte des Erziehers des Infanten an die 
Königin-Mutter).

Weshalb zitiere ich dies? Weil der 
Mann, den w ir hier ehren, den Träumen sei
ner Jugend im reiferen Leben und bis zu 
seinem Tod getreu blieb und danach han
delte. M it uns Jüngeren, die m it Herrn 
Toepfer auch zu grundsätzlichen Gesprä
chen kamen, sprach er gelegentlich von 
dem, was ihm aus der Jugendbewegung 
als Maxime geblieben war. „In Freiheit die
nen ist die höchste Lebensform". Die Be
tonung liegt auf „Freiheit" und auf „die
nen".

Alfred Toepfer war geprägt vom Wan
dervogel, der ersten Welle der deutschen 
Jugendbewegung vor und kurz nach dem 
Ersten Weltkrieg. Für ihn blieb das Bekennt
nis der Freideutschen Jugend vom Hohen 
Meissner, kurz vor Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges, stets verbindlich: Leben aus 
eigener Verantwortung gegenüber sich

Prof. Dr. K. Buchwald be i seiner Festan
sprache. (Foto: NNA-Archiv)

selbst und der Gemeinschaft, in die wir 
hineingestellt sind. „In Freiheit dienen ist 
die höchste Lebensform".

Herr Bürgermeister Voscherau und A lt
bundeskanzler Helmut Schmidt haben 
diese Prägungen und Bindungen Alfred 
Toepfers in der Feierstunde im Hamburger 
Rathaus (1993) menschlich und in den hi
storischen Zusammenhängen der Kriegs
und Nachkriegszeit prägnant dargestellt. 
Das zur Persönlichkeit eines von mir tro tz  
auch unterschiedlicher Meinungen hoch- 
geschätzten väterlichen Freundes.

Aus Toepfers Wandervogelzeit stammt 
die enge Verbindung zu Natur und Land
schaft. Die Naturparkarbeit wurde aus die
sen Quellen gespeist — und vor allem auch 
die beispielhafte Arbeit fü r das Natur
schutzgebiet „Lüneburger Heide".

Worin bestanden nun die Leistungen 
Alfred Toepfers fü r das Naturschutzge
biet ? Seinem Schutz, seiner Pflege und Ent
wicklung fü r die beiden Funktionen; Natur
schutz und Erholung?

Es waren sieben aufs engste zu inte
grierende Aufgabengruppen, die von ihm 
in A ngriff genommen wurden:
■  Der Schutz und die Pflege der Morä
nen- und Sander-Landschaft m it Heide, 
Moor, Wald und relativ kleinen Acker- und 
Grünlandflächen sowie der Biotop- und 
Artenschutz.
■  Die Sanierung bzw. Renaturierung der 
durch die Übungen britischer Panzer zer
störten und hochbelasteten Landschafts
räume.
■  Die Bau- und Boden-Denkmalspflege in 
einer prähistorisch und historisch gepräg
ten alten Kulturlandschaft.
■  Die Sicherung einer modernen und zu
gleich landschaftsschonenden Erholung 
und damit eng verbunden
■  eine planmäßige Naturschutzbildung, 
Information und Steuerung fü r die wach
senden Besucherströme.
■  Die Förderung der wirtschaftlichen Exi
stenz der einheimischen Bevölkerung in 
und um das Schutzgebiet und
■  der immer erneute Dialog mit den — 
überwiegend bäuerlichen — Nutzergrup
pen des Gebietes1 2'.

2) Diese vielfältigen Aufgabenbereiche und Planun
gen bedurften zu ihrer Um- und Durchsetzung vor Ort 
eines Kreises kontaktfähiger und für organisatorische 
Aufgaben befähigter Mitarbeiter. Dies waren vor allem 
der langjährige Geschäftsführer des VNP, Dr. Jüttner, 
die forstlichen Mitarbeiter Oberförster Westphal und 
Lux, die für die Pflegemaßnahmen verantwortlich wa
ren, die landwirtschaftlichen Mitarbeiter und die für die 
Gaststätten und Jugendheime zuständigen Leiter, 
insgesamt ein großer und kostenträchtiger Apparat, 
wie ihn sich nur wenige Naturparke leisten konnten.
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M it der Durchführung dieser Aufga
ben hatten Toepfer und der VNP bereits 
die moderne internationale Schutzkatego- 
rie des Biospährenreservates vorgedacht 
und vorpraktiziert. Dies sei ergänzt durch 
ein W ort zur europäischen Leistung dieses 
Mannes. Durch Toepfers enge und freund
schaftliche Kontakte zum Europarat in 
Straßburg, dessen Präsidenten wie zu den 
französischen Ministern fü r Natur- und 
Umweltschutz und durch deren Besuche in 
Hamburg und Wilsede wurde der Heide
park immer mehr zu einem Modell fü r an
dere europäische Länder.

M itte  der 60er Jahre rief der Präsident 
des Europa-Rates seine europäischen Ver
tre te r zu einem dreitägigen Kongress nach 
Wilsede, um über die Zuständigkeit des 
Rates fü r Naturschutz und Nationalparke 
zu beraten. In Wilsede wurden die ent
scheidenden Beschlüsse und Richtlinien 
ausgearbeitet.

1967 verlieh der Europa-Rat dem Na
turschutzgebiet Lüneburger Heide als er
ster deutscher Landschaft das Europadi
plom und übernahm gleichzeitig die 
Schirmherrschaft.

Von den sieben im Naturschutzgebiet 
in A ngriff genommenen Aufgaben kann 
hier nur die Gruppe I, die Schutz- und Pfle
gemaßnahmen, ausführlicher behandelt 
werden. Die Maßnahmen der Sanierung 
und Renaturierung sowie der Denkmals
pflege und Erholungssteuerung können 
nur gestreift werden. Ausführlicher w ird 
die Einbeziehung der Bevölkerung in die 
Aktivitäten der Pflege, ihre wirtschaftliche 
Förderung und der Dialog mit ihr behan
delt werden.

Schutz und Pflegemaßnahmen

Vegetationskunde und Pollenanalyse ha
ben deutlich gemacht, daß die Heiden der 
Geest von Bauern seit dem Neolitikum ge
schafften wurden. Diese bäuerliche Kultur
landschaft konnte nur durch die Nutzungs
formen der Heidebauernwirtschaft: 
durch Schafweide, Plaggenhieb, Brand und 
Schlag angeflogener Bäume erhalten w er
den. Das Problem besteht darin, daß Brand 
und Plaggenhieb als hochwirksame, die 
Heide verjüngende Maßnahmen, heute 
ausfallen und gleichwertige Ersatzmaß
nahmen nicht zur Verfügung standen.

Immer wieder hat Toepfer dies mit den 
Pflanzensoziologen Prof. Tüxen und Prof. 
Preising diskutiert. Diese historische Kultur
landschaft m it ihrem großen Erholungs
w ert hat er als Ganzes und in ihrer Vielfalt 
gesehen, gepflegt und geschützt.

Das bedeutete:
■  Verjüngung der Heide durch die ver
einseigenen und bäuerlichen Schnucken- 
herden,
■  Aufbau eines Systems von Winter- und 
Sommerställen für die Schnucken,
■  Mahd alter Heide mit dem Schlag
häcksler,
■  Schlag von Kiefern- und Birkenanflug in 
der Heide, der durch den Ausfall von Brand 
und Plaggenhieb sonst nicht zu beseitigen 
war.
■  Im Landschaftsbild o ft sehr reizvolle 
Birkenreihen mußten der Axt zum Opfer 
fallen.
■  Solche im Naturschutzgebiet nötige 
Pflegemaßnahmen und Eingriffe des VNP 
konnten nicht ohne Reibungsverluste mit 
den Naturschutzbehörden bleiben — und 
sie blieben nicht aus. Das Denken in dyna
mischen Prozessen fällt einer Verwaltung 
nach wie vor schwer.

Dazu kam
■  die Neuschaffung von Heide auf einem 
Teil der Panzerflächen,
■  die Umwandlung von Kieferbeständen 
aus Aufforstungen der letzten beiden 
Jahrhunderte in Heide und
■  die Umwandlung von Kieferforsten in 
naturnahe Eichen- und Buchenwälder,
■  der Ausbau des Wanderwegenetzes 
und der Parkplätze bei gleichzeitiger A u f
hebung von Wegen aus Schutzgründen,
■  Behutsame Renaturierung der fü r die 
Heidebauernwirtschaft charakteristischen
2- und 3-Ständehäuser und Einrichtung als 
Jugendheime für den europäischen Ju
gendaustausch, der Toepfer besonders am 
Herzen lag.
■  Wilsede wurde im Gästehaus des VNP 
zum Treffpunkt der führenden Persönlich
keiten des europäischen Naturschutzes.

Renaturierungs- und Sanierungsmaß
nahmen nach großräumigen Ein
griffen

Eine der wichtigsten und großzügigsten 
Maßnahmen war hier die Untersuchung, 
Planung und Renaturierung des durch bäu
erlichen Torfstich entwässerten Hoch
moores Pietzmoor nahe Hof Möhr in der 
alten Größe durch Stauung in den Entwäs
serungsgräben und Schlag des Kiefern- 
und Birkenanflugs.

Dazu tra t die Wieder-Herstellung ei
nes Teiles der Heideflächen (500 ha) im 
Panzerübungsgelände südlich Schnever
dingen, eine voll gelungene Lebendbau
maßnahme von Prof. Preising.

Maßnahmen der Bau- und Bodendenk
malpflege wertvoller prähistorischer und 
historischer Bausubstanzen.

Dazu gehören die Sicherung bronzezeitli
cher Hügelgräber, einer mittelalterlichen 
(oder früh-neuzeitlichen?) Fluchtburg so
wie bäuerlicher Hofanlagen der letzten 
drei Jahrhunderte. Davon greife ich hier 
nur eine Hofstelle heraus. In Wilsede wurde 
der in einem Nachbarort gefährdete Em
hof aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts 
(also der Zeit vor dem 30jährigen Krieg) 
wiederaufgebaut. Die große Diele des Em- 
hofes war während des Sommers und 
Frühherbstes Kulturtreff und Veranstal
tungsraum für Konzerte, Gesangsaben
de und Vorträge hoher Qualität von eu
ropäischen Rang. M it Erfolg wurde hier 
versucht, Schutz der Natur, landschaftsver
bundenes Wandern und musisches Erleben 
zu einer Einheit zu bringen. O ft habe ich es 
erlebt, daß Herr Toepfer am Freitagabend 
von einer Geschäftsreise aus den USA zu
rückkam, w ir am Samstag die Pflegemaß
nahmen im Gebiet abwanderten und er 
am Samstag- oder Sonntagabend etwa das 
Kammerorchester aus Versailles auf dem 
Emhof begrüßte und im großen Freundes
kreis hörte.

Sicherung einer modernen und zugleich 
landschaftsschonenden Erholung

Nach dem Zweiten Weltkrieg betrug die 
Besucherzahl des Untersuchungsgebietes 
(200km2) nur 50.000/a. Heute sind es rd. 
2 Mio. Ein Wanderwegenetz im heutigen 
Sinne existierte praktisch nicht, wohl aber 
Trampelpfade quer durch die Heide. Land
schaftsverträgliches Wandern erforderte:
■  Sperrung der Fahrwege fü r den priva
ten Autoverkehr3* und Beschränkung des 
Reitens auf Reitwege
■  Geplante Wegeführung fü r Wanderer, 
Radfahrer, Reiter, Kutschwagen.

Dies bedeutete zugleich
■  den Ausbau der VNP-eigenen Jugend
herberge Undeloh,
■  die Errichtung von A ltwandererher
bergen und von
■  Jungendheimen fü r den europäischen 
Jugendaustausch durch den VNP.

Die Hamburger Bürgerschaftsabge
ordnete, Frau Brauweiler, regte bei Toep
fer den Bau eines Feriendorfes fü r kinder

3) Frei nur für Anlieger sowie öffentliche Dienstlei
stungen; Busverkehr nur auf wenigen zugelassenen 
Straßen.
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reiche, sozial schwache Hamburger Fami
lien an, das bei Schneverdingen m it Toep
fers Hilfe errichtet wurde.

Förderung der wirtschaftlichen Situa
tion der Bevölkerung im Schutzgebiet 
und in den Randgemeinden

Landwirte wie Gastwirte im Naturschutz
gebiet sahen den aktivierten Naturschutz
kurs des neuen VNP-Vorsitzenden in den 
50er Jahren mit Skepsis, ja m it Mißtrauen. 
Sie befürchteten Behinderungen ihrer 
wirtschaftlichen Aktivitäten durch den Na
turschutz, Einschränkungen in der Verfü
gung über Grund und Boden sowie durch 
die Verkehrsregelung fü r Kraftfahrzeuge. 
Dies änderte sich bald durch Toepfers Ak
tivitäten. Ich erinnere mich an seine Initia
tive und das Gespräch m it Ministerpräsi
dent Diedrichs 1953.

Ergebnis: Landwirte, die auf die Auf
forstung ihrer Heideflächen verzichteten 
bzw. auf den Umbruch zu Ackerland, er
hielten eine Vergütung in Höhe des dop
pelten jährlichen Zuwachsertrages.

Um das Fahrverbot fü r motorisierte 
Heidebesucher auszugleichen, begann 
Toepfer m it einer Kutschwagenaktion 
des VNP. Dieser schaffte selbst 60 Kutsch
wagen mit Pferden fü r den Besucherver
kehr an. Das zündete. Heute fahren 140 
bäuerliche Kutschwagen, ein wesentlicher 
Zuverdienst der Höfe.

Dazu kam ein Drittes: Im Gebiet stieg 
die Besucherzahl von 50.000/a  nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges auf rd.
2.000.000/a in den letzten Jahrzehnten. 
Der VNP rief schon in den 50er und 60er 
Jahren zum Ausbau von Gästezimmern 
auf. Heute gibt es in und um das Natur
schutzgebiet kaum einen Haushalt, der 
nicht Gästebetten anbietet. In diesem Zu
sammenhang w ird es nötig, auf den heute 
erforderlichen grundsätzlichen Wandel 
im Verhältnis Naturschutz/Landwirt
schaft hinzuweisen. Wenn w ir in Deutsch
land über den begrenzten Gebietsnatur
schutz, d.h. über 1-2%  der Landesfläche 
hinauskommen wollen, w ird es nötig, den 
Dialog mit den Nutzern, vor allem den 
Landwirten zu suchen und neue Formen 
der Zusammenarbeit zu finden, die fü r den 
Landwirt auch wirtschaftlich interessant 
sind. Man muß auf ihn zugehen. Das ha
ben der VNP und Toepfer immer wieder 
getan. Die meisten Naturschutzbehörden 
und auch Naturschutzverbände tun sich 
damit noch sehr schwer. Dabei g ib t es in 
Niedersachsen funktionierende Modelle

fü r die Zusammenarbeit von Verbandsna
turschutz und Landwirten.

So arbeiten in der Dummeniederung 
(Kreis Lüchow-Dannenberg) seit 3 Jahren 
eine Projektgruppe des BUND, Jungland
wirte, Landwirtschaftskammer und Tier- 
äztliche Hochschule Hannover eng bei ei
ner nachhaltigen, naturschutzgerechten 
Feuchtgrünlandnutzung mit Spezialma
schinen fü r Moorböden und gut funktio 
nierender Absatzorganisation zusammen 
(F.- und E.-Projekt „Wiesenkräuterheu").

Diese Zusammenarbeit w ir umso drin
gender, als die Landesmittel fü r Aus
gleichszahlungen an Landwirte immer 
knapper werden oder auslaufen. Wir müs
sen hier neue Wege gehen, und w ir kön
nen das. Herr Toepfer als Mann der W irt
schaft und seine Mitarbeiter haben ge
zeigt, wie das laufen kann. Das alles be
deutete neben einer erfolgreichen beruf
lichen Tätigkeit, neben den Aktivitäten für 
seine europäischen, kulturellen und lan
despflegerischen Stiftungen, während 
über 3 Jahrzehnten, von 1954-1985, viel 
Mühe, Energie und hohe Investitionen. 
Diese betrugen allein fü r das Naturschutz
gebiet Lüneburger Heide, Jahr fü r Jahr 
mehrere Millionen DM.

Die Anerkennung dieser Arbeit er
fo lgte durch die zweimalige Verleihung 
des Europa-Diploms für das Naturschutz
gebiet und im Jahr 1993 durch den erst
malig in Deutschland verliehenen 1. Preis 
für die Sicherung naturnaher, histori
scher Kulturlandschaften durch das Bun
desumweltministerium — ein Preis fü r lie
bevolle und harte A rbeit!

Nun zu den erst in Lösung befindlichen 
und noch nicht gelösten Problemen dieses 
Raumes.

Das britische Panzerübungsgelände im 
Naturschutzgebiet.

Unendliche Geduld und Mittel haben 
Herrn Toepfer und seine Mitarbeiter die 
über Jahrzehnte laufenden Versuche ge
kostet, die britischen Panzereinheiten zum 
Abzug aus den Übungsflächen im Süden 
des Schutzgebietes zu bewegen.

Gespräche mit Ober- und Unterhaus, 
der britischen Regierung, dem Königshaus 
blieben ohne Erfolg, sieht man von einem 
begrenzten freigegebenen Randstreifen 
von 500 ha ab, der erfolgreich unter Lei
tung von Prof. Preising wieder in Heide ver
wandelt werden konnte.

Erst Golf krieg und Gorbatschow brach
ten die Räumung. Seit 1945 waren hier

durch die Panzerübungsfahrten das Bild 
und das ökologische Gefüge der Heide
landschaft vernichtet und in eine Sandwü
ste verwandelt worden.

Inzwischen ist durch Landschaftspla
nung und Landschaftsbau die Wiederher
stellung der Heidelandschaft gu t angelau
fen. In etwa 6 -8  Jahren dürfte  das Bild 
einer verjüngten Heidelandschaft vor uns 
liegen. Dieses Werk ist eine Gemeinschafts
leistung der Bezirksregierung, der b riti
schen Streitkräfte m it ihren Dienstgrup
pen, der Stadt Schneverdingen, der Nord
deutschen Naturschutzakademie, der 
pflanzensoziologischen und ingenieurbio
logischen Beratung durch Prof. Preising, 
Oberhaverbeck, und Prof. Pflug, Wilsede, 
des Forstamtes Sellhorn, der Bundesver
mögensverwaltung und des Vereins Na
turschutzpark.

Herr Toepfer dürfte an dem, was sich 
dort entwickelt, seine helle Freude haben.

Immissionsbelastungen und Vergrasung 
der Heide

Doch der Kampf um die Sicherung des Na
turschutzgebietes ist noch nicht gewon
nen. Es sind nur zwei Jahrzehnte her, seit 
w ir in einer kleinen Arbeitsgruppe mit 
Herrn Toepfer auf dem Wilseder Berg stan
den und in Richtung Stattberg und Ober
haverbeck blickten.

Dort, w o sonst Ende A ugust/Anfang 
September violette Heideflächen die M o
ränenhänge umkleideten, w ogte es je tz t 
wie gelbe, weite Getreidefelder. Die Draht
schmiele hatte das Heidekraut fast völlig 
überwachsen. Herr Toepfer neigte damals 
dazu, die mangelnde Beweidung durch 
Heidschnucken dafür verantwortlich zu 
machen. Frau Prof. Steubing vom Institut 
fü r Ökologische Botanik der Universität 
Gießen ist der Frage durch eine Folge von 
Untersuchungen nachgegangen. Die Er
gebnisse sind in einem umfassenden Be
richt an das Umweltbundesamt zusam
mengefaßt und allgemein akzeptiert. Ursa
che der Vergrasung der Heide sind da
nach im Ferntransport herangeführte Im
missionen von Ammoniak und Nitrat aus 
Emissionen der Landwirtschaft, des Ver
kehrs und industrieller Branchen.

Die wichtigste und schwerste Bela
stung ist die Immission von Ammoniak aus 
der Gülleproduktion der Landwirtschaft. 
Die Stickstoffeinträge im Naturschutzge
biet haben sich in den letzten Jahrzehn
ten wesentlich erhöht und liegen heute 
über den „critical loads", Grenzwerten von
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20 kg /ha /Jahr, die zur völligen Umwand
lung von Heiden im Drahtschmielenrasen 
führen können.

Die Lösungsmöglichkeiten liegen au
ßerhalb des Naturschutzgebietes, nämlich 
in Produktionsumstellungen in Landwirt
schaft und Industrie sowie im Verkehr. Na
turschutzprobleme sind heute nicht mehr 
isoliert, sondern nur noch durch Integra
tion m it Maßnahmen des technischen Um
weltschutzes, m it sozialen und ökonomi
schen Veränderungen, hier durch ökologi
sche Umstellungen der Produktionspro
zesse zu lösen.

Belastung durch Ferntransporte heute 
allgemeines Problem von Schutzgebie
ten und lebenswichtiger Ressourcen

Diese hohe Belastung durch Ferntrans
porte ist kein isoliertes Problem der Hei
den, sondern fast aller gesellschaftlich 
wichtigen Ressourcen unseres Landes, 
wie
■  der Grundwasserkörper m it den Trink- 
und Brauchwasserressourcen der Geest,
■  der Wälder,
■  vieler Agrarökosysteme,
■  der Fließgewässer,
■  des Wattenmeeres und
■  der Nordsee.

Die Schaffung der Naturschutzakademie 
auf Hof Möhr

Im letzten Jahrzehnt seiner Tätigkeit hat 
Herr Toepfer die Schaffung einer Natur
schutzakademie stets als um weltpoliti

sche Weiterführung und Krönung seiner 
Arbeit fü r den Naturschutz insgesamt be
trachtet.

Nach längerer Standortsuche — Hof 
Wehlen war zunächst im Gespräch -  fiel 
die Wahl auf Hof Möhr. Viel Liebe und 
Sorgfalt hat er bei unseren Ortsterminen 
am Hof, gemeinsam mit dem hannover
schen Architekten Peter Hubotter, auf den 
Umbau des Hauses und die Einrichtung fü r 
die neue Funktion verwendet. Und man
chen Gedanken hat er den Aufgaben diese 
Akademie geschenkt. Er dachte an eine 
europäische Funktion. So ist es nur folge
richtig und angemessen, dieser Akademie 
seinen Namen zu geben. Möge die Akade
mie m it ihrer umweltpolitischen Arbeit ei
nen wesentlichen Beitrag zur ökologischen 
Sicherung dieses Landes leisten -  fü r ein 
zukunftsfähiges Niedersachsen.

Literatur

Buchwald, Konrad, 1961: Notwendigkeit, 
Planung und Entwicklung von Natur
parken. — Jahrbuch Deutscher Heimat
bund 1960/61. Neuß.

Ders. 1980: Von der Arbeit am Natur
schutzpark Lüneburger Heide. In: Ideen 
und Taten. Festschrift zum 80. Geburts
tag von Alfred Toepfer.

Ders. 1980: Naturparke in der Bundesrepu
blik Deutschland — Erholungs- und 
Schutzfunktion. In. Buchwald — Engel
hardt, Planung, Gestaltung und Schutz 
der Umwelt, 3. München.

Hanstein, Udo, 1972: Entwicklung, Stand 
und Möglichkeiten des Naturparkpro

gramms in der Bundesrepublik 
Deutschland -  ein Betrag zur Raum
ordnungspolitik -  Landschaft und 
Stadt, Beiheft 7. Stuttgart.

Isbary, /., 1958: Der Naturparkgedanke als 
Ausdruck unserer Zeit — Informationen 
des Instituts fü r Raumforschung, 8.

Ders., 1959: Gutachten über geeignete 
Landschaften fü r die Auswahl von Na
turparken vom Standort der Raumord
nung. Institut fü r Raumforschung. Bad 
Godesberg.

Ders., 1959: Naturparke als Vorbildland
schaften. -  Schriftenreihe des VNP. 
Stuttgart.

Offner, H., 1961: Das Naturparkprogramm 
in der Bundesrepublik Deutschland. — 
Sodr. Bull des Presse- und Informations
amtes der Bundesregierung. Bonn.

Sonnemann, Th., 1958: Bereitstellung 
großräumiger, lärmgeschützter Natur
parke — eine soziale Verpflichtung. — 
VNP-Heft 13.

Toepfer, A., 1962: Naturparke — Idee und 
Verwirklichung. — VNP-Heft 24.

Ders., 1985:1953 -1985. Ein Rechenschafts
bericht. — Wesentliches aus der Arbeit 
fü r den Verein Naturschutzpark e. V. — 
Naturschutz und Naturparke 1985.

Anschrift des Verfassers

Prof. Dr. K. Buchwald
Institut fü r Landschaftspflege und
Naturschutz der Universität Hannover
Herrenhäuser Straße 2
30419 Hannover

12



N N A -B erich te  1 /9 7

Hamburg und die Lüneburger Heide
von Fritz Vahrenholt *

Herr Ministerpräsident,
Frau Kollegin Griefahn,
Herr Prof. Schreiner,
Herr Landrat,
Herr Hermann Toepfer, 
meine Damen und Herren,

über „eine Stadt und ihr Umland" zu spre
chen, und zwar als Repräsentant der Stadt, 
aber als Gast eines schönen Ortes in die
sem Umland, das ist natürlich ein Parcours 
voller Fettnäpfe.

Es gab Zeiten, da hießen die wichtigen 
Städte Lüneburg und Lübeck, und die Alte 
Salzstraße führte  an Hamburg weiträumig 
vorbei. Ob in Lüneburger Patrizierhäusern 
überhaupt bekannt war, w o Hamburg lag, 
ist nicht sicher. Währenddessen schufteten 
über und unter Tage die Menschen im Salz, 
unter großem Holzverbrauch, und als 
Folge von Raubbau und Verwüstung ent
stand die heute m it Recht so beliebte und 
besungene Lüneburger Heide.

Heute hat die A lte Salzstraße an Be
deutung stark verloren, aber dafür gibt es 
die Neue Hafengewerbedienstleistungsan- 
bindungs- sowie Touristenstraße. Die Au
tobahn A 250 reicht neuerdings von Ham
burg bis nach Lüneburg, und natürlich 
auch umgekehrt, wodurch beide Städte 30 
Minuten näher beieinanderliegen. Wird 
also die Heide, und w ird m it ihr der Natur
schutz rund um Hamburg neu aufblühen, 
oder droht verstärktes Plattgetrampelt
werden ? Das ist eine Frage, die m itten hin
einführt in die komplizierte Dialektik der 
Stadt-Umland-Beziehungen.

Lassen Sie mich zuerst noch ein paar 
Worte dem hinzufügen, was mein Vorred
ner Prof. Dr. Buchwald über Alfred Toepfer 
ausgeführt hat. Dieser bedeutende För
derer des Naturschutzes hat als einer der 
ersten erkannt, welche Verantwortung die 
Metropole fü r die Natur und Landschaft 
in ihrer Umgebung übernehmen muß. Er 
hat es in die Tat umgesetzt, und er hat für 
wachsendes Verständnis bei den Stadtbe
wohnern fü r die Problematik gesorgt. A l
fred Toepfer war der erste — und neben 
„Loki" Schmidt bisher einzige -  Träger der

* Rede von Senator Dr. Fritz Vahrenholt beim Festakt 
der Alfred Toepfer Akademie am 24. Januar 1996

nach ihm selbst benannten Hamburger 
Medaille zur Förderung des Umweltbe
wußtseins; und er wurde Ehrenbürger der 
Stadt Hamburg als jemand, der — wie es in 
der Urkunde heißt — „in einer dem Gemein
wohl verpflichteten Gesinnung sowie aus 
Liebe zur Natur seinen M itbürgern durch 
selbstloses, großherziges Engagement ge
dient hat."

Alfred Toepfer war aber auch prädesti
niert wie kein anderer, die Wechselwirkung 
zwischen Metropole und Umland sozusa
gen in der eigenen Person abzubilden und 
zu symbolisieren. Als Geschäftsmann mit 
weltumspannenden Beziehungen hat er 
die Drehscheiben- und überhaupt M etro
polfunktionen Hamburgs meisterhaft fü r 
sich genutzt. Er wußte, wie sehr davon 
auch die Nachbarregionen profitieren, und 
man darf vermuten, daß er Krähwinkeleien 
jeglicher A rt spöttisch oder zornig verach
te t hat. Auch solche, die durch Landes-, Be
zirks-, Kreis- oder was auch immer fü r 
starre Grenzen bedingt und ausgelöst w er
den.

Meine Damen und Herren, ich weiß, 
daß man auf einem abstrakten Niveau im-

Dr. Fritz Vahrenholt, U m weltsenator der 
Freien und Hansestadt Hamburg be i sei
ner Festansprache. (Foto: NNA-Archiv)

mer Zustimmung findet fü r den Satz, Me
tropole und Umland müßten enger Zusam
menarbeiten. Geht es aber um konkrete 
Problemlösungen, sieht man sich alsbald 
in absonderlichste Partikularinteressen
konflikte verstrickt. Lassen Sie mich, auch 
wenn es scheinbar vom Naturschutzthema 
zunächst wegführt, einige Beispiele nen
nen.

1. Beispiel

Abfall. Kein Ruhmesblatt war dies lange 
Zeit fü r die Metropole, in deren Gassen es 
vor hundert Jahren zum Himmel gestun
ken haben muß. Man trieb Welthandel und 
stellte den Unrat in „Pütt un Pann'n" vor 
die Haustür. Den privaten Entsorgern war 
es verboten, den Unrat in der Stadt ab
zulagern, also drehte diese den Müll den 
Bauern der Nachbarkreise als Dünger an. 
Das war eine A rt kalte Rotte. Zwar gab es 
zunehmend Proteste, weil „immer mehr 
Reifröcke, Corsetts, zerbrochene Kämme 
auf den Äckern blinkten". Aber erst 1892, 
nach der Cholera, baute sich Hamburg die 
erste kontinentale Müllverbrennungsan
lage.

Nach hundert Jahren Müllexport ins 
Umland — noch heute beliefern w ir Schön
berg in Mecklenburg — ist endlich der Pa
radigmenwechsel vollbracht. M it den 
Landkreisen Rotenburg /Wümme, Soltau- 
Fallingbostel, Stade und Harburg hat die 
Stadtreinigung Hamburg einen Entsor
gungsvertrag geschlossen, der ihnen die 
Verbrennung von jährlich 120.000 t  Haus
müll in unserer geplanten neuen Anlage 
am Rugenberger Damm ermöglicht. Damit 
ziehen w ir einen Schlußstrich unter die 
hundert Jahre geübte Praxis, Abfallpro
bleme auf Kosten der Nachbarn zu lösen. 
Gleichzeitig müssen diese Nachbarn ihre 
Abfallprobleme nicht auf Kosten künfti
ger Generationen lösen, sondern können 
ihre Suche nach neuen Deponieflächen — 
die es ohnehin nirgends g ib t — einstellen 
und dafür zusätzliche Waldlehrpfade anle- 
gen.

Eine fü r beide Seiten nützliche Verein
barung, wie ich meine; hinzubekommen 
war sie trotzdem nicht ohne heftiges me
diales und sonstiges Störfeuer. Ich bin 
froh, daß w ir m it den niedersächsischen 
Kreisen eine gute Lösung hinbekommen 
haben. Unsere vorbildlichen modernen 
Verbrennungsanlagen holen Schadstoffe 
aus dem Kreislauf und liefern C02-neutral 
Heizwärme durch Nutzung der therm i
schen Energie. Zweitens, und das dient
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unmittelbar Natur und Landschaft, ge
währleisten sie den Ausstieg aus der flä
chenfressenden Steinzeittechnologie des 
Ablagerns von Abfällen, die den Reflex der 
Chemie der letzten 30 Jahre beinhalten. 
Und noch einen Schritt hat Hamburg ge
tan, der ebenfalls dem Umland unmittelbar 
nützt: Das Gesetz zur Andienung von Sied
lungsabfällen w ird Billig-Müllkutscherei 
auf sogenannte Bürgermeisterdeponien 
künftig verhindern.

2. Beispiel

Wasserwirtschaft und Wasserschutz. Die 
Hamburger Wasserwerke, und damit also 
die Bewohnerinnen und Bewohner der 
Stadt, bedienen sich tie f unterhalb der 
Lüneburger Heide — das ist bekannt. An
statt 25 Millionen cbm jährlich — wie ver
einbart — werden 15 Millionen tatsächlich 
von Hamburg ausgeschöpft. Das ist weni
ger bekannt. Die Hamburgerinnen und 
Hamburger sind längst Meister im Wasser
sparen, seit Wohnungswasserzähler ge
setzlich vorgeschrieben sind; der pro-Kopf- 
Verbrauch sinkt seit zehn Jahren um ein 
Prozent per anno. Die Industrieentnahmen 
sind halbiert worden, flankiert von einer 
Grundwasserentnahmegebühr.

Noch weniger bekannt ist, daß an ver
schiedenen Stellen — zum Beispiel im Um
kreis von Baumschulen in Schleswig-Hol
stein — das Grundwasser w eit stärkeren 
hausgemachten Belastungen ausgesetzt 
ist als in Hamburg, und daß bereits Brun
nen geschlossen werden mußten. Auch ein 
Paradigmenwechsel! Die Metropole muß 
auch auf diesem Gebiet zunehmend Ver
sorgungsfunktionen übernehmen — ganz 
abgesehen davon, daß sie es indirekt ja 
schon längst tut. Hamburgs Wasserver
brauch ist auch der Wasserverbrauch der 
Pendler und der auswärtigen Käufer in 
Hamburg hergestellter Produkte. Noch 
mehr als in dem vorigen Beispiel „Abfall" 
w ird beim Wasser deutlich, daß man hinrei
chend großräumig denken muß. Die ste
reotype Behauptung, Hamburg schlürfe 
die Heide aus, ist falsch -  es w ird nicht 
mehr abgezapft als sich neu bildet.

Was Metropole und Umland betreiben 
müssen, ist eine aktive Grundwasser
schutzpolitik, um den vorhandenen Was
serschatz zu erhalten. Das gehört nicht nur 
in gewerblich und industriell, sondern ge
rade in landwirtschaftlich geprägten Ge
bieten — die auch Hamburg hat! — zu den 
schwierigsten Aufgaben.

3. Beispiel

Wohnungsbau, Gewerbeflächen inclusive 
Verkehrsanbindung etcetera; auch dies 
sorgt ja nicht selten fü r grenzüberschrei
tende Irritationen. Hier zeigt sich am kras
sesten die Problematik des Stadtstaates 
und seiner knapp bemessenen Fläche. In 
Hamburg ist seit 1970 die landwirtschaftli
che Fläche von 41 auf 29 Prozent zurückge
gangen, um durchschnittlich 400 ha pro 
Jahr. Demgegenüber hat sich die Ge
bäude-, aber auch die Grünfläche um fast 
ein Drittel vergrößert. In einer solcherart 
wachsenden 1,7-Millionen-Stadt die Na
turbilanz im Gleichgewicht zu halten, w ird 
bald an die Grenzen des Stadtstaates sto
ßen. Arbeitsplätze, Wohnungen, grüne 
und naturbelassene Flächen in Einklang zu 
bringen, w ird — bei allen Erfolgen im Flä
chenrecycling — auf Dauer nur in einer grö
ßeren Region möglich sein.

Oder gibt es realistische andere Mög
lichkeiten ? Es wäre schön fü r jeden Natur
schützer, wenn es die Möglichkeit gäbe zu 
sagen: Nun ist erstmal Schluß mit neuen 
Gewerbeansiedlungen in Hamburg; es gibt 
doch schöne große und bereits erschlos
sene Flächen in Lüneburg, oder Norder
stedt oder Zarrentin. Der weiteren Versie
gelung hamburgischen Bodens würde das 
in der Tat entgegenwirken, aber leider 
auch Hamburgs Möglichkeiten, seinen Me
tropolfunktionen ganz anderer A rt nach
zukommen. Zu denen gehört eben auch 
das Erwirtschaften von Steuereinnahmen, 
m it denen sich der wachsende Sozialtrans
fer halbwegs finanzieren läßt. Denn, rund
heraus gesagt: Sparprogramme im Be
triebshaushalt der Wissenschafts- oder bei 
den Investitionen der Umweltbehörde sind 
die eine Sache, ein Kollaps bei Sozialhilfe 
und Methadonprogrammen, m it dem 
Bund beziehungsweise den Krankenkassen 
als interessierten Zuschauern, wäre die Ka
tastrophe. Wenn zur Vermeidung dieser 
Katstrophe weitere Bäume fallen und wei
terer Boden versiegelt wird, ist das nicht 
mehr und nicht weniger als das geringere 
Übel. „Sustainable Development" ist es al
lerdings nicht.

Und daß es Hamburg gelungen ist, 
trotzdem in den vergangenen Jahren wei
tere Naturschutzgebiete auszuweisen — 
und mit inzwischen 5,6 Prozent der Lan
desfläche an der Spitze aller Bundesländer 
zu stehen —, das ist sehr erleichternd, und 
w ir stellen es, glaube ich, m it Recht heraus; 
es sollte aber nicht zu der falschen Hoff
nung verleiten, daß es so weitergeht. Es

sind, wenn Sie so wollen, alles Punkte ge
gen den Abstieg; die soll man ja in der 
Herbstserie sammeln, um später, wenn es 
bergab geht, ein Polster zu haben.

Was wäre „sustainable development" 
beim Umgang mit Flächen, mit Grün, m it 
Natur und Landschaft? Ich weiß, daß es 
nicht sehr realistisch ist zu glauben, Ham
burg könnte in absehbarer Zeit über seine 
heutigen Grenzen hinauswachsen, oder 
w ir könnten hier gemeinsam etwas hinbe
kommen wie Berlin und Brandenburg. Oh
nehin muß ich mir von Mitarbeitern stän
dig anhören, daß Nordelbien einst insge
samt zu Dänemark gehört habe und w ir 
dort am besten auch geblieben wären. Die 
Lüneburger Heide wäre dann allerdings 
Ausland.

Ich will also das — meines Erachtens 
wirklich notwendige — Nachdenken über 
einen Nordstaat hier nicht weiter ausfüh
ren, sondern mich realistischerweise mit 
dem regionalen Entwicklungskonzept, 
dem Verein Naherholung im Umland und 
dem Verein Naturschutzpark befassen.

Letzterer wurde ja bereits 1909 ge
gründet und erhielt frühzeitig öffentliche 
Zuwendungen, auch von den Hansestäd
ten Bremen und Hamburg, die jährlich
10.000 und später sogar 30.000 Goldmark 
bewilligten. Ziel war, Zitat, „eine unge
störte Zufluchtsstätte (zu) bieten fü r die 
bedrängte Tier- und Pflanzenwelt, in dem 
sie ganz im natürlichen Gleichgewicht ihre 
Eigenart leben darf, uns und unseren Nach
kommen zur Freude und Belehrung."

Störungen des Gleichgewichts gab es 
auch vor Jahrzehnten aus diversen Quellen, 
zum Beispiel durch Truppenübungsplätze, 
deren erste schon in den 30er Jahren ein
gerichtet wurden; nach 1945 blieben Teile 
des Gebiets militärisches Übungsgelände 
nunmehr fü r britische Besatzungs-, später 
verbündete Soldaten. Gleichzeitig be
drohte eine zunehmende Bewaldung das 
Gebiet, breiteten sich insbesondere Birken 
stark aus, was zwar im Sinne des obigen Zi
tates das „natürliche Gleichgewicht" 
durchaus herstellte, jedoch nicht so sehr 
der „Freude und Belehrung" der Besucher 
diente. Oder, anders ausgedrückt, den 
m ittlerweile einzigartigen Charakter dieser 
Kulturlandschaft verändert hätte.

Dies ist übrigens mehr als eine Fußnote 
und lohnt das Nachdenken: Bei dem, was 
w ir heute unter Naturschutz stellen und 
entsprechend pflegen, handelt es sich zu 
einem großen Teil tatsächlich um Kultur
landschaften, die ohne das Einwirken des 
Menschen, seiner Land-, Forst- oder sonsti
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gen Wirtschaft nie so geworden wären. 
Überließe man sie je tz t w ieder sich selbst, 
verlören sie alsbald ihre heutige Prägung. 
Dafür ist die Lüneburger Heide nur ein be
sonders extremes Beispiel.

Insofern schützt man hier also eine Kul
turlandschaft vor denjenigen, deren Vor
fahren sie erst geschaffen haben — eine 
durchaus zweischneidige Angelegenheit 
m it allerhand moralischen, ökologischen 
und natürlich auch wirtschaftlichen Impli
kationen. Argumentativ kann man da ins 
Hintertreffen geraten, wenn man es nicht 
schafft, die Betroffenen einzubeziehen 
und darauf hinzuwirken, daß sie den Na
tur- und Kulturschutz zu ihrer eigenen Sa
che machen.

Die Lüneburger Heide als eines der 
bekanntesten Naturschutzgebiete ganz 
Deutschlands hatte es in der Beziehung 
relativ leicht und die Birken m it ihrer un
gebremsten Expansion auf die Dauer keine 
Chance. Schwieriger war es, und ist es bis 
heute, m it der dritten Störung, die auch 
schon vor Jahrzehnten alljährlich massiver 
wurde: dem zunehmenden Besucherver
kehr, den es natürlich nicht auszugrenzen, 
sondern schonend zu integrieren galt.

Offizielles Naturschutzgebiet war die 
Heide in den Kreisen Soltau und Winsen seit 
1921. Hamburgs Bevölkerung, soweit sie in 
der Lage war und es sich leisten konnte, 
fuhr schon damals gern hier hinaus. Eine 
gemeinsame Landesplanung Hamburg 
und Umland gibt es erst seit den 60er Jah
ren, doch in Maßen zusammengearbeitet 
wurde bereits in den 20ern. Fritz Schuma
cher entwickelte dann sein berühmt ge
wordenes Achsenmodell fü r Hamburg und 
das Umland mit den städtebaulichen Ent
wicklungsachsen und den dazwischen ge
lagerten, ökologisch wichtigen Freiräu
men. Er war einer der ersten, die richtig er
kannt hatten, daß ein Wirtschaftsstandort 
nicht allein auf der Basis ökonomischer Er
fordernisse entwickelt werden kann, und 
daß Fragen der Landschaftspflege und 
Naherholung fü r Hamburg zunehmend 
w ichtig sein würden.

Die gemeinsame Landesplanung setzte 
genau dort an, und heute weiß jeder, daß 
im Zuge der wachsenden M obilität einer
seits und der Verdichtung Hamburgs ande
rerseits — Verdichtung übrigens auch sei
ner angrenzenden Umlandorte — die Frage 
einer umweltverträglichen Naherholung 
zu den wichtigsten gehört.

Zum Glück ist die Lüneburger Heide 
nicht deren einzige Säule, soweit es Ham
burg be trifft, wenn auch eine wichtige. Die

gemeinsame Landesplanung Hamburg/ 
Niedersachsen hat denn auch m it einigem 
Erfolg den Druck auf die Lüneburger Heide 
abzuschwächen versucht, indem soge
nannte erholungslenkende Maßnahmen 
in angrenzenden Bereichen durchgeführt 
wurden.

Meine Damen und Herren, wie so vie
les, kosten auch Naturschutz und die Si
cherstellung der Naherholung Geld. Ich 
denke, daß sich die gemeinsame Landes
planung mitsamt ihres Förderungsfonds 
ganz gut bewährt haben. Zu einer um welt
verträglichen Naherholung gehört auch — 
mag es sich zunächst paradox anhören — 
der Bau von Straßen und Parkplätzen, 
ebenso natürlich von Wander-, Reit-, Rad
wegen und Waldlehrpfaden; es gehört 
dazu die Verbesserung der Entsorgung, 
namentlich der Kanalisation, und der ge
samten Infrastruktur. Vieles davon hat 
Hamburg mitgetragen und mitbezahlt, so 
seinerzeit auch 360.000 Mark fü r die Ein
richtung dieser Norddeutschen Natur
schutzakademie, wie sie bis heute mittag ja 
noch heißt, hier auf dem Hof Möhr. Nicht 
abstreiten kann ich, daß im Zuge der Haus
haltskonsolidierung die früheren jährlichen 
Zuschüsse an den Verein Naturschutzpark 
-  bis zu 85.000 Mark — zur Zeit nicht mehr 
möglich sind und w ir die Summe haben 
verringern müssen.

Unverändert stellt aber die Stadt dem 
Umland und seiner Bevölkerung ein vielfäl
tiges System an kulturellen, sozialen und 
gesundheitlichen Einrichtungen zur Verfü
gung. Das gegenseitige Prinzip war die tra
gende Säule der gemeinsamen Landespla
nung seit den 60er Jahren. Erweiterte Ge- 
staltungs- und Einwirkungsmöglichkeiten 
sind später gesucht und gefunden worden, 
insbesondere mit der Gründung des Ver
eins Naherholung im Umland Hamburg e.V. 
im Jahre 1972. Der Landkreis Lüneburg ist 
dem Verein 1980 beigetreten. Er hat sich in 
den folgenden Jahren schnell als nicht 
mehr wegzudenkender Bestandteil der 
gemeinsamen Landesplanung etabliert, 
auch wenn seine finanziellen Möglichkei
ten nicht immer mit den wachsenden Auf
gaben schritt halten konnten. Der Beitrags
satz liegt mittlerweile bei 20 Pfennig pro 
Einwohner.

Der nächste wesentliche Schritt war 
Anfang der 90er Jahre der Beschluß dreier 
Landesregierungen, ein „Regionales Ent
wicklungskonzept fü r die Metropolregion 
Hamburg" zu erarbeiten. Dieses w ird si
cherlich und hoffentlich auch dem Naher
holungsthema, seiner Überplanung und Fi

nanzierung wichtige neue Impulse brin
gen.

Meine Damen und Herren, all das be
deutet nicht, daß Hamburg die Runder
neuerung seiner eigenen Natur- und 
Landschaftsschutz-, Grün- und überhaupt 
Flächenpolitik vernachlässigt hätte. Erlau
ben Sie mir abschließend einige Hinweise 
dazu.

In einem Tonbandmitschnitt meiner 
Rede zur Eröffnung der „kommunalen 
AGENDA 21" heißt es, Hamburg habe 
jüngst Entwürfe von „Landschafts- und 
Atemschutzprogrammen" vorgelegt. Eine, 
wie ich finde, wunderbar zutreffende Ver
ballhornung, auch wenn daraus die Lehre 
zu ziehen ist, daß man öffentlich immer 
ganz deutlich sprechen muß. Aber keine 
Frage: Artenschutz ist letztendlich indirekt 
auch Atemschutz fü r uns alle. In diesem 
Frühjahr w ird nun die öffentliche Ausle
gung des Artenschutzprogramms sta ttfin 
den, nachdem es zusammen mit dem Land
schaftsprogramm im Entwurf überarbeitet 
und mit dem Flächennutzungsplan abge
stimmt worden ist. Gemeinsam stellen 
diese Programme den planerischen Ver
such dar, Natur und freie Landschaft im 
städtischen Raum zu erhalten und auch die 
Freiraumqualität und „grünen" Elemente 
bebauter Bereiche zu erhalten und zu stär
ken.

Hamburg hat heute 25 Naturschutz
gebiete mit insgesamt 4.170 ha; das sind, 
wie schon erwähnt, 5,6 Prozent der Lan
desfläche. Für Teile des ehemaligen Stand
ortübungsplatzes Höltigbaum ist eine 
NSG-Verordnung fachlich vorbereitet w o r
den. Des weiteren besitzt auch Hamburg 
seit fün f Jahren seinen Nationalpark Wat
tenmeer. Unabhängig vom Schutzstatus 
einer Fläche betreibt das Naturschutzamt 
im Kulturland das Programm „B iotop
schutz durch Einschränkung der Bewirt
schaftung" auf ungefähr 20 Prozent der 
landwirtschaftlichen Fläche. Die Öffnung 
der Alten Süderelbe als Ersatzmaßnahme 
fü r die Hafenerweiterung A ltenwerder 
w ird bis 2002 ein ökologisches Highlight 
sein, indem ein von der Stromelbe abge
schnittener Nebenarm wieder an das Tide
geschehen angeschlossen wird.

Sie sehen, meine Damen und Herren, in 
die „trilaterale Naherholungskonzeption" 
des REK hat Hamburg durchaus eine 
Menge einzubringen, auch wenn sich die 
Erfordernisse von Naturschutz und Naher
holung nicht immer automatisch decken 
und man beides auseinanderhalten muß. 
Jedenfalls kann ich alle Heidjer, die Ham-
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bürg nicht kennen — falls es sie gibt -  jeder
zeit gern zu einem Besuch unserer grünen 
Metropole einladen.

Kommen Sie doch — zum Beispiel — im 
Mai zum Deutschen Naturschutztag 1996. 
Das Thema w ird sein: „Leitbild und Praxis 
des Naturschutzes — Region und Ballungs
raum".

„Hamburg und die Lüneburger Heide" 
-  ein, wie Sie sehen, traditionell eng ver
bundenes Paar, das sich immer noch eine 
Menge zu sagen und zu geben hat, und 
zwar hinüber und herüber. Ich wünsche 
der Verbindung weiterhin alles Gute.

Anschrift des Verfassers

Senator Dr. Fritz Vahrenholt
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Umweltbehörde
Billstraße 84
20539 Hamburg
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Naturschutz als Bestandteil 
vorsorgender Umweltpolitik
von Monika Griefahn *

Um den Stellenwert des Naturschutzes als 
Bestandteil einer vorsorgenden Umwelt
politik diskutieren zu können, möchte ich 
zunächst einige generelle Worte über die 
Bilanz unserer bisherigen Umweltpolitik 
sagen.

Wenn w ir als Erfolgsmaßstab fü r die 
Umweltpolitik den Erhalt unserer natürli
chen Lebensgrundlagen anlegen und die 
Umkehr zerstörerischer Trends in Richtung 
einer tragfähigen, nachhaltigen Entwick
lung als übergeordnete Zielsetzung fo r
mulieren, dann kann das Ergebnis von 25 
Jahren Umweltpolitik in der Bundesrepu
blik Deutschland niemanden zufrieden
stellen.

Trotz unbestreitbarer Teilerfolge — z.B. 
im Immissionsschutz oder bei der Verbes
serung der Gewässerqualität — ist die Ge
samtbilanz doch ernüchternd. Die Umwelt
zerstörung schreitet weiter fo r t und hat in 
einigen Bereichen bereits dramatische 
Ausmaße erreicht.

Fehlentwicklungen in Wirtschaft und 
Gesellschaft haben unser ökologisches 
Schuldenkonto so stark belastet, daß jetzt 
auch unsere Gesundheit in zunehmendem 
Maße beeinträchtigt wird. Betroffen sind 
davon vor allem Kinder. Allergien, Asthma 
oder Neurodermitis sind zu den häufigsten 
Kinderkrankeiten geworden.

Erschreckend ist auch die ökologische 
Schadensbilanz: Inzwischen sind fast zwei 
Drittel des deutschen Waldes geschädigt. 
Unser Flächenverbrauch ist unverändert 
hoch, so daß auch die letzten noch zu
sammenhängenden naturnahen Lebens
räume in Deutschland ernsthaft gefähr
det sind.

Die Folge: Immer mehr heimische Pflan
zen- und Tierarten sterben aus. Daneben 
vergiften zahlreiche Schadstoffe tagtäg
lich unsere Luft, unser Wasser, unsere Bö
den und unsere Lebensmittel und be
schleunigen zugleich die globale Umwelt
gefährdung durch Treibhauseffekt und 
Ausdünnung der lebenswichtigen Ozon
schicht.

* Vortrag der Niedersächsischen Umweltministerin 
Monika Griefahn auf dem Festkolloqium anläßlich der 
Umbenennung der NNA in „Alfred Toepfer Akademie 
für Naturschutz"

Auch wenn sich diese Zustandsbe
schreibung zunächst nur auf die Bundesre
publik Deutschland bezieht, so fä llt sie 
doch in den meisten anderen Industrie
staaten ähnlich aus — wenn nicht sogar 
noch gravierender.

Wer angesichts dieser Entwicklungen 
ein Moratorium in der Umweltpolitik oder 
gar einen Abbau umweltpolitischer Stan
dards fordert, handelt verantwortungslos. 
Anstatt eines umweltpolitischen Still
stands oder Rückzugs brauchen w ir eine 
umfassende ökologische Erneuerung von 
Wirtschaft und Gesellschaft.

Um diesen Modernisierungsprozeß 
einzuleiten und voranzutreiben, muß Um
weltpolitik zu einer vordringlichen Quer
schnittsaufgabe werden. Das heißt, Um
weltpolitiker müssen sich fachübergrei
fend einmischen. Ziel muß es sein, daß Ent
scheidungen in allen politischen Feldern 
auf ihre ökologischen Auswirkungen hin 
überprüft werden.

Eine moderne, vorsorgende Umwelt
politik, wie ich sie verstehe, darf sich nicht 
länger darauf beschränken, Müll wegzu
räumen oder die Verschmutzung von Was
ser, Boden und Luft durch Filtertechniken 
und Katalysatoren zu verringern.

Umweltpolitik muß präventiv arbeiten. 
Sie muß darauf abzielen, Produkte und 
Produktionsverfahren zu entwickeln und 
durchzusetzen, in die der Gedanke der 
Umweltverträglichkeit „von der Wiege bis 
zur Bahre" integriert ist. Die Entstehung 
vieler Schadstoffe kann so bereits von An
beginn vermieden werden und Rück
stände werden umweltverträglich in tech
nische oder natürliche Kreisläufe zurück
geführt.

Wenn w ir Umweltpolitik wirklich am 
Prinzip der Nachhaltigkeit und des natür
lichen Kreislaufes orientiern wollen — was 
für mich keine Frage ist -  dann ist die 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundla
gen dafür die unabdingbare Vorausset
zung.

Naturschutz ist also mehr als isolierter 
Arten- und Biotopschutz, der im Zweifels
fall gegenüber konkurrierenden Interessen 
„weggewogen" werden kann. Natur
schutz ist par definitionem vorsorgender

Umweltschutz. Wer diese schlichte Wahr
heit vergißt — die ja eigentlich eine Binsen
wahrheit sein sollte, der entzieht damit 
auch vermeintlich wichtigeren politischen 
Anliegen ihre Grundlage.

Wenn ich heute den Schwerpunkt auf 
den konkreten Nutzen lege, den der Na
turschutz fü r den Menschen hat, so 
möchte ich doch eines sehr deutlich voran
stellen: Natur hat aus sich selbst heraus 
das Recht auf umfassenden Schutz. Jede 
A rt hat ein Recht zu überleben — auch 
ohne den Nutzen, den sie fü r die Menschen 
haben kann.

Nach diesen allgemeinen Vorbemer
kungen möchte ich anhand einiger konkre
te r Beispiele auf den Zusammenhang von 
Naturschutz und vorsorgender Umweltpo
litik näher eingehen.

Nehmen w ir beispielsweise das Nie
dersächsische Moorschutzprogramm 
und das Niedersächsische Feuchtgrün
landschutzprogramm: Beide Programme 
zielen unter anderem darauf ab, moo
rige Böden — also Böden m it hohen Gehal
ten an organischer Substanz — in einer 
möglichst natürlichen Feuchtestufe zu 
erhalten.

Man kann dies museal begründen — 
also damit, daß Moore mit ihrer charakteri
stischen Pflanzen- und Tierwelt heute in 
unserer Landschaft bereits so selten sind, 
daß die letzten Reste fü r unsere Nachkom
men bewahrt werden müssen. Doch dies 
ist viel zu kurz gegriffen.

Der Schutz der Nieder- und Hoch
moore und ihre Revitalisierung ist auch 
und gerade unter dem Blickwinkel der Er
haltung der natürlichen Lebensgrundla
gen Boden, Wasser, Luft und Klima drin
gend notwendig. Lassen Sie mich dazu ei
nen kurzen Exkurs in die Moorökologie 
machen:
■  Werden Moorböden entwässert und 
landschaftlich genutzt, oder werden 
Moore abgetorft und der Torf in unseren 
Gärten vergraben, so w ird die organische 
Substanz mikrobiell schnell zersetzt. Was 
sich in Jahrtausenden gebildet hat — das 
Torfwachstum in Hochmooren beträgt nur 
etwa ein Millimeter pro Jahr -  verpufft so 
innerhalb kürzester Zeit.

Untersuchungen des Niedersächsi
schen Landesamtes fü r Bodenforschung 
zeigen, daß bei einer ackerbaulichen Nut
zung von grundwasserabhängigen Nieder
moorböden jährlich bis zu 30 Millimeter 
mineralisieren, also unwiderbringlich ver
schwinden. Damit w ird nicht nur an dem 
Naturgut Boden Raubbau betrieben.
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Der Boden löst sich regelrecht in Luft 
auf. Klimagase wie N20  (Distickstoffoxid, 
Lachgas) und C02 (Kohlendioxid) werden 
in erheblichem Umfang freigesetzt. In Nie
dersachsen und Bremen sind etwa 185.000 
Hektar Niedermoorfläche entwässert und 
werden landwirtschaftlich genutzt. Aus 
diesen Flächen werden schätzungsweise 
jährlich fün f Millionen Tonnen C02 und
15.000 bis 30.000 Tonnen Distickstoffoxid 
in die Atmosphäre emittiert.

Durch Stopp des Torfabbaus, die Über
führung der ackerbaulichen Nutzung von 
Moorböden in Grünlandnutzung, durch 
Wiedervernässung und Renaturierung von 
Mooren wollen w ir neben den Natur
schutzzielen auch dazu beitragen, diese 
Werte zu reduzieren. Ich hoffe, daß diese 
Maßnahmen bundesweit m it der gleichen 
Konsequenz betrieben werden wie in Nie
dersachsen.

Die Verringerung der Schadstoffemis
sionen muß dringend ergänzt werden 
durch den Schutz und die Renaturierung 
auch der Niedermoore. Allein hier sind 1,8 
Milliarden Tonnen Kohlenstoff und 120 
Millionen Tonnen Stickstoff gespeichert!

Ich habe bis je tz t von der Erhaltung der 
Naturgüter Boden, Luft und Klima durch 
Naturschutzmaßnahmen am Beispiel der 
Moorböden gesprochen. Bei der mikro
biellen Zersetzung werden allerdings nicht 
nur Gase frei. Ein erheblicher Teil der Stick
stoffverbindungen geht zudem als Nitrat 
ins Grundwasser.

So werden bei Maisanbau auf entwäs
sertem Niedermoor jährlich 80 bis 120 
Gramm Nitrat pro Quadratmeter in das 
Grundwasser verfrachtet — das ist etwa 
eine Tonne Nitrat pro Jahr und Hektar!

Auch hier sind die niedersächsischen 
Programme zum Moorschutz und Feucht
grünlandschutz wirksame Instrumente, um 
den Schadstoffaustrag deutlich zu reduzie
ren bzw. zu unterbinden.

Naturschutz ist nicht nur durch die Be
wahrung der Nutzbarkeit der Naturgüter 
Boden, Wasser und Luft elementarer Be
standteil einer vorsorgenden Umweltpoli
tik. Auch die Bewahrung der Vielfalt der 
Pflanzen- und Tierwelt, der natürlichen ge
netischen Vielfalt also, oder — seit Rio in al
ler Munde -  der Biodiversität, geschieht 
nicht nur aus ethischen Gründen. Es sind 
insbesondere ökonomische Gründe der 
Umweltvorsorge, diesen Schatz zu bewah
ren.

Heute darf es nicht mehr allein um die 
Frage gehen, was uns der Naturschutz ko
stet; w ir müssen uns auch klar machen, wie

teuer uns die Zerstörung der Biodiversität 
zu stehen kommt.

Ein bemerkenswertes Signal in dieser 
Richtung ist die Vereinbarung, die ein 
deutscher Pharmakonzern (Merck) mit 
dem costaricanischen Nationalen Institut 
fü r Biodiversität (INBio) geschlossen hat. 
Gegen ein Honorar von zwei Millionen 
Dollar sammelt dieses Institut systematisch 
Pflanzen und Tiere und schickt deren Ex
trakte in die Forschungsabteilung des 
Konzerns, w o sie auf ihren Gehalt an medi
zinischen Wirksubstanzen erforscht wer
den.

Falls diese dann fü r Medikamente ver
w endet werden, steht dem Institut ein A n
teil am Gewinn zu, der wiederum in Natur
schutzprojekte investiert werden soll. Ähn
liche Verträge wurden inzwischen auch 
m it drei weiteren internationalen Pharma- 
konzernen abgeschlossen. (Bristol-Myers 
Squibb, EcoScience Corporation, British 
Technology Group).

Viele konkrete Erfolge belegen m itt
lerweile den Sinn der Anstrengungen um 
den Erhalt der Biodiversität. So wurde 
beispielsweise in der kartoffelähnlichen 
Yamswurzel aus Mexiko der W irkstoff

W ährend der Festvorträge (v.l.n.r.): U m w eltm in isterin  Griefahn, M in isterpräsident 
Gerhard Schröder, M itg lieder der Familie Toepfer

Bei de r anschließenden Pressekonferenz v.l.n.r. Senator Dr. Fritz Vahrenholt, Johann 
Schreiner, Prof, und Leiter der Akademie, Hermann Toepfer, A lfre d  Toepfer S tiftung  
F.V.S., Hamburg, M inisterpräsident Gerhard Schröder, U m w eltm in isterin  M onika  
Griefahn (Fotos: NNA-Archiv)
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Diosgenin entdeckt, der heute bei der Her
stellung von Antibabypillen verwendet 
wird.

US-Wissenschaftler des nationalen 
Krebsinstituts haben in einem Rebenge
wächs aus dem Regenwald von Kamerun 
ein Alkaloid isoliert, das im Reagenzglas die 
Vermehrung von Aids-Viren hemmt.

Sicherung der Biodiversität ist aber 
nicht nur eine exotische Angelegenheit. 
Auch in Mitteleuropa sind Tier- und Pflan
zenarten wichtige Rohstofflieferanten.

Wenn Sie Ihren Medizinschrank zu 
Hause überprüfen, werden Sie feststellen, 
daß eine Vielzahl von Medikamenten aus 
Pflanzen hergestellt werden. Arnika, Thy
mian, Schlüsselblume, Sonnentau, Finger
hut, Weißdorn, Holunder, Enzian, Tollkir
sche oder auch der lästige Brotschimmel 
Penicillium — um nur einige zu nennen — 
konnten als Lieferanten von medizinischen 
Wirkstoffen entdeckt werden. Ihre frühzei
tige Ausrottung hätte ein wichtiges Ent
wicklungspotential vernichtet.

Und wenn in dem unscheinbaren, 
kaum zwei Millimeter großen heimischen 
Wasserkäfer Riolus subviolaceus (der nicht 
einmal einen deutschen Namen hat) eine 
Cortisonmenge entdeckt wurde, die der 
von 1.500 Rindernebennieren entspricht, 
zeigt dies, daß in jeder A rt Entwicklungs
potentiale stecken können, die heute noch 
nicht abgeschätzt werden können.

Naturschutz als Bestandteil einer vor
sorgenden Umweltpolitik bewahrt diese 
Entwicklungspotentiale als direkten Nut
zen fü r den Menschen!

Der Trend zum verstärkten Einsatz 
nachwachsender Rohstoffe in der chemi
schen Industrie — genauso wie in der Bau-, 
Textil- und Papierindustrie — setzt eben
falls eine möglichst große Vielfalt an biolo
gischen Ausgangsstoffen voraus, um fü r je
des Problem den optimalen Rohstoffliefe
ranten finden zu können. M it der abneh
menden Sortenvielfalt von Kulturpflanzen 
steigt die Bedeutung von Wildpflanzenar
ten zur Resistenz- und Sortenzüchtung 
ständig.

W eltweit rechnet man m it etwa
200.000 potentiellen Nahrungspflanzenar
ten. Roggen, eines unserer wichtigsten 
Brotgetreide, wurde noch vor wenigen 
Jahrtausenden als Unkraut ausgelesen.

Umgekehrt weiß heute kaum mehr je
mand, daß aus den Samen des Weißen Gän
sefußes (der heute als Unkraut in landwirt
schaftlichen Kulturen bekämpft w ird) frü 
her das sogenannte Hungerbrot gebacken 
wurde. Und daß bei einer züchterischen 
Bearbeitung sich diese A rt durchaus zu ei
ner wichtigen Nahrungspflanze entwik- 
keln könnte. Heute fehlt noch der w irt
schaftliche Anreiz dazu. Es wäre aber ver
fehlt, dies auch fü r die Zukunft anzuneh
men.

Eine vorausschauende Naturschutz- 
und Umweltpolitik bewahrt die gesamte 
Biodiversität als Entwicklungspotential fü r 
künftige Generationen. Daß dies allerdings 
nicht nur in Genbanken passieren darf, 
möchte ich besonders betonen. Ein derarti
ger Ex-situ-Schutz mag zwar fü r einige Kul
turpflanzen sinnvoll sein, den ln-situ- 
Schutz vermag er nicht zu ersetzen.

Arten müssen die Gelegenheit haben, 
sich evolutiv an veränderte Umweltbedin
gungen anzupassen. Wir brauchen dazu 
ausreichend große Schutzgebiete, in de
nen ausreichend große Populationen mit 
ausreichend großer genetischer Vielfalt 
die Möglichkeit zu evolutiver Weiterent
wicklung haben.

Das heißt natürlich auch — und damit 
greife ich das M otto  des 2. Europäischen 
Naturschutzjahres heute noch einmal auf: 
Wir brauchen nicht nur ausreichend große 
und zusammenhängende Schutzgebiete, 
sondern gerade einen verstärkten Natur
schutz außerhalb von Schutzgebieten. 
Vorsorgende Umweltpolitik bedeutet Na
turschutz auf 100 Prozent der Fläche!

Die Wahrscheinlichkeit, daß eine über 
Jahrzehnte in einer Genbank aufbewahrte 
Art, Rasse oder Sorte mit den dann herr
schenden Umweltbedingungen noch zu
rechtkommt, sinkt m it der Zeitdauer. Ver
ändertes Klima, veränderter Luftmechanis
mus und auch veränderte Krankheitserre
ger können das Überleben von Tieren und 
Pflanzen in freier Natur unmöglich ma
chen, die in Genbanken aufbewahrt w ur
den.

Natürliche Lebensgemeinschaften 
müssen die Möglichkeit haben, sich an ver
ändernde Klimabedingungen anzupassen. 
Sie müssen die Möglichkeit haben, m it Kli
mazonen „mitzuwandern", wenn sich

diese verschieben. Wir brauchen dazu 
Schutzgebiete nicht nur von ausreichender 
Größe, sondern auch in sinnvoller Anord
nung und in einem zweckmäßigen Ver
bund.

Die Europäische Union hat m it der Fau- 
na-Flora-Habitat-Richtlinie die Mitglieds
staaten zur Einrichtung eines europawei
ten, nach biogeographischen Regionen 
differenzierten Schutzgebietsnetzes „Na
tura 2000" verpflichtet. Für den Erhalt der 
Biodiversität in Europa kom m t diesem 
Schutzgebietsnetz eine zentrale Bedeu
tung zu.

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
zwar bereits im Dezember 1993 das „Inter
nationale Übereinkommen über die biolo
gische Vielfalt" ratifiziert — die Meldungen 
von Gebieten fü r das Schutzgebietsnetz 
„Natura 2000" sind aber noch nicht flä
chendeckend erfolgt.

Niedersachsen ist hier m it gutem Bei
spiel vorangegangen und hat fü r sein Ge
biet dieses Schutzgebietskonzept erstellt. 
Als bisher einziges Bundesland hat das 
Landeskabinett beschlossen, dieses 
Schutzgebietssystem auch tatsächlich zu 
verwirklichen.

Naturschutz ist in Niedersachsen ele
mentarer Bestandteil unserer vorsorgen
den Umweltpolitik. Zu seiner Umsetzung 
brauchen w ir Mehrheiten — und zwar nicht 
nur im engeren parlamentarischen Sinne. 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit sind 
deshalb unverzichtbare Instrumente, um 
in Politik und Gesellschaft das nötige Wis
sen und die Werthaltungen zu verm itteln, 
damit in der Vielzahl der tagtäglichen Ab
wägungssituationen die Gewichte in Rich
tung Natur- und Umweltschutz verlagert 
werden. Hier w ird fü r die neue Alfred 
Toepfer Akademie fü r Naturschutz eine 
herausragende Aufgabe liegen.

Anschrift der Verfasserin

Monika Griefahn
Niedersächsische Umweltministerin 
Umweltministerium 
Archivstraße 2 
30169 Hannover
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Ethische Grundsätze für eine 
Integration von Naturnutzung 
und Naturschutz
von Günter Altner

Der Mensch lebt in, m it und gegen die Na
tu r ! Er ist Natur. In seinem Natursein ist der 
Mensch den anderen Naturformen ver
gleichbar. Aber es gehört auch zu dem be
sonderen Erscheinungsbild des Menschen, 
daß er sich von der Natur w ie auch von sich 
selbst zu distanzieren vermag. Und in die
sem Distanzierungsvermögen wurzeln alle 
kulturellen und wissenschaftlichen A u f
bau- und Zerstörungsleistungen des Men
schen, auch seine soziale und seine asoziale 
Existenz.

Martin Buber hat die vielfältigen Be
gegnungsmöglichkeiten zwischen Mensch 
und Natur am Beispiel des Baumes geschil
dert. In seinem berühmten Buch „Ich und 
Du" schreibt er: „Ich betrachte einen Baum. 
Ich kann ihn als Bild aufnehmen: starrender 
Pfeiler im Anprall des Lichts, oder das sprit
zende Gegrün von der Sanftmut des 
blauen Grundsilbers durchflossen. Ich kann 
ihn als Bewegung verspüren: das flutende 
Geäder am haftenden und strebenden 
Kern, Saugen der Wurzeln, Atmen der Blät
ter, unendlicher Verkehr m it Erde und Luft 
-  und das ddnkle Wachsen selber. Ich kann 
ihn einer Gattung einreihen und als Exem
plar beobachten, auf Bau und Lebens
weise. Ich kann seine Diesmaligkeit und 
Geformtheit so hart überwinden, daß ich 
ihn nur noch als Ausdruck der Gesetze er
kenne, nach denen ein stetes Gegenein
ander von Kräften sich stetig schlichtet, 
oder der Gesetze, nach denen die Stoffe 
sich mischen und entmischen. Ich kann ihn 
zur Zahl, zum reinen Zahlenverhältnis ver
flüchtigen und verewigen. In all dem bleibt 
der Baum mein Gegenstand und hat sei
nen Platz und seine Frist, seine A rt und 
Beschaffenheit. Es kann aber auch gesche
hen, aus Willen und Gnade in einem, daß 
ich, den Baum betrachtend, in eine Bezie
hung zu ihm eingefaßt werde, und nun ist 
er kein Es mehr" (Buber 1973).

Welch ein Kosmos, welch eine Tiefe und 
Vielfalt, welch eine Fülle an Aspekten und 
Dimensionen! Welch eine Ganzheit! Hier 
w ird nichts gering geachtet und d iffa
miert. Gewiß auch Physik, Chemie und Bio

logie, Diesmaligkeit, Geformtheit und Kräf
tegemische: Zellen, Formeln und Gesetze, 
DNS-Struktur. Aber gleichzeitig tr it t  uns in 
der Natur des Baumes etwas unzerlegbar 
Ganzes entgegen, das uns in Beschlag 
nimmt und in eine Beziehung einschließt. 
Was also ist Natur? Und wie kann sie in un

sere ethischen Grundsätze Eingang fin 
den? Schutz der Natur um des Menschen 
und um kommender Generationen willen, 
— das kann w e it führen. M it der Beachtung 
menschlicher Bedürfnisse kann man auch 
einen Schutzschirm über der nichtmensch
lichen Natur aufspannen. Ich diffamiere 
diesen anthropozentrischen Standpunkt 
nicht. Aber: Wir würden bei diesem Ver
such der Rettung scheitern, wenn w ir nicht 
auch die Gestalten des Lebens im Wechsel
spiel der Arten und im Wechselspiel m it der 
unbelebten Natur in ihrer genuinen Be
dürftigke it zur Kenntnis nähmen und uns 
durch sie in Pflicht nehmen ließen. Wer 
keine Arten kennt, der ist nicht befähigt 
zum Schutz der Natur! Wer aber kennt 
heute noch Arten? Auf den Menschen

CO2 -G ehalt der Atm osphäre

Abb. 1: Die A bb ildung ze ig t den C02-Gehalt der A tm osphäre in  den le tzten 100 M il
lionen Jahren sowie eine Hochrechnung fü r  die nächsten 300 Jahre. Die Abnahme 
der C02-Konzentration zwischen hunde rt und  eine M illion  Jahren v. Chr. w ird  a u f die 
Einbindung von C02 durch Photosynthese in  Pflanzen m it anschließender Ablage
rung als (Braun)kohle zurückgeführt (aus Science, 2. M a i 1986, S. 573).
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übertragen würde das heißen, w ir wollten 
die Menschheit schützen, ohne etwas vom 
unverwechselbaren Personsein des einzel
nen Menschen zu wissen.

Konrad Lorenz und seine Freunde ha
ben auf dem Höhepunkt des Streites um 
die Donauauen form uliert: „Jede Form 
von Leben ist einzigartig und muß unab
hängig von ihrem augenblicklichen Nutz
w ert fü r den Menschen geachtet und im 
Sinne einer elementaren Kulturleistung 
vor gedankenloser Ausrottung bewahrt 
werden" (Anbauer 1987).

Diese Orientierung an der konkreten 
Lebensgestalt, — das ist ein Grundwert, an 
dem w ir festhalten müssen, ob w ir nun 
vom Begriff der Schöpfung oder vom Be
g riff der Naturgeschichte herkommen. 
Immer schon sind w ir von der Erfahrung 
in Beschlag genommen, daß es in der 
Natur nichts Überflüssiges und Überzähli
ges gibt. Es gibt kein lebensunwertes Le
ben. Es gibt unverwechselbare Gestalten 
des Lebens, denen im Kontext des natür
lichen Werdeprozesses Existenz auf Zeit 
ermöglicht wurde und ermöglicht wird. 
Das macht die Lebensformen einmalig 
und verletzlich zugleich.

Nutzend, gestaltend, verändernd, fo r t
führend können w ir als Menschen auf un
sere Weise an diesem Werdeprozeß Anteil 
haben. Es gibt ja keine Natur auf der Erde, 
die nicht schon durch menschliches Han
deln berührt und verändert wäre. Aber 
w ir können diesen Prozeß auch stören und 
zum Abbruch bringen. Es ginge also bei 
unserem Umgang mit der Natur um die 
Gewährleistung von zwei Aspekten: von 
sozialer Verträglichkeit und von ökologi
scher Verträglichkeit. Das eine b e tr ifft den 
Menschen und schließt die Belange aller 
Menschen, auch die kommender Genera
tionen mit ein. Das andere be trifft die 
nichtmenschlichen Organismen und ihre 
ökosystemare Vernetzung unter Berück
sichtigung ihres Hineingeordnetseins in 
das Prozeßgeschehen der Evolution.

Der heute viel beschworene Begriff 
der „Nachhaltigkeit" faß t beide Funda
mentalaspekte zusammen. Gilt es doch, 
Natur so zu bewirtschaften, daß ihre Re
generationspotentiale unter Beachtung 
der Artenspektren erhalten bleiben. Wür
den w ir so wirtschaften, wäre auch fü r die 
menschlichen Bedürfnisse auf Dauer ge
sorgt. Leider bewegen sich die neuzeitli
chen Fortschrittsinteressen und die durch 
sie ausgelösten Wachstumsdynamiken 
nicht im Kontext der natürlichen Regene
rationszyklen. Am Beispiel der C02-Kurve

wird dieser Sachverhalt schlagend deut
lich (Abb. 1).

Im Zuge der Verbrennung fossiler 
Energien hat sich in der Erdatmosphäre 
neben anderen Stoffen insbesondere das 
C02 angereichert. Die Verdichtung des 
C02 in der Erdatmosphäre füh rt zu dem 
sogenannten Treibhauseffekt, zu Erwär
mungsphänomenen, die zur Folge haben 
könnten, daß in den nächsten Jahrzehn
ten die Weltdurchschnittstemperatur um
1,5 °C bis 4,5 °C ansteigt. Würde diese 
Entwicklung eintreten, so wäre wahr
scheinlich, daß die Eiskappen an den Polen 
abschmelzen, die Ozeane ansteigen und 
küstennahe Regionen überflutet würden. 
Die Wüsten- und Steppenzonen würden 
sich weiter nach Norden verlagern, und im 
Zuge dieser Veränderungsprozesse, die 
überall dicht besiedeltes Kulturland auf
fressen würden, wäre mit gewaltigen 
Wanderungsbewegungen auf der Erde zu 
rechnen. Es ist an dieser Stelle auch auf die 
zeitlichen Dimensionen aufmerksam zu 
machen. Während die C02-Konzentration 
in der Atmosphäre über 1 Million Jahre 
stabil blieb, droht sie heute nun innerhalb 
weniger Jahrzehnte und Jahrhunderte in 
Höhen emporzuschnellen, in der sie sich 
vor 100 Millionen Jahren — vor Besiedlung

der Erde durch die Pflanzen — befand. Ähn
liche Sprungkurven begegnen uns auch 
bei der Belastung von Luft, Boden, Wasser. 
Die C02-Kurve ist nicht nur ein Krisenphä
nomen, sie signalisiert auch Lösungskon
zepte.

Beim Betrachten der C 02-Kurve kann 
eine ganze Reihe von Grundsätzen fü r den 
nutzenden Umgang m it der Natur gewon
nen werden:

1. Natur ist ein gemächlicher, vielschritti- 
ger Prozeß in der Zeit.

2. Natürliche Prozesse werden von Son
nenenergie angetrieben. Alles basiert auf 
der Photosyntheseleistung der Pflanzen 
und dem Stoffwechsel der Mikroorganis
men.

3. Natur kennt keine Abfälle.

4. Das „Funktionieren" der Natur ist von 
der Vielfalt der Lebensträger abhängig. 
Diese Prinzipien haben in der Ökologie-Dis
kussion seit M itte der siebziger Jahre eine 
wachsende Rolle gespielt. Und sie sind 
dann auch in technologiepolitische Hand
lungsprinzipien umgesetzt worden:
■  Sparsamkeit
■  Dezentralität
■  Fehlerfreundlichkeit.

Abb. 2: Vernetzung „N atursystem " und  „Humansystem", Quelle: Bosse! 1995
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Letztlich läßt sich diese neue Gesamt
orientierung auf den von A lbert Schweit
zer zu Beginn unseres Jahrhunderts fo r
mulierten Grundsatz der Ehrfurcht vor al
lem Leben zurückführen: „Ich bin Leben, 
das leben will, inmitten von Leben, das le
ben w ill" (Schweitzer 1971). A lbert 
Schweitzer geht in diesem Satz von der 
Tatsache aus, daß der Mensch vom tieferen 
Wert des Lebens, seines eigenen, aber auch 
aller anderen Lebensformen wissen kann. 
Die Struktur des von Albert Schweitzer fo r
mulierten Grundsatzes läßt erkennen, daß 
Schweitzer von der Konkurrenz zwischen 
den Lebensformen weiß. Im Wissen um 
den tieferen Wert des Lebens steht der 
Mensch nun aber vor der Aufgabe, in die 
allgemeine Überlebenskonkurrenz unter 
besonderer Berücksichtigung menschli
cher Ansprüche möglichst viel Ausgleich zu 
bringen. Genau um diese Verpflichtung 
geht es bei der heute beschworenen Per
spektive der Nachhaltigkeit. Freilich ent
hält dieser Begriff noch keine Lösung, er 
problematisiert, er fordert uns auf, nach 
Lösungkonzepten zu suchen, in denen 
menschlicher Eigennutz mit kreatürlichen 
Bedürfnissen Hand in Hand gehen müßte.

Will man die Aufgabe, vor der w ir mit 
dem Prinzip der Nachhaltigkeit heute 
stehen, programmatisch kennzeichnen, 
so bietet sich das folgende Schema an 
(Abb. 2).

Das Schema symbolisiert die Tatsache, 
daß Natursystem und Humansystem nicht 
im Einklang stehen. Die rechtwinklige Kon
tu r des Humansystems sticht in das kreis
runde Natursystem. Die gegenwärtigen 
Nutzungsformen, wie sie im oberen rech
ten Winkel des Quadrates aufgelistet sind, 
sind eher ausbeutend. Sie entbehren einer 
nachhaltigen Orientierung. Damit es zu ei
ner Veränderung im Sinne von ökologi
scher Verträglichkeit kommt, bedarf es ei
nes tiefgreifenden Wandels in den Funda
mentalsystemen der menschlichen Kultur, 
w ie sie im unteren linken Winkel des Qua
drats aufgelistet sind. Und hier tu t sich nun 
ein weiteres Feld von grundlegenden ethi
schen Orientierungen auf:
■  Neben die Menschenwürde müßte die 
Anerkennung der Kreaturwürde treten.
■  Neben dem Menschen als Rechtssub
jekt müßte auch die Natur als Rechtssub
jekt geachtet sein, fü r das der Mensch 
stellvertretend argumentiert.
■  Neben Arbeit, Kapital und Know how 
müßte die Natur als vierter Partner ins Kal
kül des Wirtschaftens aufgenommen w er
den.

■  Neben menschlichen und sozialen In
teressen bedarf es im politischen System 
neuer Formen der Interessendurchsetzun
gen zugunsten der nichtmenschlichen Na
tur.
■  An die Stelle der Raubbautechnik 
müßte Allianztechnik rücken.
■  Neben das klassische Wissenschaftssy
stem m it seiner Tendenz zur Spezialisie
rung und Objektivierung müßten integrie
rende Wissenschaftsansätze treten, die 
vom Systemganzen her denken.
■  Innergesellschaftliche Informations
flüsse müßten mit interartlich-ökosyste- 
maren Informationsflüssen vernetzt wer
den.

M it dieser universalen Perspektive al
lein kann es jedoch nicht getan sein. Der 
angemahnte grundsätzliche Wertewandel 
muß im Feld alternativer Technologien 
konkret werden. Der Bereich, auf dem 
die Grundsätze der Sparsamkeit, der Ver
netzung, der Vielfalt und der Fehler

freundlichkeit durchdacht und vorexer
ziert wurden, ist die Energiepolitik. Seit 
dem ersten Bericht der Energie-Enquete- 
Kommission des Deutsche Bundestages im 
Jahre 1980 (Deutscher Bundestag 1980) 
sind hunderte von Studien erschienen, die 
belegen, daß Wachstum des Bruttosozial
produkts und Primärenergieproduktion 
auf der Grundlage konsequent verbesser
te r Energienutzung entkoppelt werden 
können. Die letzte Studie dieser A rt wurde 
von der Gruppe Energie 2010 unter dem 
Titel „Zukünftige Energiepolitik — Vorrang 
fü r rationelle Energienutzung und rege
nerative Energiequellen" 1995 veröffent
licht (BUND, MISEREOR 1985). Das nach
stehende Kurvenbild dokumentiert, daß 
durch die konsequente Erschließung von 
Einsparleistungen und erneuerbaren Ener
gien im Jahre 2010 Reduktionen beim Aus
stoß von C02 in der Größenordnung von 
36% bei gleichzeitigem Ausstieg aus der 
Kernenergie möglich sind (Abb. 3).

Abb. 3: Primärenergieverbrauch in Deutschland be i e iner verstärkten RENIREG-Stra- 
tegie un te r Beibehaltung der Kernenergie (Z ie lw ert la ; oben) und  be i Ausstieg aus 
der Kernenergie bis 2010 (Z ie lw ert IIc; unten). Quelle: A ltner, G. e t al. 1995, S. 19.
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Welche Wirkung ethische Grundsätze 
bei der Variation von Technologiesyste
men haben können, w ird auch an der 
Studie des Wuppertal-Institutes „Zukunfts
fähiges Deutschland" deutlich. Wie die fo l
gende Tabelle ausweist, könnte es unter 
der Voraussetzung einer tiefgreifenden 
Aufwertung der Natursysteme zu einer 
markanten Veränderung beim Energie
verbrauch, der Stoffproduktion und der 
Inanspruchnahme von Böden und Land
schaftsflächen kommen (Abb.4). Man darf 
dabei nicht übersehen, daß es sich um 
eine perspektivische Betrachtung von 
Möglichkeiten handelt. Die Rahmenbe
dingungen der gegenwärtigen Politik las
sen eine solche Entwicklung keineswegs 
zu. Erst unter der Voraussetzung einer 
Rahmenverpflichtung, in der die ökologi
sche und soziale Verträglichkeit prgram- 
matisch festgeschrieben wäre, würden sich 
jene Entwicklungen ergeben, die in der 
Studie des Wuppertal-Institutes aufge
zeigt sind und als Übergang in neue For

men der Naturnutzung verstanden wer
den können.

Zu den ethischen Grunsätzen einer 
Naturnutzung, die ökologische und soziale 
Verpflichtungen integriert, gehört schließ
lich auch das Prinzip des Diskurses. Es 
geht einerseits um einen Diskurs zwischen 
konkurrierenden Bedürfnissen und Inter
essen, die in den Feldern von ökologischer 
und sozialer Verträglichkeit angesiedelt 
sind. Es ginge aber auch um einen Diskurs 
zwischen radikal verschiedenen Auffas
sungen von Natur: Natur als Objekt und 
Ressource auf der einen Seite und Natur 
als verpflichtende Lebensgestalt auf der 
anderen Seite. In unserer Gesellschaft wer
den diese beiden Sichtweisen durch ver
schiedene Gruppen repräsentiert. Nach 
wie vor überwiegt im Bereich der Natur
wissenschaften das rationale Kalkül des 
Objektivismus, während die Umweltschüt
zer in ihrer Gesamtheit eher einem w ert
bezogenen Naturverständnis zuneigen, 
wie es hier dargestellt wurde. Eine im A uf

trag der Zeitschrift GEO durchgeführte 
Umfrage zeigt, daß die Bürger der Bundes
republik Deutschland bei der Gestaltung 
der Zukunft Naturwissenschaftler und Um
weltschützer besonders beteiligt sehen 
wollen. (Abb. 5). Dieses Meinungsbild hat 
tro tz  seiner Polarität etwas Verheißungs
volles. Eine überzeugende Integration von 
Naturnutzung und Naturschutz w ird bei 
der Entwicklung von Technik und W irt
schaft nur dann zu gewährleisten sein, 
wenn das berechnende Kalkül der Nutzer 
und die Naturliebe der Schützer hartnäk- 
kig aufeinander verpflichtet bleiben und 
im öffentlichen Diskurs zur Auskunft ge
nötig t werden.

Ökologische Ethik ist also durch eine 
Reine von aufeinander verweisenden A r
gumentationsebenen gekennzeichnet:

1. Fundamental ist Schweitzers Grund
satz der Ehrfurcht vor allem Leben: „Ich 
bin Leben, das leben will, inm itten von 
Leben, das leben will". Wer diesen Satz 
ernstnehmen will, muß dort beginnen, w o 
er gilt: auf der Ebene der Arten (und 
ggfs, einzelner Artvertreter) und ihrer 
biotopischen Vernetzung. Schon hier w ird 
deutlich: Das Funktionieren der Natur ist 
von der Vielfalt der Lebensträger abhän
gig. Ihre Überlebendbedürfnisse sind zu 
achten!

2. Leben ist unter dem Blickwinkel des 
heutigen Naturverständnisses Geschichte, 
Werdeprozeß in der Zeit. Ökologische 
Ethik hat die vielschrittige Zeitlichkeit 
dieses Prozesses anzumahnen und ange
sichts der immer schneller laufenden 
Dynamik des neuzeitlichen Fortschrittspro
zesses als unverzichtbare Rahmenbedin
gung menschlichen Handelns im Bewußt
sein zu halten.

3. Das Prinzip der Nachhaltigkeit ver
sucht, menschliche und nichtmenschliche 
Überlebensinteressen (soziale und ökologi
sche Verträglichkeit) aufeinander abzu
stimmen und in Einklang zu halten. Dazu 
bedarf es neuer technologiepolitischer 
Handlungsprinzipien... Die ökologische 
Orientierung bietet immer auch soziale 
Garantien.

4. Die ökologische Orientierung von 
Technik und Produktion hängt ihrerseits 
wieder davon ab, daß in den fundamen
talen Gesellschaftssystemen eine radikale 
Öffnung zur Naturseite stattfindet: Ne
ben dem Menschen als Rechtssubjekt müß
te auch die Natur analog als Rechts
subjekt geachtet sein. Neben Arbeit und

U m w e l tp o l i t is c h e  Z ie le  e in e s  z u k u n f t s f ä h ig e n  D e u ts c h la n d s

U m w eltind ikator M ittelfris tiges  U m w eltzie l (2 0 IO) Langfristiges U m w e ltz ie l (2050)

Ressourcenentnahm e

Energie
Prim ärenerg ieverbrauch  
fossile Brennstoffe  

Kernenergie  
Em euerbare Energien  
E nerg ieproduktiv itä t '*

mindestens -30°/o  
-2 5 %  

-1 0 0 %
+ 3 - 5 %  pro Jahr 
+ 3 - 5 %  pro Jahr*

m indestens -5 0 %  
- 8 0 - 9 0 %

Materiell
Nicht erneuerbare Rohstoffe  
M a te r ia lp ro d u k tiv itä t2'

-2 5 %
+ 4 - 6 %  pro Jahr*

- 8 0 - 9 0 %

Fläche
Siedlungs- und V erkeh rs fläche  

Landw irtschaft

W a ldw irtscha ft

•  absolute S tabilis ierung
•  jä h r l.  Neubelegung: -1 0 0 %
•  flächendeckende Um ste llung  

a u f ökologischen Landbau
•  Regionalis ierung der 

N ährsto ffkre is läufe
•  flächendeckende U m stellung  

a u f naturnahen W aldbau
•  verstärkte N utzung  

heim ischer Hölzer

S to ffab g a b e n /E m is s io n e n

K ohlendioxid  (C 0 2) 
Schw efe ld iox id  (S 0 2) 
S tickoxide (N O J  
A m m o n ia k  (N H 3)
Flüchtige Organische  
V erb indungen (VOC) 
synthetischer S ticksto ffdünger  
Biozide in der Lan d w irtscha ft 
Bodenerosion

-3 5 %
- 8 0 -9 0 %

-8 0 %  bis 2005  

- 8 0 -9 0 %

-  8 0 %  bis 200 5  

-1 0 0 %
-1 0 0 %

-8 0 -9 0 %

-8 0 - 9 0 %

P r i m a r e n e r g i e v c r b r a u c h  b e z o g e n  a u f  d ie  W e r t s c h ö p lu n g  ( B r u i t o - I n l a n d s p r o d u k l )
■ V e r b r a u c h  m e h l  e r n e u e r b a r e r  P r i m a r m a i e r i a l i e n  b e z o g e n  a u f  d ie  W e r t s c h ö p f u n g
'I  b e i  j ä h r l i c h e n  W a c h s lu m s r a t e n  d e s  B r u t t o - I n l a n d s p r o d u k t s  v o n  2 . 5 % .  A l l e r d i n g s  is t  z u  b e t o n e n ,  d a ß  d ie  E r r e i c h u n g  d e r  
l a n g f r i s t i g e n  U m w e l t z i e l e  b e i  a n h a l t e n d e m  W i r t s c h a f t s w a c h s t u m  n i c h t  g e l i n g e n  k a n n .

Abb. 4: Zukunftsfähiges Deutschland, Kurzfassung BUND/Misereor, (Hrsg.) 1995, 
4 S. 10.
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Kapital müßte die Natur als weiterer 
Partner Eingang ins ökonomische Kalkül 
finden ...

Abb. 5: Quelle: Geo-Extra 1 /1995

5. Die neue ökologische Orientierung der 
Ethik bedarf des Diskurses zwischen de
nen, die Natur nur als Objekt zu sehen

vermögen, und denen, die Natur als ver
pflichtende Lebensgestalt auffassen. Dis
kurs in diesem Sinne ist Streit zwischen 
unterschiedlichen ethischen Paradigmen, 
aber auch Streit zwischen unterschiedli
chen Interessen, die öffentlich abgegli
chen werden müssen. So gesehen setzt 
die ökologische Ethik ein Mehr an Demo- 
krataie voraus.

6. Es ist nicht so sehr entscheidend, auf 
welcher der charakterisierten Argumen
tationsebenen die ethische Reflexion be
ginnt. Wichtig ist vor allem, daß alle Stufen 
der ethischen Reflexion durchlaufen w er
den.
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Naturschutz und Umweltbildung
von Klaus Schleicher

Abstract

Der Naturschutz hatte in Bildungspolitik 
und Pädagogik bereits erhebliche Reso
nanz gefunden, als in den 70er Jahren eine 
vehemente mediale und öffentliche Dis
kussion über Umweltprobleme begann. 
Damals überlagerte zunächst eine einseiti
ge Ausrichtung auf Luft-, Wasser- und 
Bodenschäden und dann eine nachfol
gende Akzentuierung der Verursacher
und Vorsorgeproblematik die pädagogi
sche Auseinandersetzung mit dem tradi
tionellen Naturschutz. Gleichwohl berüh
ren die Forderungen nach verringerter 
Ressourcennutzung, die Betonung des 
Retinitätsprinzips oder die Bemühungen 
um Sicherung einer nachhaltigen Entwick
lung' (eines ,sustainable development') 
den Naturschutzgedanken in seiner grund
sätzlichen, wenn auch weniger in seiner 
ortsgebundenen, landschaftlichen Aus
richtung.

Pädagogisch sind beide Naturschutz
dimensionen relevant, und zwar zum ei
nen, weil es bei der Sicherung von Bioto
pen, Auen oder Naturschutzzonen um 
Lernorte geht, an denen konkrete Primär
erfahrungen erworben werden können, 
und zum anderen, weil es grundsätzlich 
um die Erhaltung der Artenvielfalt, der 
Naturressourcen oder auch um die Klima
problematik geht.

Wie beide Dimensionen aus pädago
gischer Sicht, und zwar unter Berück
sichtigung sozial- und wissenschaftsspe
zifischer sowie institutioneller und adres
satenrelevanter Kontextbedingungen, zu 
verbinden sind, bzw. in welchem Maße 
zeitspezifische Kommunikationsformen zu 
beachten sind und vor welchen kommu
nikativen Herausforderungen die Umwelt
bildung und die Naturschutzbemühun
gen stehen, das w ird in diesem Beitrag 
skizziert.

Einleitung

Umweltprobleme sind Produkt und Deter
minanten des menschlichen Selbst- wie 
Weltverständnisses und speziell von wis
senschaftlichen, ökonomischen und sozio- 
politischen Ordnungskriterien. Umwelt

probleme lassen sich daher nur eingren
zen — bzw. eine nachhaltige Entwicklung' 
läßt sich nur erreichen —, wenn eine Neu
bestimmung menschlicher Lebensziele 
und Ordnungskriterien im Hinblick auf 
einen Frieden mit der Natur, unter den 
Kulturen und zwischen sozialen Gruppen 
gelingt.

Ziel muß es sein, die Zivilisationsbe
dürfnisse mit Naturbedingungen in Ein
klang zu bringen (so schon Peccei 1979,
S. 407). Dies aber setzt voraus, daß sich 
Politik, Ökonomie und Wissenschaft ver
stärkt im Sinne ökologischer Selbststeue
rungsmechanismen regulieren. Dazu sind 
sie angesichts der fachwissenschaftlichen 
Spezialisierung, der ökonomisch externa-

lisierten Umweltkosten und des po liti
schen Ressortdenkens bzw. der nationa
len Egoismen derzeit jedoch nur begrenzt 
in der Lage. Da auch die Bürger weithin 
Gefangene jener Paradigmen, Strukturen 
und Traditionen sind, korrespondieren 
weder die individuellen noch die ö ffen t
lichen Natureinstellungen, Konsumorien
tierungen und Alltagshandlungen mit 
dem Retinitätsprinzip.

Erforderlich ist deshalb ein fundamen
taler Bewußtseins-, Werte- und Verhal
tenswandel, der dann auch einen verbes
serten Naturschutz, ein verändertes Frei
zeitverhalten sowie eine andere W irt
schafts- und Umweltpolitik ermöglicht. 
Und zwar sind intergenerative und in
terkulturelle Zukunftsorientierungen und 
nachhaltige Einstellungsänderungen er
forderlich. Nur werden diese schwerlich 
mit medialen Problemaktualisierungen, 
mittels wirtschaftlicher Wettbewerbs
prinzipien oder durch internationale Ver
träge zu erreichen sein. Eher schon kön-

( Überwachung der Luflqualitüt 
Bew irtschaftung der Wasserressourcen

- I.ih a ltu n g  der Bndenquulitat 

N atur- und Landschaftsschutz
Sicherung der (Energieversorgung und rationelle  Fnergiehut/.ung

- B e v ö lk e ru n g s p o litik  (e insch l städtischer U m w e lt , ö tle n tl 
G esundheitswesen und S icherheit)

- A b ta llw irtsch alt

BEWIRTSCHAFTUNG
DER

RESSOURCEN

D A U E R H A F T E  U N D  
U M W E L T G E R E C H T E  

E N T W IC K L U N G

PRODUKTIONS- MOBILITÄTS-
UND DIENSTLEISTUNGS- MANAGEMENT

SEKTOR
- Standortw ahl (einschl. U V P )  

Betriebsgenehm igungen (B V T )
- U m w c ltschu tzm aünahm en  (in te g rie rte r  

Um w eltschutz, In fo rm ation . A u d itin g )
- O ko-A ccounting
- Technologische U m w ick lung
- P r o d u k l p o l i t i k

IT ilsorgung von Induslricuhlallcn

/ IN F O R M A T IO N  

F. K Z  I l i H U N G  

A U S B IL D U N G

- Raum planung einschl. U V P
- Infrastrukturplanung einschl. U V P  zur 

V erfügung und der Ausw ahlm öglichkeit 
zw isch en  versch iedenen  V e rk e h rs 
m itteln

- V crkehrspolilik
- Überw achung der durch F a h rz e u g e  

verursachten U m w eltverschm utzung

Abbildung 1: Dauerhafte und um weltgerechte Entwicklung.
Quelle: RAT 17.5.1993, Abb. S. 25
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nen sie durch eine entsprechende Neu
orientierung der Bildung erleichtert wer
den.

In Europa hat sich bisher aber weder 
auf seiten der Politik noch auf seiten der 
Öffentlichkeit ein hinreichendes Ver
ständnis fü r das Retinitätsprinzip bzw. 
fü r die Bedeutung und den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen entwickelt. 
Hinreichender Anlaß wäre zweifellos ge
geben, nachdem die wissenschaftliche und 
wirtschaftliche Revolution in den letzten 
zweihundert Jahren die — über Jahrmil
lionen entstandenen — biotischen Syste
me an den Rand des Zusammenbruchs 
gebracht haben. Schlimmer noch, die Eu
ropäische Union begünstigt durch Förde
rung einer intensiven Landwirtschaft bei 
gleichzeitiger Flächenstilllegung noch im
mer kostenträchtige Agrarüberschüsse — 
und dies um den Preis verstärkter Land
schaftsverschmutzung. Auch w ird die 
Steigerung des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) infolge des Binnenmarktes — schät
zungsweise um 2,5% — zu einer verstärk
ten Inanspruchnahme der Umwelt und zu 
einer Beeinträchtigung wertvoller Schutz
gebiete führen. Beispielsweise prognosti
zierte die europäische Task Force „allein 
fü r die Luftschadstoffe S02 und NOx einen 
Zuwachs der Emissionen durch das vom 
Binnenmarkt induzierte Wachstum um
8-9%  bzw. 12-14% bis zum Jahr 2010" 
{Neumann/ Pastowski 1994, S. 97).

Im Hinblick auf eine nachhaltige Ent
wicklung' werden veränderte Lebensstile 
und Maximen des Handelns zunehmend 
dringlicher (vgl. BUND/ Misereor 1996). 
Nicht ohne Grund erkannte der europäi
sche RAT in seinem .Gemeinschaftspro
gramm fü r Umweltpolitik ... im Hinblick 
auf eine dauerhafte und umweltgerechte 
Entwicklung' 1993 der Bildung neben der 
Forschung im Kontext ökonomischer De
terminanten eine neuartige und entschei
dende Bedeutung zu (Abb. 1).

Ebenso wie der Umweltschutz erfor
dert auch der Naturschutz eine veränder
te Beziehung zur und Kooperation mit 
der Bildung. Und zwar darf sich der 
Naturschutz nicht im bisherigen Maße 
auf eine Sicherung von Biotopen, Natur
parks oder Kulturlandschaften (wie der 
Lüneburger Heide) etc. beschränken, viel
mehr muß Naturschutz im alltäglichen 
Lebensumfeld der Bürger wie der Kom
munen beginnen, hier bewußtseins- und 
erfahrungsmäßig verankert und als eine 
wesentliche Dimension des Umweltschut
zes transparent gemacht werden. Ohne

intensivere Kommunikation und Koope
ration m it den Bildungsträgern und 
-institutionen dürfte dies aber kaum ge
lingen.

Vor diesem Hintergrund werden hier 
zunächst einige Rahmenbedingungen der 
Umweltbildung (Kap. I), dann ihre Grund
lagen (Kap. II) und Entwicklungen (Kap. III) 
skizziert, bevor dann die Bedeutung der 
Umweltbildung für den künftigen Um
w elt- und Naturschutz (Kap. IV) diskutiert 
wird.

I. Rahm enbedingungen der 
Um w eltbildung

Da Umweltbildung eher auf politische, 
sozio-ökonomische und wissenschaftliche 
Entwicklungen .reagiert' als jene orien
tiert, müssen zunächst strukturelle, insti
tutionelle und wissenschaftliche Rahmen
bedingungen der Umweltbildung aufge
zeigt werden, die ihren Handlungsrahmen 
prägen.

1. Umweltschutz wird „institutionell"
auf verschiedenen Ebenen anvisiert:

Umweltschutz erfordert politische Ver
einbarungen (z.B. internationale Konven
tionen wie in Rio 1992), ferner rechtliche 
Vorgaben (z.B. die FFH-Richtlinie der EU
1992), aber auch soziales Engagement von 
NGOs und Interessengruppen (z.B. von 
Umweltschutzgruppen) usw. In demokra
tischen Gesellschaften sind dies notwen
dige, jedoch noch keine hinreichenden 
Voraussetzungen fü r einen Umweltschutz; 
denn letztlich hängt er maßgeblich von 
öffentlichen Einstellungen und individuel
len Verhaltensweisen ab (Akzeptanzpro
blem). Hier nun gewinnt die Bildungsdi
mension Bedeutung, weil eine dauerhafte, 
tragfähige und umweltbewußte Entwick
lung veränderte Einstellungen und Verhal
tensweisen erfordert. Notwendig sind Be
wußtseinsveränderungen, die einen neuen 
gesellschaftlichen Umweltkonsens und 
entsprechende umweltpädagogische Be
mühungen ermöglichen.

Der Bildung kommt aus zweierlei 
Gründen eine wesentliche Funktion zu. 
Ohne erweiterte Bildungsangebote kön
nen der Öffentlichkeit die zunehmend 
komplexeren Formen des Naturschutzes 
kaum noch verständlich werden (sei es 
nun der Zusammenhang von Nutzungs
kartierung und Koordinierung verschiede
ner Landschafts- und Kulturanforderun

gen oder die Abstimmung zwischen Agrar
leitplanung und Biotopschutzprogram
men etc.). Zum anderen erfordert ein ver
änderter Umwelt- und Naturschutz eine 
reflektierte Auseinandersetzung mit be
stehenden Sozialisationsmechanismen und 
eine intentionale Erziehung, die tie f in 
traditionelle Einstellungs- und Verhaltens
muster eingreift und diese verändern h ilft 
(vgl. WBGU 1995).
□  Nun kann Umweltbildung aber nur 
begrenzt im Widerspruch zu den ökono
mischen und sozio-politischen Rahmenbe
dingungen wirksam werden, weil Bil
dungssysteme als soziale Subsysteme 
strukturell wie konzeptionell von den vor
erwähnten Makrostrukturen abhängen. 
Mithin können sich Politik und Gesell
schaft nicht durch ideale Bildungsforde
rungen von ihrer Eigenverantwortung 
entlasten bzw. von der Bildung eine Kor
rektur der politischen Fehlleistungen und 
gesellschaftlichen Probleme fordern. Dies 
kann nur zu Fehleinschätzungen pädago
gischer Möglichkeiten — wie bei der Bil
dungseuphorie der 70er Jahre — führen.

2. Umweltschutz ist „konzeptionell" 
sowohl von Natur- als auch von 
Humanwissenschaften abhängig:

Umweltschutz ist auf wissenschaftliche 
Erkenntnisse angewiesen. Allgemein w ird 
zuerst an naturwissenschaftliche Er
kenntnisse gedacht, weil Umweltschäden 
zuerst einmal analysiert werden müssen. 
Allzu leicht bleibt es dann allerdings bei 
einseitig fachwissenschaftlichen und in
strumenteilen Interpretationen. Entspre
chend hatte der Wissenschaftsrat 1994 
(1987 schon der Sachverständigenrat) 
betont, daß es der Naturschutzforschung 
tro tz  erheblicher Subventionen in den 
80er Jahren inzwischen kaum gelungen 
sei, „wirklich interdisziplinäre Forschungs
schwerpunkte" zu entwickeln.

Gleichzeitig ist Naturschutz auch auf 
einen Beitrag der Humanwissenschaften 
angewiesen; denn nur sie können das 
Verschwinden der 'lebendigen Natur' in 
den naturwissenschaftlichen Modellen 
(vgl. Zahn 1993, S. 23 ff.; Grimmei 1993,
S. 11), den historischen Einstellungswandel 
zur Natur und Interdependenzen zw i
schen dem wahrnehmenden Subjekt und 
der naturwissenschaftlich konstruierten 
Objektwelt bewußt machen. Außerdem 
hängt eine nutzungsrestriktive, land
schaftsgemäße und damit auch natur
schutzbedeutsame Extensivierung ent-
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scheidend vom öffentlichen Bewußtsein 
ab. Schließlich gilt es pädagogisch einen 
bewußten und verantwortungsvollen Um
gang des Menschen mit seiner Natur in 
der Natur anzuleiten. Obwohl den Human
wissenschaften nach Auffassung des Wis
senschaftsrates zentrale Bedeutung zu
fällt, weil die „Werte, Einstellungen und 
Verhaltensweisen von Individuen, sozialen 
Gruppen und Gesellschaften ... die Bezie
hungen zwischen Mensch und Umwelt" 
bestimmen, so konstatiert er bei ihnen 
jedoch einen erheblichen Nachlauf in der 
Umweltdiskussion ( Wissenschaftsrat 1994,
S. 3,8, 21 f.; vgl. Sachverständigenrat 1987,
S. 53).

Wenn aber Naturschutz' wissenschaft
lich nicht einmal in den Naturwissenschaf
ten hinreichend verankert ist und sich 
ökologische Lehrbücher weithin weder 
m it Begriff noch Programm des Natur
schutzes befassen (Schurig 1995, S. 515 f.) 
und sich schließlich die Humanwissen
schaften nur sehr begrenzt m it Umwelt
problemen auseinandersetzen, woher sol
len dann Grundlagen fü r eine entspre
chende Umweltbildung kommen ?
□  Umweltbildung braucht detaillierte 
Naturerkenntnisse zur Orientierung, wenn 
sie Engagement fü r den Umweltschutz 
wecken will. Natürlich kann sie nicht bei 
deren Analysen stehenbleiben und darf

sich nicht nur als deren Verm ittler verste
hen, sondern sie muß auch sozio-ökono- 
mische Faktoren des Naturverbrauchs 
berücksichtigen, und schließlich muß sie 
bei öffentlichen wie individuellen Natur
einstellungen ansetzen, diese reflektieren 
und gegebenenfalls zu ergänzen suchen. 
Ohne hinreichende Voraussetzungen in 
den beiden großen Wissenschaftsberei
chen und deren Bereitschaft zu interdis
ziplinären Deutungen jedoch sind eine 
angemessene Umweltbildung und ein 
relevanter Beitrag zum Umweltschutz 
schwerlich möglich.

3. Umweltschutz setzt „Information 
und Bildung" voraus:

Ökologische Mündigkeit und Bereit
schaft zum Umweltschutz setzen eine an
gemessene Inform iertheit und Bildung 
voraus. Hier kommt den Medien und Bil
dungssystemen erhebliche Bedeutung zu. 
Kurzfristig beeinflussen massenmediale 
Umweltinformationen die Umweltauf
merksamkeit und das Umweltinteresse 
(auch bei Lehrern und Studenten) wesent
lich stärker als universitäre Umweltstu
dien und die schulische Umweltbildung 
(vgl. Elger/ et al. 1994, S. 26). Beispielsweise 
führten mediale Katastrophenmeldungen 
1969/70 binnen eines Jahres zu erhebli

chen Einstellungsveränderungen in der Ö f
fentlichkeit (vgl. Schleicher 1994a, S. 17 ff.; 
Abb. 2).

Längerfristig aber können Bildungs
maßnahmen verhaltensrelevanter werden 
als punktuelle und aktualisierte Medien
informationen; denn sie können die Vor
aussetzungen der Lernenden und ihre 
Kontexte stärker berücksichtigen, konti
nuierlicher zu einer Selbstklärung beitra
gen und teilweise auch konkreter auf 
Handlungsoptionen eingehen. Dies setzt 
voraus, daß Bildung auf ,ökologische 
Mündigkeit' zielt und Umweltkompe
tenzen anbahnen will, die ein um w elt
relevantes Handeln in vorab nicht pro
gnostizierbaren Situationen ermöglicht. 
Mithin darf die grundlegende Bildung 
nicht auf partielle Problembewältigungen 
-  d.h. auf eine Ausbildung — verkürzt 
bzw. nach .Marketing-Perspektiven' aus
gerichtet werden — wie Fachwissenschaft
ler es häufiger und gelegentlich auch Bil
dungspolitiker fordern. Noch problema
tischer aber sind Forderungen im Sinne 
einer natur- und umweltschutzbezoge
nen Gesinnungspädagogik (vgl. Kahlert 
1991; Breiting 1994); denn wohin derar
tige Ansätze führen, ist im Dritten Reich 
und in der DDR hinreichend deutlich ge
worden.
□  Letztlich muß sich Umweltbildung an
gesichts rasch veränderter Wissensbe
stände, Umweltprobleme und Berufsher
ausforderungen darauf konzentrieren, 
Umweltkompetenzen m it hohem Trans
ferw ert zu initiieren, die im Sinne einer 
Umweltmündigkeit eigenständige Be
wertungen, Entscheidungen und Hand
lungsfähigkeiten gewährleisten. Einzel
phänomene aktueller Natur- und Um
weltschutzdiskussionen können daher 
nicht im Zentrum der Umweltbildung 
stehen.
■  Damit ist deutlich geworden: Umwelt
pädagogische Bemühungen um einen ver
besserten Naturschutz sind von zeitspezi
fisch makrostrukturellen Entwicklungen 
abhängig. Sie finden derzeit weder bei 
den Natur- noch bei den Humanwissen
schaften hinreichende Grundlagen vor, 
um sich interdisziplinär m it Problemen 
einer .nachhaltigen Entwicklung' (im 
Sinne eines Natur- und Umweltschutzes) 
auseinandersetzen zu können. Umgekehrt 
dürfen sie sich angesichts ihrer genuinen 
Bildungsaufgabe nicht einfach pragma
tisch zeit- und/oder interessenspezifi
schen Einzelinitiativen unterordnen, wenn 
eine kontinuierliche Weiterorientierung

Abbildung 2: Thematisierung von Umweltproblemen.
Quelle: Schleicher 1994a, Abb. S. 18.
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und eine eigenständige Umweltverant
w ortung erreicht werden sollen.

II. G rundlagen der U m w elt
bildung

Umweltbildung erfo lgt im gesellschaftli
chen Kontext und hat sich am wissen
schaftlichen Erkenntnisstand zu orientie
ren. Sie richtet sich vor allem an Einzel
personen und hat es mit deren Wahr
nehmungen, Einstellungen, Lernprozessen 
und Verhalten zu tun. Problemange
messen ist daher eine anthropogene Aus
richtung auch insoweit, als Natur- und 
Klimaprobleme eine Folge menschlicher 
Einstellungen wie Verhaltensweisen sind 
und weil Umweltschutz nur vom Men
schen ausgehen kann. Umweltbildung 
muß daher insbesondere zwei Dimen
sionen Rechnung tragen:

1. Umweltbildung ist nicht ohne 
„Primärerfahrung" möglich:

Vom Gen bis zum Klima haben w ir es 
zwar m it der Natur, aber nicht m it direk
ten Naturerfahrungen zu tun. Spricht man 
daher in der Öffentlichkeit von Natur

schutz, so stehen dabei direkte Naturer
fahrungen im Vordergrund, und zwar mit 
einer Natur, die man anfassen, sehen, 
hören und riechen kann. Eben deshalb 
finden Tier- und Naturschutz, aber auch 
Naturschutzparks bzw. Naturerlebnis
räume großen öffentlichen Zuspruch, 
während die Klimaproblematik weithin 
nur Betroffenheit' und Unsicherheit 
auslöst.

Plausibel erscheint daher ein Angebot 
von ,Naturerlebnisräumen' (Konzept in 
Schleswig-Holstein), um ein Verständnis 
fü r die Natur zu fördern, das Voraus
setzung fü r einen Naturschutz is t1). Begrü
ßenswert ist eine Ergänzung des Natur
schutzkonzepts, das dem Besucher mehr 
Bewegungsfreiheit und ein aktives Ken
nenlernen der Natur ermöglichen soll. Ob 
allerdings eine einseitig biologische Aus
richtung in derartigen Erlebnisräumen 
hinreichend ist, d.h. ob es dabei nur um 
ein Verständnis von „Funktionen von 
Lebewesen im Netzwerk der Natur" (z.B. 
um ein Verständnis von ,Vielfalt und Spe
zialisierung in der Entwicklung' bzw. von 
»Sparsamkeit im Umgang mit Stoffen und 
Energien' usw.) gehen sollte und ob eine 
angeleitete Naturerfahrung (mit starkem

Nachlerneffekt) eine wirklich eigenstän
dige, aktive Beziehung verm ittelt, er
scheint mir zweifelhaft (vgl. M inister fü r 
Natur und Umwelt des Landes Schleswig- 
Holstein 1993, S. 9 f.).

Vor allem fü r Kinder sind konkrete 
Natur- und Naturschutzerfahrungen im 
Nahbereich wichtig, wie sie sich z.B. in der 
Schulgartenarbeit anlegen und bei der 
Schulwaldarbeit erweitern lassen. Bei Ju
gendlichen können jene Erfahrungen

1) E rgänzend  sei a u f z w e i n e u ere  A k z e n te  v e rw ie 
sen. Einerseits w ird  aus dem  N a tu rs c h u tzg e d a n k e n  fü r  

e in e  v e rä n d e rte  Einstellung zu  W e rtfra g e n  in d en  N a
tu rw issenschaften  p läd ie rt, a n d ererse its  d em  P fle g e 
k o n z e p t ein V e rz ic h t a u f E in g riffe  g e g e n ü b e rg e s te llt. 
So a rg u m e n tie r t S ch u r ig  z.B.: In de m  M a ß e , w ie  d ie  

N aturw issenschaften  — speziell d ie  B io log ie  — e in e  „ In 
te g ra tio n  des Naturschu tzes  in d ie  B iow issenschaften  

e rfo rd e rn ", w ird  de r „A u fb au  eines vö llig  n euen  W e r t
systems" n ö tig  (S ch u r ig  1 995 , S. 516). D a n e b en  p lä 
d ie r t T r o m m e r  u n te r  Bezug a u f am erikan ische Ent
w ick lu n g en  s ta tt fü r  ein schulisches P fle g e k o n z e p t fü r  

den  sog. „T u -n ich t-G arten"; d enn  U m w e ltg e fa h re n  

d ro h te n  w e n ig e r  d o rt, w o  d ie  N a tu r  sich selbst ü b e r
lassen b le ibe . D er N a tu rschu tz soll sich danach e h e r am  

N ichtstun  o rien tie re n ; denn: W e r N a tu r  e rle b e  (und  

dies habe  nichts m it Fo lienteichen  im  S chu lgarten  zu 

tu n ), lerne  sie in d e r  V e rb in d u n g  von sinn lichem  Erleben  

und k o g n itive m  Wissen erst rich tig  ken n e n  und e n t
w ick le  auch Zune ig u n g  zu ihr und  V e ra n tw o r tu n g  fü r  

sie ( T r o m m e r  1992, S. 132). D a m it a b e r k o m m en  w i r — 

in v e rä n d e rte m  K o n te x t — w ie d e r  zu G ru n d v o rs te llu n 
g en  des 18. Jahrhunderts  zurück.

Abbildung 3: Quelle Noam 1985, Abb. 5. 12
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durch Beteiligung am Naturschutz oder 
bei der Landschaftspflege erw eitert wer
den, bevor Erwachsene in Schrebergär
ten, Naturparks oder Bürgerinitiativen 
weitere Erfahrungen sammeln (vgl. Dreis
bach 1996; Schlottmann 1986). In wel
chem Maße dabei altersspezifische Erfah
rungen und Verantwortungsfähigkeiten 
beachtet werden müssen, das ist — z.B. 
in Auseinandersetzung mit der abgebil
deten Matrix — im Detail zu erörtern 
(Abb. 3).
□  Aus pädagogischer Sicht ist bedeut
sam: Primärerfahrungen werden im Nah
bereich erworben, bevor ein Verständnis 
fü r einen integrierten Naturschutz und 
systemische Beziehungen angebahnt 
werden kann. Direkter Naturkontakt — 
sei es im Garten, Park, Freiland oder 
beim naturkundlichen Projektunterricht 
— ermöglicht am ehesten positive Bezie
hungen zum Lebendigen und bietet da
mit auch wichtige Voraussetzungen für 
ein Naturschutzengagement (vgl. Mini
sterkomitee 1981). Nicht ohne Grund 
w ird immer wieder betont, daß ein ver
antwortungsvoller Umgang m it der Natur 
in erster Linie auf Freude an der Natur, 
Verständnis fü r natürliche Zusammen

hänge sowie auf ethischen und musisch
kulturellen Komponenten basiert (Staats
institu t fü r Schulpädagogik und Bildungs
forschung 1993, S. 1). Zudem erhärten 
empirische Erkenntnisse die Ansicht, daß 
Primärerfahrungen in Natur und Umwelt 
längerfristig mehr fü r eine Bereitschaft 
zum Umweltschutz beitragen als kognitiv 
verm ittelte Informationen (vgl. Schleicher 
1995 b, S. 13 ff.; Langeheine/Lehmann 
1986, S. 36, 125 ff.).

2. Pädagogische Bedeutung eines 
„anthropomorphen Akzents" im 
Umweltschutz:

In der Umweltpädagogik steht der 
Mensch im Zentrum. Ein anthropomor- 
pher Akzent erscheint angemessen; denn 
der Mensch ,hat' nicht nur Natur, son
dern er w irkt auch auf sie, und vor allem 
soll er Verantwortung fü r sein Verhalten 
gegenüber der Natur übernehmen.

Historisch nahm man Natur— und Um
weltschäden zunächst im mitgestalteten 
und —verantworteten Nahbereich wahr 
(z.B. Rauchverordnung in Goslar 1407 oder 
der Schornsteinbau im 19. Jh.). Schutz— 
und Pflegemaßnahmen erschienen der

Bevölkerung um so plausibler, je direkter 
sie betroffen waren, und sie waren pä
dagogisch um so relevanter, je eher ein 
ganzheitlich-situatives Lernen an konkre
ten Lernorten möglich wurde. Nun muß 
sich die Pädagogik heute aber auch fü r 
einen Globalschutz der Natur einsetzen; 
denn: .Pollution knows no frontiers' 
{Schleicher 1992 b), und die planetare A r
tenvielfalt, der Regenwald oder auch die 
Naturressourcen sind letztlich kollektives 
Eigentum (vgl. Simonis 1990). Da aber Glo
balveränderungen weithin nur in Compu
terberechnungen und allgemein nur in 
Langzeitveränderungen erkennbar wer
den, sind deren Auswirkungen biogra
phisch meist weder zeitlich noch räumlich 
erfahrbar.

Pädagogisch ergeben sich hier ge
genüber dem traditionellen Naturschutz 
erhebliche — bisher nicht hinreichend 
thematisierte — Schwierigkeiten. Denn 
während der einzelne .Wetter' hautnah 
erfahren und entsprechend handeln kann, 
muß er bei .Klimaveränderungen' den 
Computersimulationen glauben, er muß 
deren Bedeutung fü r seine Kindeskinder 
antizipieren und soll vom Status quo aus 
die Möglichkeiten und Grenzen einer

Abbildung 4: Einflußfaktoren a u f das Umweltverhalten. Quelle: Grob 1991
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.nachhaltigen Entwicklung' abschätzen. 
Bisher hat sich die Erziehungswissenschaft 
kaum m it den Fakten derartiger Langzeit
hypothesen und deren Überprüfbarkeit 
befaßt, geschweige denn die bildungs
theoretischen und didaktischen Implika
tionen einer entsprechenden Umweltbil
dung thematisiert. Wie schwierig es schon 
bei konkreteren Umweltbezügen wird, 
Wissen so zu vermitteln, daß es beim Ler
nenden zur Grundlage seines Alltagshan
delns wird, zeigen mehr als 40 empirische 
Studien: Danach werden Umweltinforma
tionen gegen emotionale, soziale und kul
turelle Filter kaum verhaltenswirksam 
(de Haan 1994, S. 2 f.). Abbildung 4 (Grob
1991) skizziert, wie komplex die Einflüsse 
auf das Umweltverhalten sind bzw. wes
halb der kognitive Faktor nicht überschätzt 
werden darf.
□  Zwar w ird seit der Unesco-Konferenz 
von Tiflis (1977) immer wieder gefordert, 
.lokales Handeln und globales Denken' 
miteinander zu verschränken, doch w ur
den bisher keine hinreichenden Konzep
te zur Realisierung entwickelt. Dies er
scheint auch solange kaum möglich, wie 
aus Hochrechnungen zwar notwendige 
Einschränkungen im Umweltverbrauch 
bzw. Naturschutzmaßnahmen abgeleitet 
werden (vgl. BUND/ Misereor 1996), die 
Möglichkeiten und Probleme einer indi
viduellen, sozialen und politischen Zu
kunftsverantwortung fü r Langzeitent
wicklungen aber nicht genauer betrach
te t werden.
■  Umweltbildung muß sich letztlich also 
mit drei komplexen und interdepen- 
denten Systemen befassen — und zwar 
zum einen mit vernetzten Umgebungs
problemen, d\e von den Naturwissenschaf
ten erforscht werden, zum anderen mit 
dem Retinitätsprinzip, das nur gemein
sam von Natur- und Sozialwissenschaften 
definiert werden kann und zum dritten 
mit nicht minder komplexen Lernumwel
ten und -prozessen der Adressaten. Um
weltbildung hat es mithin gleichzeitig mit 
einer natürlichen, sozialen und biogra
phischen Umwelt zu tun, wenn sie zu ei
ner .nachhaltigen Entwicklung' beitragen 
will (vgl. OECD/et al. 1994, S. 32). Daraus 
ergibt sich: Ohne .fachliche Kenntnisse' 
keine Grundlagen fü r eine Umweltanaly
se, ohne deren interdisziplinäre Vernet
zung keine verantwort bare Umweltbil
dung und ohne pädagogischen Transfer 
kein adressatengemäßer Unterricht und 
keine personale Verarbeitung der Infor
mationen.

Insofern bleiben naturwissenschaftli
che Fachkenntnisse über einen Natur- 
und Umweltschutz ohne sozialwissen
schaftliche Reflexion kommunikativ 
„stumm" und beide ohne pädagogi
schen Transfer tendenziell „blind". Wie 
jedoch werden sich „Stumme" und „Blin
de" verständigen ?

III. Entwicklung der U m w elt
bildung

Inwieweit Umweltpädagogik den an sie 
gerichteten Erwartungen gerecht werden 
kann, hängt einerseits von bildungstheo
retischen Traditionen und andererseits 
von den umweltpädagogischen Entwick
lungen der letzten Jahrzehnte ab.

1. „Naturbezüge" in der Geschichte 
der Pädagogik:

In der Pädagogik besteht eine lange Tra
dition, aus Beobachtungen der Natur fü r 
den Erziehungsprozeß zu lernen und 
durch tätigen Umgang mit ihr Bildungs
prozesse zu initiieren. Im 18. Jahrhundert 
forderte Pestalozzi beispielsweise: der 
Mensch solle das „Tun der hohen Natur" 
nachahmen, weil er dabei an sich selbst 
reife (Pestalozzi 1961, S. 33 f.). Entspre
chend schien Rousseau (der in Deutschland 
frühzeitig als geistiger Wegbereiter des 
Naturschutzgedankens rezipiert wurde) 
zu ergänzen, „die Natur entwickelt un
sere Fähigkeiten und unsere Kräfte ..." 
deshalb schirmte er seinen Zögling ,Emile' 
ab vor verderblichen Zivilisationseinflüs
sen (Rousseau 1971, S. 10). Und Probe! 
erhob die Gartenpflege zu einer seiner 
.Spielgaben', damit der junge Mensch 
wirkliches Leben erfahre (Fröbel 1982, 
S.89).

Aufgenommen und weitergeführt 
wurden derartige Hinweise in der Reform
pädagogik des frühen 20 . Jahrhunderts, 
z.B. wenn Petersen seine .pädagogischen 
Situationen' durch Natur, Menschenwelt 
und G ott konstituiert sieht (Petersen 
1937). Konkretisiert -  aber auch eingeengt 
— wurden solche Ansätze u.a. in den Ber
liner Gartenarbeitsschulen, wenn sie sich 
fü r eine .tätige Heimatnaturkunde' ein
setzten, bzw. wenn das Arbeitsschulkon
zept im Naturschutz eine hilfreiche Mög
lichkeit fü r eine ,Hand-Fuß-Kopf-Päda- 
gogik' sah (Schoenichen 1929). Trotz un
terschiedlicher Akzentuierungen sollte 
allgemein die bildende Kraft der Natur 
erfahren bzw. durch den pfleglichen Um

gang m it ihr das je eigene Selbstver
ständnis erweitert und ein blindes Fort
schrittsdenken relativiert werden.

Der Aspekt eines pfleglichen Umgangs 
m it der Natur wurde in den 50er Jahren 
in einer Empfehlung der Kultusminister
konferenz aufgegriffen. Sie legte den 
Schulen einen intensiveren Naturschutz 
und eine Landschaftspflege nahe (KMK  
1953). Wie sich die Empfehlung konkreti
sieren ließ, zeigt das Plädoyer des schles
wig-holsteinischen Kultusministers in sei
nem .Wegweiser fü r die Lehrerfortbil
dung'. Darin heißt es u.a.: „Schon in der 
Jugend müssen die Menschen begreifen 
lernen, daß die Ansprüche des einzelnen 
auf die Güter der Natur dort eine Grenze 
finden, w o die Naturliebe seiner M itmen
schen und die Achtung vor allem Lebendi
gen in der Schöpfung deren Erhaltung 
fordert. Hier erwächst ... der Schule eine 
Bildungs- und Erziehungsaufgabe von 
weittragender Bedeutung" (Emeis 1954, 
Sp. 3).

Pädagogisch nicht weniger bedeutsam 
aber ist ein zweiter Aspekt bei Petersen, 
der in den 70er Jahren aufgenommen 
wurde, und zwar daß pädagogische Lern
situationen fü r die Betroffenen durchsich
tig, übersichtlich und leicht deutbar w er
den müßten (Petersen 1937, S. 37). Ent
sprechend w ird seit den 70er Jahren ver
stärkt gefordert (vgl. Bruner 1972), daß 
Umweltbildungs- und -schutzbemühun- 
gen adressatengemäß ausgerichtet sein 
müssen, d.h. von konkreten Umwelt- und 
Naturschutzerfahrungen ausgehen soll
ten (Grundschulaufgabe), bevor eine wei
terreichende Umweltbildung möglich wer
de — wie sie heute im Sinne eines 
Klimaschutzes oder einer .nachhaltigen 
Entwicklung' gefordert wird.
□  Offensichtlich hat es in der pädago
gischen Theorie schon früh bedeutsame 
Ansatzpunkte gegeben, die sich fü r Be
mühungen um einen praktischen Um
weltschutz und eine angewandte Ökolo
gie eigneten. Inwieweit derartige Ansätze 
seit den 70er Jahren aufgegriffen wurden, 
hing nicht zuletzt davon ab, wie sich die 
wissenschaftliche und mediale Auseinan
dersetzung mit der Umweltzerstörung 
auf die Pädagogik auswirkte.

2. Umweltpädagogische „Kontro
versen" seit den 70er Jahren:

In den 70er Jahren erfolgte unter dem 
Einfluß medialer Katastrophenszenarien 
eine Wende von der Natur- und Land-
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schaftspflege zum Umweltschutz. In der 
Umweltbildung traten je tz t — ebenso 
wie in der Öffentlichkeit -  Umweltschä
den in den Vordergrund, über die man 
aufzuklären suchte. Vorrangig ging es da
bei um Wasser-, Boden- und Luftver
schmutzungen, indirekt wurde natürlich 
auch der Naturschutz berührt. Allerdings 
wurden Naturschutzparks je tz t nur noch 
als ergänzendes Beobachtungs- und Er
ziehungsangebot fü r Schulen, Familien 
und Verbände betrachtet (vgl. Grupe
1979).

In dem Maße, wie in den 80er Jahren 
dann die »Grenzen des Wachstums' und 
soziale Einflüsse auf die Umwelt deutli
cher wahrgenommen wurden, fanden 
Verursacherprinzip und Vorsorgedimensi
on stärkere Beachtung. Da je tz t auch 
die Unterrichtswirklichkeit empirisch ge
nauer untersucht wurde (u.a. Klenk 1987; 
Langeheine/Lehmann 1986), forderte 
man eine integrative, interdisziplinäre und 
handlungsorientierte Umweltbildung im

lokalen, nationalen und internationalen 
Rahmen (KMK 1980, 1982, 1986; Schlei
cher 1987, S. 48 ff.). Da in der damaligen 
Bundesrepublik weiterhin Probleme der 
Umweltzerstörungen und Zivilisationsein
wirkungen im Zentrum standen, setzte 
sich die Umweltpädagogik eher m it Müll
problemen (vgl. u.a. Umweltschutz in der 
Schulpraxis 1989) als m it Aufgaben eines 
komplexen Naturschutzes auseinander.

Schließlich verringerte sich in den 90er 
Jahren im Zuge der deutschen Einheit, 
steigenden Arbeitslosigkeit, Asylproble
matik usw. das öffentliche und politische 
Interesse an der Umweltbildung. Gleich
zeitig aber bemühten sich die Bildungs
verwaltung, die Schulen und z.T. auch die 
Lehrerbildung um eine lehrplanmäßige 
Verortung von interdisziplinären Umwelt
projekten, um eine institutioneile Ver
ankerung der Umweltbildung und eine 
Verbindung von Umweltbildung und in
nerer Schulreform (Baden-Württemberg 
16.11.1992). Seither geht es letztlich um

eine Ökologisierung von Bildungsprozes
sen und -Strukturen, um ein ,greening' 
der Institutionen (vgl. z.B. die University 
Charter 1988). Die nachstehende Abbil
dung 5 verdeutlicht die skizzierten Verän
derungen (Schleicher 1994 a, S. 23).
□  Insgesamt hat sich in der Umwelterzie
hung seit den 70er Jahren eine Schwer
punktverschiebung von der fachlichen In
formation über Naturbelastungen (Scha
densbeschreibungen) zu Aufgaben und 
Möglichkeiten der Umweltgestaltung 
(Handlungsakzent) bzw. zu notw endi
gen Veränderungen von Umwelteinstel
lungen (Vorsorgemaßnahmen) vollzogen 
(vgl. Bolscho 1986; Eulefe ld /e t al. 1988). 
Die Lehrerbildung fä llt hinter diese Ent
wicklung allerdings erheblich zurück, 
wenn sie sich mit dem Umweltschutz 
oder m it Umweltproblemen befaßt, ohne 
die Lernumwelten, Lernwege und no t
wendige Passung von Lehr-/Lernange
boten zu berücksichtigen (Schleicher/  
Fricke 1994, S. 63 ff.).

3. „Altersspezifische" Ausrichtung von
Natur- und Umweltschutz:

Umweltbildung kann nur dann alltags— 
und altersrelevant werden, wenn sie die 
unterschiedlichen Voraussetzungen ihrer 
Adressaten und der Unterrichtsbedingun
gen berücksichtigt.

Eine traditionelle Naturschutzpädago
g ik -  m it Primärerfahrungen in der Natur 
und einem Pflegekonzept — eignet sich 
dabei vor allem fü r die Arbeit in der 
Grundschule, weil bei Kindern die Sub- 
jekt-Objekt-Trennung (von Gefühls- und 
Sachwelt) und die mediale Überfremdung 
(durch Kunstwirklichkeiten) noch nicht so 
w eit fortgeschritten sind. Zudem beste
hen auf dieser Schulstufe genügend 
Möglichkeiten zu einem fächerübergrei
fenden und/oder Epochenunterricht. Da
bei kann Schulgartenarbeit eher helfen, 
ein exemplarisches Verständnis fü r Le
bensprozesse und deren Bedingungen zu 
wecken als die zahlreichen Müllprojekte 
(vgl. Zft. fü r Grundschule m it der Reihe 
»Schulgarten'; H aug/e t al. 1995; Earth 
Works Group 1991) 2). Selbstverständlich 
können auch umsichtig angelegte Müll
projekte einen Beitrag zum Umweltschutz

2 ) Besondere M ö g lic h ke ite n  k ö n n te n  sich in d ieser 

Hinsicht in den  neu en  B undesländern  e rg e b e n , da  „in 

d e r e h em aligen  DDR e in  fläch en d ecken d es  Schulgar
te n a n g e b o t vorh an d e n " w ar. A llerd ings  m ü ß te  das f r ü 
h ere  N u tz g a r te n k o n z e p t dann u n te r  öko lo g isch er P er
sp ektive  m o d ifiz ie rt w e rd e n  ( L o b / e t  al. 1 9 9 2 , S. 71).A bb ildung  5: Strukturell-systematische Akzentverschiebung
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leisten (vgl. Jürgens/Döbler 1992, S. 119 
ff.), wenn Kinder nicht funktionalisiert, 
ihre Umweltängste nicht gesteigert und 
wenn tatsächlich Transfereffekte -  z.B. 
hinsichtlich einer Ressourcenerhaltung — 
erreicht werden. Insgesamt gilt es Natur
erfahrungen mit allen Sinnen zu ermögli
chen, die Gefährdung der Natur (ange
sichts von o ft unversehrten Naturdarstel
lungen in Bilderbüchern, vgl. Tabbert'\993,
S. 98) zu verdeutlichen und eine Umwelt
schutzbereitschaft anzulegen.

An die Praxiserfahrungen der Grund
schule kann man in der Sekundarstufe I 
z.B. m it „Bachpatenschaften" (G.R.E.E.N) 
anknüpfen. Jetzt allerdings müßte es in 
einer handlungsorientierten Pädagogik — 
m it Praktika und Projekten — darum ge
hen, den Lernenden Vernetzungen von 
Umwelt und Sozialstrukturen (Natur- 
und Kulturbeziehungen) näherzubringen, 
damit sie gesellschaftliche Verantwor
tung fü r die Naturerhaltung — und damit 
fü r ihre eigenen Lebensgrundlagen — 
übernehmen lernen. Hierbei w ird es — 
wie der Europarat im Hinblick auf das 2. 
Europäische Naturschutzjahr (1995) be
ton te  — vor allem um einen .Naturschutz 
außerhalb von Naturschutzgebieten' ge
hen (Umweltbildung in Europa 1995,
S. 4 f.). Bildungsziel w ird je tz t eher eine 
„deutende Wahrnehmung von Umwelt
gegebenheiten und eine Entwicklung von 
Sinn— und Handlungszusammenhängen 
einschließlich der Zuordnung von Objek
ten und Räumen" sein (Gukenbiehl 1990,
S. 136).

Erweitern läßt sich diese Arbeit in etli
chen Berufsschulzweigen durch einen 
.praktisch-naturkundlichen Unterricht'. Die 
bayerischen Handreichungen zum Thema 
.Naturschutz und Landschaftspflege fü r 
berufliche Schulen in der Agrarwirtschaft' 
geben vielfältige Anregungen, wie um
weltrelevanter Unterricht — z.B. über 
.Hecken und Feldgehölze' oder auch .Kul
tu r in der Landschaft' — situations- und 
handlungsrelevant angelegt und lern
ortspezifisch realisiert werden kann. Der 
letztgenannte Themenbereich eignet sich 
beispielhaft fü r eine Verschränkung von 
sozial-, natur- und wirtschaftskundlichen 
Aspekten (z.B. wenn die Kultur der Trif
ten, Einfriedungen, Weiher etc. m it tradi
tionell ökologischen Dimensionen ver
bunden w ird) (Staatsinstitut fü r Schul
pädagogik und Bildungsforschung 1993,
S. 3 ff., 197 ff.).

In der gymnasialen Oberstufe wer
den Natur und Kultur allgemein nach ver
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schiedenen Fachparadigmen .seziert'. Dar
aus können antiökologische Betrachtungs
weisen resultieren, wenn die Vermittlung 
der Fachkenntnisse einseitig dominiert 
und nicht gleichzeitig auch die Erkenntnis
potentiale und -grenzen der jeweiligen 
Fachdeutungen m itreflektiert werden. 
Deutlich werden müßte einerseits, daß 
w ir Naturerfahrung nicht nur mit unse
ren Sinnen gewinnen, sondern sie auch 
mit historisch entwickelten und überlie
ferten Begriffsgebäuden deuten. Ande
rerseits erfordert Umweltbildung in die
sem A lter mehr Übung im Umgang mit 
wissenschaftlicher Perspektivität und ln- 
terdisziplinarität. Da die Fachwissenschaf
ten zu diesen Leistungen nur bedingt be
reit und in der Lage sind, empfiehlt sich ei
nerseits eine Auseinandersetzung mit 
lernortbezogenen Umweltkonflikten zw i
schen Naturschutz und Ökonomie, und 
andererseits eine Thematisierung der cur- 
ricularen Vorgaben und deren Relevanz 
fü r das eigene Umweltlernen und -han
deln.
□  Bemühungen um den Umweltschutz 
müssen auf verschiedenen Schulstufen 
mithin unterschiedliche Ansätze verfol
gen. Während in der Grundschule einem 
altersspezifischen Erleben der Natur mehr 
Bedeutung zukommen sollte als Zivilisa
tionsschäden, damit Achtung vor dem 
Lebendigen gefördert wird, muß sich die 
Sekundarstufe I mit lokalen oder regio
nalen Wechselwirkungen zwischen Natur 
und Kultur auseinandersetzen (Salzmann 
1995, S. 323 ff.), bevor auf der Oberstufe 
systemare Vernetzungen oder auch Stoff
kreisläufe analysiert werden und die Be
deutung einer globalen .nachhaltigen Ent
wicklung' in den Vordergrund rücken 
kann. Hilfreich ist zweifelsohne, daß sich 
nach in- wie ausländischen Hinweisen die 
Lehrer generell verstärkt um einen außer
schulischen Lernort- und Projektunter
richt bemühen (vgl. u.a. Schleicher 1992 a; 
Rauch 1990, S. 136 ff.; L o b /e t al. 1992,
S. 68).
□  Die Entwicklung der deutschen Um
weltpädagogik zeigt, daß das Lernen von 
der Natur eine lange pädagogische Tra
dition hat und schon in den 20er wie 50er 
Jahren wichtige Ansätze fü r einen prak
tisch-naturkundlichen, lernort- und um
weltschutzbezogenen Unterricht bestan
den, wobei auch die Situation der Lernen
den ansatzweise berücksichtigt wurde. 
Diese Voraussetzungen wurden in den 
70er Jahren durch Aspekte der Curricu
lumtheorie und fachliche Fixierungen auf

Umweltschäden so überlagert, daß eine 
Entwicklung interdisziplinärer, lebensna
her und ökologischer Erziehungsansätze 
verzögert wurde. Eine komplexere und 
adressatenspezifischere Umweltbildung 
wurde erst in dem Maße möglich, wie 
naturwissenschaftliche Subökologien 
durch das Verursacherprinzip und die 
Lernortproblematik relativiert wurden, 
wie die handlungsorientierte Pädagogik 
mehr Resonanz fand und wie empirisch 
die geringe Verhaltensrelevanz von Um
weltinformationen belegt wurde.

IV. Zukunft der U m w eltb ildung  
und ihr Beitrag zum  
Naturschutz

Umweltbildung muß sich m it der Inter
dependenz von Umwelt- und Kultur
systemen befassen, und zwar im Hinblick 
auf personale Lernprozesse sowie unter 
Beachtung sozialer und institutioneller 
Lernbedingungen. Im Zentrum stehen 
verständlicherweise die Lernenden. Für 
den Umweltschutz kann die Umweltbil
dung dabei am ehesten etwas tun, wenn 
sie auf Wechselwirkungen zwischen den 
individuellen Wahrnehmungen, sozialen 
Kontexten und natürlichen Systemen ein
geht. Am Beispiel des Naturschutzes läßt 
sich dabei die individuelle und sozio-politi- 
sche Verantwortung fü r die Erhaltung der 
Lebensgrundlagen thematisieren oder 
auch verständlich machen, weshalb eine 
.nachhaltige Entwicklung' einen Ausgleich 
zwischen Ökonomie und Ökologie erfor
dert.

Für die Bildungsarbeit ergeben sich 
dabei aus der Spannung zwischen den 
zeitspezifischen Erwartungen, traditionel
len Bildungsstrukturen und individuellen 
Umweltinteressen weitreichende theore
tische, institutioneile und didaktische 
Konsequenzen, die abschließend skizziert 
werden.

1. Naturvorstellungen sind „zeit- und
kulturspezifische Konstrukteure":

Da keine Natur so ist, wie w ir sie wahr
nehmen (vgl. Leibniz' ,point de vue' und 
Einsteins Relativitätstheorie), müssen auch 
Umweltschutzvorstellungen in Relation 
zum jeweiligen Zeit-, Wissenschafts-, Sozi
al- und Berufsbezug interpretiert wer
den (vgl. die Umweltschutzvorstellungen 
von 1950,1970 und 1990; bei Geographen 
und Biologen; in Ost- und Westdeutsch
land; bei Landwirten, Landschaftsplanern
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und in der Landwirtschaftspolitik; etc.) 
{Schleicher 1987, S. 35 ff.).

Sollen Studierenden und Schülern m it
hin nicht nur fachspezifische Naturinter
pretationen und Schutzvorstellungen ver
m itte lt, sondern auch Interessenkonflikte 
beim Naturschutz verständlich gemacht 
werden, so muß Umweltpädagogik sich 
m it der Perspektivität von Kenntnis-, Ein- 
stellungs- und Verhaltensdimensionen 
auseinandersetzen und fachliche wie 
ideologische Positionen nach wissen
schaftlichen und demokratischen Prinzi
pien bearbeitbar machen.
□  Theoretisch können die Naturschutz
problematik und Aufgabe der Umweltbil
dung mithin nicht allein aus fachwissen
schaftlichem und regionalem Vorver
ständnis verallgemeinert werden. Viel
mehr g ilt es in selbstkritischer Weise das 
Wissenschafts-, Wert- und Fortschritts
denken m it seinen ökologischen Begleit
erscheinungen zu reflektieren; denn Um
weltschutz ist nicht nur eine regionale 
und biologische, sondern auch eine glo
bale und interdisziplinäre Aufgabe.

2. Eine „Ökologisierung der Bildungs
strukturen" erscheint unabdingbar:

Nachweislich werden sowohl die universi
tären als auch die schulischen Bildungs
angebote und -Strukturen den ökologi
schen Herausforderungen und Aufgaben 
der Umweltbildung nicht gerecht (vgl. 
schon Bronfenbrenner 1976; Döbler
1996). Subdisziplinär angebotene Um
weltbezüge oder -Veranstaltungen sind 
zweifellos hilfreich, können die struktu
rellen Defizite jedoch verständlicherweise 
nicht ausgleichen. Noch immer bilden die 
Universitätsdisziplinen und Schulfächer 
angesichts ihrer fachlichen Konstruktion 
von Wirklichkeit eher Verursacher und 
Leidtragende der Umweltzerstörung als 
Personen aus, die interdisziplinäre Um
weltkompetenzen erwerben, die bei kon
kurrierenden Informationen zu entschei
den wissen und die gelernt haben, M it
verantwortung fü r den Umweltschutz 
und eine nachhaltige Entwicklung' zu 
übernehmen.

Nicht ohne Grund hat die ,Association 
o f European Universities', die vormalige 
Europäische Hochschul-Rektorenkonfe- 
renz (CRE), seit ihrer ,Magna Charta'
(1988) mehr Umweltverantwortung von 
den Hochschulen gefordert und 1994 in 
ihrer ,University Charter fo r a Sustainable 
Future' zehn Aktionsmaximen vorgestellt,

um interdisziplinäre Studien, ökologisch 
verantwortbare Lebensstile und ein 
,greening' der Institutionen zu fördern. 
Seither sucht das ,Copernicus Program'* 
des CRE, die Umweltforschungen und 
-Studien in und zwischen den Universitä
ten zu vernetzen sowie mit gesellschaft
lichen Initiativen und /ode r Zukunftsauf
gaben in Zusammenhang zu bringen * 3).

Auf diese Herausforderungen reagier
ten die europäischen Länder recht unter
schiedlich. So haben in England 50 von 132 
Universitäten seit 1990 Konzepte fü r eine 
eigene Umweltpolitik vorgelegt. Beispiels
weise sucht die University o f Hertfort- 
shire in ihrer ,Sustainable Development 
Policy' dahin zu wirken, daß sich alle Stu
dierenden mit der Umweltbedeutung ih
rer Studien, Berufspläne und Lebensstile 
auseinandersetzen und daß sich die Hoch
schullehrer in stärkerem Maße ihrer Ver
antwortung fü r eine nachhaltige Ent
wicklung' stellen (vgl. Department fo r 
Education 1993; A li Khan 1992; Dieselbe
1995) 4).

Auf ähnliche Weise hat sich auch im 
schulischen Bereich gezeigt, daß ein le
bensnaher Naturschutz und eine kom
plexe Umweltbildung nur im Zusammen
hang mit einer inneren Schulreform  zu 
realisieren sind; denn starre Stunden
pläne, Stoffülle und prüfungsorientierte 
Fachlichkeiten erschweren nicht nur in
terdisziplinäre, handlungsorientierte und 
sei bstvera nt w ort liehe Umweltstudien
{Rauch 1992) 5), sondern auch einen akti
ven Naturschutz im schulischen Alltag. 
Zweifellos bietet die Ausweitung eines 
projektorientierten, problem- und situa
tionsbezogenen Unterrichts (vgl. Bol- 
scho/et al. 1993, S. 213 ff.) mehr Mög
lichkeiten zur Vernetzung verschiedener

* Co-operation in Europe for Research on Nature and 
Industry through Coordinated University Studies.

3) Entsprechende Initiativen der Hochschulen: 1988 
,Magna Charta of European Universities' (Bologna); 
1991 Universities Presidents for a Sustainable Future', 
die sog. Talloires Declaration; 1991 .Creating a Common 
Future: An Action Plan for Universities' (Halifax); 1994 
.Copernicus' (Genf).

4) Entsprechend wurde beispielsweise in Spanien an 
der Universidad Autónoma de Barcelona 1994 ein Vize
kanzler mit einer ökologischen Vernetzung der universi
tären Studien, der Organisation eines Instituts für Um
weltstudien und der Entwicklung eines Abschlusses in 
Umweltwissenschaften beauftragt.

5) Weithin sind Lehrern „die adäquaten Unterrichts
strategien bekannt, sie befürworten sie auch mehrheit
lich, haben aber Probleme, sie im Unterricht umzusetzen 
und erhalten von der Fortbildung offensichtlich zu we
nig Hilfestellungen" (R a u c h  1992, S. 167).

Umweltbezüge. Letztlich aber geht es 
um die Entwicklung einer um w eltfreund
lichen Schule' {Baden-Württemberg 1990,
1993), die sich ökologisch verantwortlich 
organisiert {Hamburg 1993). Und zwar 
gilt es die Beziehungen zwischen den Un
terrichtsfächern, Lernbereichen und A u f
gabengebieten so zu ordnen, daß Schü
lerinnen und Schüler mehr „M itverant
w ortung fü r die Erhaltung und den Schutz 
der natürlichen Umwelt" übernehmen 
{Hamburg 1996, S. 5). M ithin darf nicht 
nur auf Natur- und Umweltschutz vorbe
reitet werden, sie müssen im Schulalltag 
auch praktiziert werden.
□  Sollen Natur- und Umweltschutz in 
den Bildungsinstitutionen also nicht nur 
als Themenfelder betrachtet und fachlich
kognitiv gelehrt werden, sondern sollen 
auch angesichts rasch wechselnder. Wis
sensbestände übergreifende Umweltkom
petenzen erworben und Verhaltenswei
sen angebahnt werden, dann erscheint ei
ne Vernetzung von institutioneilen, 
fachlichen und hochschuldidaktischen 
Strukturen, d.h. ein ,greening' der Insti
tutionen, unabdingbar. Erst in dem Maße, 
wie eine ökologische Dimension ins Ge
nom der Institutionen eingefügt wird, 
werden sich konzeptionell Naturerkennt
nisse mit dem Natur- bzw. Umweltschutz 
und der Umweltbildung enger verzahnen 
lassen.

3. Umweltbildung muß beim „Lernen
den" ansetzen und hat es mit 
„Wertproblemen" zu tun:

Während sich Natur- und Umweltschutz 
primär an Ökosystemen und deren Beein
trächtigung orientieren, steht fü r die 
Umweltbildung der Lernende mit seinen 
Einstellungs- und Lerndispositionen im 
Zentrum. Bedeutsame Berührungspunkte 
ergeben sich zwischen der Naturschutz- 
und Bildungsproblematik u.a. dort, wo es 
um Einstellungs- und Wertveränderungen 
im Sinne eines ,sustainability ethos' geht 
(vgl. Sachverständigenrat 1994); denn 
hier gilt es im Sinne der Retinität, die 
natürlichen Lebensbedingungen mit den 
menschlichen Entfaltungsmöglichkeiten 
zum Ausgleich zu bringen.

Will sich Umweltlernen aber am Ler
nenden orientieren und seine Handlungs
fähigkeit erhöhen, so ist eine Berücksich
tigung personaler Identitäts- und Identi
fikationsbedürfnisse unverzichtbar (vgl. 
z.B. das territoriale Lernkonzept, Greverus
1972), wenn durch eine Umweltbildung
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die vielfach bestehenden Umweltängste 
nicht gesteigert werden sollen. Außerdem 
muß auf unterschiedliche Lebens- und Er
fahrungsräume der Lernenden eingegan
gen werden, weil die häuslich-lokale Um
w elt und massenmediale Sozialisation 
oder auch die „peer group"-Zwänge nach
haltiger auf Umwelteinstellungen wirken 
als schulische Umweltinformationen 
{Schleicher 1995c). Speziell gilt es dabei 
affektive, soziale und kognitive Filter der 
Informationsselektion zu beachten, denn 
Naturschutzanliegen werden je nach do
minanten Primärerlebnissen, Schichtmerk
malen und Fähigkeiten zur komplexen 
Wirklichkeitsbewältigung recht unter
schiedlich rezipiert. Schließlich müssen im 
Hochschulbereich die Fachinteressen der 
Lehrenden und die lebens-, prüfungs- 
und berufsbezogenen Erwartungen der 
Studierenden hochschuldidaktisch mehr 
zur Passung gebracht werden, weil sie 
nachweislich wenig korrespondieren (vgl. 
Schleicher 1994 b, S. 121 ff.). Insgesamt 
können Anliegen des Naturschutzes in 
der Umweltbildung nur erfolgreich geför
dert werden, wenn neben dem naturwis
senschaftlichen Anliegen und den gesell
schaftlichen Interessen auch die — bisher 
stark vernachlässigten — Voraussetzun
gen der Lernenden stärker berücksichtigt 
werden.

Letztlich hängen Naturschutz, Um
weltbildung und individuelle Verhaltens
weisen dabei von Wertorientierungen 
ab, die im gesellschaftlichen Diskurs zu 
klären und zu modifizieren sind; denn 
die Umweltkrise kann nicht anhand von 
naturwissenschaftlichen Meßdaten mit 
einem technomorphen Denken, sondern 
nur durch Entwicklung von dauerhaft 
umweltverträglichen Lebens- und Kon
sumstilen — d.h. m it ökologisch ausgerich
teten Wertveränderungen — bewältigt 
werden. Da die kulturelle Entwicklung 
seit längerem sowohl die genetische als 
auch die stammesgeschichtliche Evolution 
überflügelt hat {Lorenz 1973, S. 12 f.), 
brauchen die Umweltbildung wie der 
Natur- und Umweltschutz eine veränder
te ethische Orientierung (vgl. Schurig
1995). Eine entsprechende Wertorientie
rung kann jedoch nicht wissenschaftlich 
abgeleitet, sondern muß von jeder Ein
zelperson geleistet werden {Gukenbiehl 
1990, S. 136). Welche alters- und bedürf
nisbezogenen Aspekte moralischer Ent
wicklung dabei zu beachten sind, wurde 
bereits oben angedeutet (vgl. Abb. 3). 
Letztlich sind aus normativ-ontologischer

Sicht Bemühungen um eine ,Überlebens
ethik' bedeutsam und aus empirisch-ana
lytischer Sicht gilt es zu klären, welche 
Strukturen und Interessenlagen eine um
weltpädagogische Umsetzung ermögli
chen.
□  Soll Umweltbildung mithin langfristig 
zum Umweltschutz beitragen, so darf sie 
nicht nur über Umweltschutzmaßnah
men orientieren. Vielmehr gilt es dessen 
Bedeutung, unterschiedliche Erkenntnis- 
und Erfahrungspotentiale der Wissen
schaften, überlappende Einflüsse ver
schiedener Sozialisationsagenten und Bil
dungsinstitutionen sowie die Lebens- und 
Handlungskontexte der Lernenden adres
satenspezifisch einzukalkulieren und auf
einander zu beziehen.
■  Insgesamt muß die Umweltbildung ei
nerseits ihre ,zeit- und kulturspezifi
schen' Rahmenbedingungen genauer be
achten. Darüber hinaus hängt ihr Beitrag 
zum Umweltschutz von einer Ö kolog i
sierung' der Bildungs- und Ausbildungs
strukturen und schließlich davon ab, ob 
sie sich auch hochschuldidaktisch und 
schuldidaktisch mit den Voraussetzungen 
der Lernenden und der übergreifenden 
Wertproblematik auseinandersetzt. Erst 
wenn sich die Umweltbildung stärker mit 
den Koordinaten der Umweltschutzpro
blematik sowie ihren eigenen Lehr-/Lern
bedingungen befaßt, wird sie m.E. einen 
langfristig bedeutsamen Beitrag zur Um
weltsicherung leisten können.

Zusammenfassung

Wie kann unter den skizzierten Vorausset
zungen Umweltbildung den künftigen 
Umweltschutz bzw. wie kann jener die 
Umweltbildung fördern?
□  Umweltbildung darf nicht nach politi
schen oder fachwissenschaftlichen Inte
ressen fü r spezifische Anliegen des Natur- 
und Umweltschutzes funktionalisiert w er
den, sondern sie muß sich um eine öko
logische Allgemeinbildung bemühen. Im 
Rahmen dieser Allgemeinbildung aber 
kann eine Auseinandersetzung mit Natur
schutzaufgaben zu wichtigen interdiszi
plinären Erfahrungen führen, wenn Kon
flik te zwischen Natur- und Kulturland
schaft, zwischen Naturschutz und Natur
nutzung oder zwischen Lokal- und Regio
nalinteressen usw. thematisiert werden. 
Auch können durch aktive Beteiligung am 
Naturschutz wichtige Primärerfahrungen 
gesammelt werden, wie der Mensch sie

gestaltet hat, nutzt und belastet, bzw. in 
welcher Weise er sich ökologischen Gesetz
mäßigkeiten unterordnen muß, um seine 
Lebensgrundlagen zu erhalten.
□  Umgekehrt können vom Naturschutz 
w ichtige Bildungs- und Lernimpulse aus
gehen, wo er nicht auf die Erhaltung von 
Schutzgebieten fixiert bleibt, sondern sich 
stärker sozial-kommunikativ auch um Ein
fluß in der Gemeinwesenarbeit, Landwirt
schaft und selbst bei der lokalen Garten
gestaltung bemüht. Vorteilhaft wäre da
rüber hinaus, wenn im Rahmen von Natur
schutzbemühungen noch mehr Erfah- 
rungs- und Beteiligungsräume fü r Schulen 
angeboten, ein engerer Kontakt m it den 
Umweltzentren entwickelt und auch ver
mehrt Praktika fü r die hochschulische Um
weltbildung angeboten würden.
■  Langfristig w ird der Naturschutz im 
Bereich der Umweltbildung jedoch nur 
größere Resonanz finden, wenn zwischen 
Umweltpädagogik und Naturschutzfor
schung eine intensivere Wissenschafts
kommunikation zustande kommt. Bisher 
aber befaßt sich die Naturschutzforschung 
kaum mit Bewußtseinsfragen und deren 
Veränderung. Selbst neuere Publikationen 
— z.B. „Erfassen und Bewerten im Natur
schutz" {Usher/Erz 1994) oder „Natur
schutz — Erfahrungen und Perspektiven" 
{Haafke 1982) — reflektieren selten ihre ei
genen Fachperspektiven und noch selte
ner die psychosozialen Voraussetzungen 
ihrer Naturschutzintentionen. Auch Biblio
graphien zum Naturschutz' klammern 
öffentliche Einstellungen zur Natur und 
zum Naturschutz allgemein ebenso aus 
wie Bildungsaspekte (z.B. ABN; Natur
schutz fü r Europa 1992). Demgegenüber 
beziehen pädagogische Bibliographien 
(Bibliographie Pädagogik; Zeus; etc.) im
merhin Ergebnisse der Naturschutzfor
schung ein, obwohl es pädagogisch ver
ständlicherweise weniger um Naturschutz
probleme als um eine Förderung von Na
turverständnis und Umweltkompetenzen 
geht. Offensichtlich besteht zwischen 
beiden Bereichen ein kommunikativer 
Hiatus, der im Interesse eines verbesser
ten Natur- und Umweltschutzes alsbald 
überwunden werden sollte.
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M ehrheiten  fü r den Naturschutz 
durch Öffentlichkeitsarbeit?
von Günter Haaf

Vorbem erkung

ln ihrer Existenz gefährdet sind derzeit 
nicht nur Tier- und Pflanzenarten sowie 
natürliche Lebensräume, sondern auch -  
im beruflich-wirtschaftlichen Sinne — Jour
nalisten und Medien, die seriös sowie mehr 
oder weniger ausschließlich fü r das breite 
Publikum über Naturschutz berichten. Die
sen provozierenden Vergleich führe ich 
nicht nur deshalb an, weil ich Ende 1995 
den Chefredakteursessel bei der Monats
zeitschrift natur geräumt habe (ich wollte 
nach dem Verkauf des 15 Jahre alten, von 
Horst Stern gegründeten Blattes die Ver
wandlung in ein „grünes Lifestyle-Maga- 
zin" durch die neuen Eigner nicht m ittra
gen). Im nachfolgenden Text verwende 
ich den Begriff „Naturschutz" in der Kom
bination „Natur- und Umweltschutz"; dies 
ist im meist groben Raster der Massenme
dien und Meinungsumfragen üblich.

1. Status

Der Status des Natur- und Umweltschut
zes in Öffentlichkeit und Massenmedien 
(Tageszeitungen, Publikumszeitschriften, 
Hörfunk und Fernsehen) läßt sich Anfang 
1996 mit den vier Stichworten rückläufig, 
marginal, im Abseits und Imageverlust 
folgendermaßen beschreiben:

1.1 Der Natur- und Umweltschutz ist als 
„wichtiges" Thema seit Jahren rückläufig, 
wie ein Vergleich von Umfrageergebnissen 
aus den Jahren 1990 und 1996 nahelegt, 
die von der Mannheimer Forschungs
gruppe Wahlen e.V. in repräsentativen Er
hebungen fü r das „ZDF-Politbarometer" 
erm itte lt worden waren:
■  Im März 1990, also ein Vierteljahr nach 
dem Fall der Berliner Mauer, hielten 24 Pro
zent der befragten westdeutschen Bürger 
den Umweltschutz fü r das „wichtigste 
Thema" (davor lag damals nur die Wieder
vereinigung mit 37 Prozent, siehe Anmer
kung 1). 1

1) ZDF-Politbarometer: Die Stimmung im März. -  Süd
deutsche Zeitung, 19.3.1990, S. 12.

■  Im Januar 1996 war der Umweltschutz 
mit nur noch 8 Prozent auf den dritten 
Platz hinter den Themen „Arbeitslosigkeit" 
und „Asyl und Ausländer" zurückgefallen 
(siehe Anmerkung 2).

1.2 Im Fernsehen, dem fü r die Bildung der 
öffentlichen Meinung heute vermutlich 
wichtigsten Medium der Massenkommuni
kation, ist die Bedeutung des Themas „Na
tu r" nur marginal. Dies ergab eine Aus
wertung des in TV-Zeitschriften veröffent
lichten Programms von 15 deutschen Fern
sehsendern:
■  In der Hauptsendezeit von 18.00 bis
22.00 Uhr in der Woche vom 20. bis 26. Ja
nuar 1996 hatten Naturschutzthemen ei
nen Anteil von nur 1,2 Prozent (siehe An
merkung 3).

1.3 Auch in den meinungsbildenden Print
medien steht das Thema Naturschutz im 
Abseits, wie eine Stichprobe dreier Wo
chentitel im Januar 1996 ergab:
■  „Die Zeit" Nr. 4 /1996 — Fehlanzeige
■  „Der Spiegel" Nr. 5/1996 — eine Mel
dung
■  „Focus" Nr. 5/1996 — Fehlanzeige

1.4 Nicht nur die Quantität der Berichte ist 
bedenklich niedrig, auch die Qualität ih
rer Aussagen gibt zu Sorge Anlaß. Offen
sichtlich erleidet das Thema Natur- und

2) ZDF-Politbarometer: Die Stimmung im Januar. — 
Süddeutsche Zeitung, 20./21. Januar 1996, Seite 11

3) Ausgewertet wurden die Programme von ARD, 
ZDF, Bayern-3, Hessen-3, MDR-3, Nord-3, Südwest-3, 
WDR-3, Arte, Kabel, PRO 7, RTL, RTL 2, SAT 1, VOX. Ge
samtsendezeit der 15 Programme von 18.00 bis 22.00 
uhr in sieben Tagen: 25.200 Minuten, davon Natur
schutzthemen 310 Minuten =  1,2 Prozent (ohne Natur
schutzbeiträge in aktuellen Nachrichten- und Magazin
sendungen, inklusive eventuellen Werbespots). Von den 
310 Minuten entfielen 30 Minuten auf die ARD (1. Pro
gramm), 190 Minuten auf die 3. Programme und 90 Mi
nuten auf den Privatsender VOX; alle anderen Sender 
hatten in dieser Woche keinerlei eigenständige Natur
schutzsendungen im Programm. Wird der Begriff „Na
tur" weitergefaßt (unter anderem inklusive Tierfilme), 
erhöht sich die Sendezeit in allen 15 Sendern auf 845 Mi
nuten oder 3,4 Prozent, wobei rund die Hälfte der Sen
dezeit auf die 3. Programme entfällt (Auswertung: Gün
ter Haaf).

Umweltschutz seit geraumer Zeit einen 
Imageverlust:
■  „Der Spiegel" macht sich in der Titel
geschichte der Ausgabe Nr. 39/1995 
(Thema: „Feldzug der Moralisten — Vom 
Umweltschutz zum Öko-Wahn") über 
„Gutmenschen" lustig.
■  „Psychologie heute" hat bereits 1994 
unter der Überschrift „Wasser predigen, 
Wein trinken" darüber berichtet, „warum 
unser Engagement fü r die Umwelt o ft nur 
ein Lippenbekenntnis ist" („Psychologie 
heute", Nr. 5/1994, Seite 12-13).
■  Die „Süddeutsche Zeitung" berichtete 
am 17. Januar 1996 über den schwinden
den Einfluß des Natur- und Umweltschut
zes in der breiten Bevölkerung unter der 
Überschrift „Wasch mir den Pelz ...".
■  „natur" veröffentlichte in der Ausgabe 
Nr. 1/1996 eine Titelgeschichte m it der 
Überschrift „Wir Ökoschweine".

2. Thesen

Die zitierten Beispiele verdichten sich mit 
mehrjährigen Beobachtungen zu folgen
den Thesen über den Zustand des Natur
schutz-Images in Massenmedien und ö f
fentlicher Meinung:

2.1 Die Zustimmung flaut ab —
■  obwohl das Bewußtsein fü r Bedeutung 
und Dringlichkeit des Natur- und Umwelt
schutzes in der Bevölkerung der Bundesre
publik Deutschland hoch ist, wie Mei
nungsumfragen seit Jahren belegen.
■  Andere Ängste und Sorgen, die als ak
tueller und/oder akuter empfunden w er
den, verdrängen den Natur- und Umwelt
schutz von der Spitze der Skala „w ichtiger" 
Themen (siehe auch Punkt 1.1).
■  Berichte über Natur- und Umwelt
schutz in den Massenmedien haben inzwi
schen o ft den Charakter eines „Ablaßhan
dels" fü r das schlechte Gewissen des Lesers, 
Radiohörers oder Fernsehzuschauers.
■  Der Bewußtseinswandel in der Bevöl
kerung hat bislang nicht zu einem generel
len Verhaltenswandel geführt.

2.2  Naturschutz in der Trendzange:
■  Leere Staatskassen, Wirtschaftspro
bleme, Konjunkturflaute und Arbeitslosig
keit lähmen weitergehende Reformvorha
ben des Natur- und Umweltschutzes.
■  Individualisierung und Entsolidarisie- 
rung in der Gesellschaft unterminieren den 
politischen wie privaten Reformwillen zu
gunsten eines besseren Natur- und Um
weltschutzes.
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2.3 Öffentlichkeitsarbeit kann den Trend 
allenfalls abmildern, denn ...

2.4 ... andere Themen liegen auf abseh
bare Zeit höher in der Gunst des Publi
kums (und somit der Massenmedien).

3. Ursachen
fü r die Image-Flaute und Trendwende

3.1 „Erfolge" der Vergangenheit: Das
Thema Natur- und Umweltschutz hat im 
letzten Vierteljahrhundert Karriere ge
macht — es ist zu einem der wichtigsten 
großen Themen der Massenmedien ge
worden.

3.2 Übersättigung
■  Berichte über Natur- und Umwelt
schutz sind heute zumindest in Nachrich
tensendungen und Tageszeitungen alltäg
lich geworden (siehe Punkt 3.1).
■  Kernbegriffe des Natur- und Umwelt
schutzes wie „Natur", „Bio" und „Öko" sind 
durch inflationären Gebrauch vor allem in 
der Werbung inzwischen völlig entw erte t 
— ihr Image ist verbraucht.

3.3 Komplexität
■  Im Natur- und Umweltschutz gibt es 
keine einfachen Antworten.
■  Im Natur- und Umweltschutz gibt es 
keine leichten Erfolge.
■  Im Natur- und Umweltschutz ist das 
Lassen o ft besser als das Tun (weniger 
Autofahren ist besser als mehr) — ein Prin
zip, das gegen den Strich der auf Aktiv itä t 
(und auch Aktionismus) getrimmten west
lichen Gesellschaft bürstet.

3.4 Eigendynamik der Massenmedien
■  Vor allem im Fernsehen und im Hör
funk, aber auch bei Zeitungen und Zeit
schriften ist seit gut einem Jahrzehnt ein 
starker Trend zur Kommerzialisierung 
spürbar: Werbeeinnahmen werden noch 
wichtiger, die Quantität (= Auflage oder 
Einschaltquoten) verdrängt die (redaktio
nelle) Qualität, verlegerischer Ethos und 
journalistische Freiheiten schwinden.
■  In den Massenmedien — vor allem im 
Fernsehen — herrscht inzwischen ein sehr 
starker Selektionsdruck durch die „Sensa
tionsgesellschaft": Längere, gründlichere,

stillere Beiträge werden per Fernbedie
nung gnadenlos weggezappt; die sin
kende Einschaltquote vernichtet günstige 
Sendeplätze; Zeitschriften mit tieferschür
fenden Beiträgen verlieren Leser und A uf
lage.
■  Diesen Selektionsdruck spüren Journa
listen als Zeit- oder Platzdruck: Kürzere Bei
träge zwingen zu o ft sachlich nicht mehr 
tragbaren Vereinfachungen, ja zur Sensa
tionsmache („Action News", „Newsbites", 
„1.30-Minuten-Report").
■  Der Trend der neunziger Jahre in den 
Massenmedien -  Fernsehen ebenso wie 
Print — lautet: mehr Unterhaltung, mehr 
Emotionen (= höhere Auflage/Einschalt
quote).
■  Vor allem im Natur- und Umweltschutz 
engagierte Medien wie „natur" oder die in 
Berlin erscheinende „tageszeitung" G,taz") 
werden durch ihr frustriertes und/oder 
selbstgerechtes Stammpublikum regel
recht abgestraft — vor allem bei „ökolo
gisch nicht korrekter" Werbung oder kriti
schen redaktionellen Beiträgen über den 
Anteil der Verbraucher (also auch der eige
nen Leser) an der Naturvernichtung und 
Umweltbelastung (siehe Anmerkung 4).

3.5 Die Zeit-Schere öffnet sich
■  Naturschutz braucht eine langfristige 
Perspektive.
■  Die postmoderne Gesellschaft tendiert 
zu zunehmend kürzerem Takt.

Was tun?

4.1 Öffentlichkeitsarbeit verstärken und
(noch) professioneller betreiben, um w e
nigstens den Status quo zu erhalten.
■  Gefahr droht durch den „faustischen 
Pakt" m it bilderhungrigen Massenmedien, 
vor allem private Fernsehsender: Wenn nur 
noch „Action-" und emotionsgeladene Bil
der gesendet werden, gerät der stille, lang
fristig angelegte Naturschutz ins Abseits, 
werden nichtgefilmte Ereignisse zu „Non- 
Events" (siehe Greenpeace-Aktionen ge- * 23

4) Einen lesenswerten Beitrag zum Thema hat Dirk 
Maxeiner, „natur"-Chefredakteur von 1989 bis 1993, 
unter dem Titel „Die Angst, das Abo und der Ablaß" in 
der Wochenzeitung „Die Zeit" vom 6. Januar 1995, Seite
23, veröffentlicht. Siehe auch Dirk Maxeiner/Michael 
Miersch: „Öko-Optimismus"; Metropolitan-Verlag, Düs
seldorf, 1996.

gen die Versenkung der Ö lplattform  
„Brent Spar" und die französischen A tom 
tests auf Mururoa im Sommer 1995).

4.2 Keine kurzfristigen Erfolge erwarten.
■  Gefahr: Der Einfluß der Medien vor al
lem bei komplexen Themen wie Natur- 
und Umweltschutz w ird generell über
schätzt.

4.3 Alarmisierung vermeiden -  Weltun
tergangsszenarien ziehen im Naturschutz 
nicht mehr (davon gab's zu viele, die Leute 
haben's überlebt, und im Vergleich zu den 
alltäglichen kriegerischen Katastrophen in 
den Fernsehnachrichten bleiben Natur
schutzprobleme eher blaß).
■  Gefahr: Engagierte Naturschützer
können diesen Kurs als zu lau kritisieren.

4.4 Moralisieren ist „Mega-Out", Hedo
nismus „In": Wichtig ist, den existentiellen 
„N utzw ert" des Naturschutzes fü r den in
dividuellen Medienbenutzer hervorzukeh
ren (vor allem fü r die Gesundheit, siehe 
Konsumentenreaktion auf Rinderwahn
sinn/BSE, aber auch fü r die Sinnsuche).

4.5 Lokales oder regionales Interesse Be
troffener systematisch nutzen. Dasselbe 
gilt fü r sachlich bedingte Gruppeninteres
sen (zum Beispiel im Gesundheitsbereich; 
Achtung: solche Gruppierungen splittern 
sich schneller auf und wandeln sich rascher 
als früher).

4.6 Positive Ziele herausheben, das
Thema emotional besetzen (= Lebensqua
lität, Sinngebung, Lokalstolz, Kulturlei
stung etc.; siehe Anmerkung 4: „Öko-Op
timismus").

4.7 Online-Möglichkeiten rasch und ge
konnt nutzen, um an die junge Intelligenz 
heranzukommen.

Anschrift des Verfassers

Günter Haaf
Chefredakteur der Zeitschrift natur 
1993-1995 
Andechser Weg 17 
82343 Pöcking
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Eine gesamteuropäische Strategie fü r  
landschaftliche und biologische V ielfalt
von Dirk M. Wascher

Die gesamteuropäische Strategie für landschaftliche und biologische Vielfalt wur
de anläßlich der dritten europäischen Umweltministerkonferenz .Umwelt für Eu
ropa' in Sofia (23. - 25. Oktober 1995) als Bestandteil der abschließenden ministe
riellen Erklärung von allen Teilnehmerländern angenommen. Die Strategie versteht 
sich als innovativer und (pro-)aktiver Ansatz, dem fortschreitenden Verlust der 
landschaftlichen und biologischen Vielfalt Europas Einhalt zu gebieten bzw. die
sen Prozeß umzukehren. Innovativ ist die erstmalige Zusammenfassung und Einbin
dung wichtiger, schon bestehender Initiativen im Bereich international verbindli
cher Naturschutzabkommen zu einem einheitlichen Wirkungssystem. Das (pro-) 
aktive Element der Strategie besteht in ihrer nachdrücklichen Ausrichtung auf eine 
umfassende Integration ökologischer Zielsetzungen in die bestehenden sozialen 
und wirtschaftlichen Sektoren. Auf diese Weise soll einer effizienteren Umsetzung 
bestehender Maßnahmen gedient und darüber hinaus zusätzliche Aufgaben für die 
kommenden zwei Jahrzehnte bestimmt werden. Durch die Formulierung konsisten
ter und gemeinschaftlicher Zielsetzungen auf nationaler und internationaler Ebene 
bietet sich die Strategie als europäische Umsetzungsplattform für die Konvention 
zur Biologischen Vielfalt an.

Dieser Beitrag stellt die Ziele und Konzepte der Strategie vor, berichtet über die 
Entwicklung methodischer Grundlagen, die für eine Umsetzung dieser Ziele erfor
derlich sind, und nennt einige richtungsweisende nationale und internationale 
Strategieansätze.

Die um weltpolitischen Etappen  
der Strategie

Durch die politischen Veränderungen des 
Jahres 1989 wurde in Europa unversehens 
auch die Sicht auf neue Notwendigkeiten 
und Möglichkeiten der internationalen 
Zusammenarbeit in der Umweltpolitik — 
ganz besonders auch im Bereich des Na
turschutzes -  frei. Als herausragende Er
eignisse sind zu nennen:

1991: 1. Konferenz der europäischen Um
weltminister (Dobris);

1992: Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (EU);
Konvention zur Biodiversität (Rio); 

1993: Maastricht-Konferenz zum „Schut
ze des Europäischen Naturerbes" 
mit EECONET-Vorstellung und o f
fizieller Gründung des ECNC in Til
burg; 2. Konferenz der europäi
schen Umweltminister (Luzern); 

1994: Einrichtung der Europäischen Um
weltagentur (EEA, Kopenhagen); 
Einrichtung des Fachzentrums fü r 
Naturschutz (ETC/NC, Paris);

1995: Erster pan-europäischer Bericht 
„Die Umwelt in Europa"; 3. Konfe
renz der europäischen Umweltmi
nister (Sofia), dort: Annahme der

pan-europäischen Strategie für 
landschaftliche und biologische 
Vielfalt;

1996: Einrichtung eines Strategie-Sekre
tariats (in Vorbereitung)

Anläßlich des Europäischen Natur
schutzjahres 1995 und der Einberufung 
der dritten Konferenz der Umweltminister 
in Sofia hat der Europarat, den Resolutio
nen der internationalen Konferenz zum 
„Schutze des Europäischen Naturerbes" 
(Maastricht, Dezember 1993) folgend, die 
Schirmherrschaft fü r die Erarbeitung einer 
„pan-europäische Strategie fü r landschaft
liche und biologische Vielfalt" übernom
men. Diese Strategie wurde unter der Lei
tung des European Centre fo r Nature Con
servation (ECNC) in Tilburg, Niederlande, in 
enger Zusammenarbeit m it dem Osteuro
pa-Programm der IUCN in Cambridge und 
dem Institute fo r European Environmental 
Policy (IEEP) in Arnhem, Niederlande, erar
beitet.

Ausgangspunkt: Konvention zur 
Biologischen V ie lfa lt

Die inhaltlichen und konzeptionellen 
Schwerpunkte der gesamteuropäischen

Strategie fü r landschaftliche und biologi
sche Vielfalt leiten sich direkt aus den Zie
len der Konvention zur Biologischen Viel
fa lt ab. Diese sollen hier ein wenig näher 
betrachtet werden.

Die Konvention zur Biologischen Viel
fa lt ist ein Rahmenabkommen der Verein
ten Nationen fü r Umwelt und Entwicklung 
das in Rio de Janeiro unterzeichnet wurde. 
Das Abkommen überläßt den Umfang und 
die Präzisierung der Umsetzung seiner 
Maßgaben ausdrücklich allein den Unter
zeichnerstaaten. Die Maßgaben selbst sind 
relativ allgemein gefaßt und enthalten 
keine verbindlichen oder strengen Vor
schriften. Darin unterscheidet sich die Kon
vention z.B. deutlich vom Washingtoner 
Artenschutzabkommen (CITES) oder von 
der Flora-Fauna-Habitat Richtlinie der Eu
ropäischen Union (CEC 1992), in welcher 
hunderte von Arten und Habitattypen auf
gelistet werden, fü r die ein „befriedigen
der Schutzstatus" gewährleistet werden 
soll. Die Stärke der Konvention zur Biologi
schen Vielfalt liegt jedoch gerade im sehr 
grundsätzlichen und allumfassenden An
spruch des Biodiversitätsbegriffes (Loi/e- 
joy, 1995; McNeely 1990), unter dem die 
gesamte Variabilität lebender Organismen 
aller Lebensräume, u.a. terristrische, marine 
und aquatische Ökosysteme, sowie deren 
ökologischen Rahmenbedingungen, lang
fristig zu sichern bzw. w ieder herzustellen 
sind (UNEP, 1992: CBD, Artikel 2). Gerade 
fü r die europäischen Regionen ist es w ich
tig, 'biologische Vielfalt' nicht nur als quan
titatives Kriterium, sondern auch als quali
tatives Merkmal m it ökologisch-räumlich 
individuellen Bezugsgrößen und auf ver
schiedenen Ebenen (Norse. & McManus.
1980) zu begreifen, nämlich als:
■  Ökosystemvielfalt,
■  Artenvielfalt, und
■  Genetische Vielfalt.

Gemeinsam bilden diese A ttribu te  die 
grundlegenden Merkmale der Dimension 
,Landschaft', welche die Vielfalt zwischen 
den Regionen („Gamma-Vielfalt", Whit- 
aker, 1965; Haber, 1994), umfaßt, und so 
das Prinzip der Biodiversität nicht allein 
selektiv fü r bestimmte Areale, sondern auf 
100% der terristrischen und aquatischen 
Flächen zur Anwendung kommen läßt.

Diesem Gedanken entspricht auch die 
ausdrückliche Herausstellung des Prinzips 
der nachhaltigen Nutzung, deren Inter
pretation und Definition jedoch noch im
mer politisch und fachlich kontrovers dis
kutiert wird. Der Artikel 10 der Konvention
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fo rdert die Integration von Schutz- und 
Nachhaltigkeitszielen in nationale und in
ternationale Entscheidungsprozesse und 
betont die Notwendigkeit von Maßnah
men, die negative Einflüsse auf die biolo
gische Vielfalt bei der Nutzung natürlicher 
Ressourcen vermeiden oder minimieren.

Das Prinzip einer engen Verbindung 
zwischen dem Schutz bzw. der Wieder
herstellung der biologischen Vielfalt aller 
Lebensbereiche und der konsequenten 
Einführung von Nachhaltigkeits- und Inte
grationsprinzipien, wurde auch der ge
samteuropäischen Strategie fü r land
schaftliche und biologische Vielfalt zug
runde gelegt.

Begründung der Strategie

Die Strategie zielt auf die Erhaltung und 
Verbesserung der biologischen und land
schaftlichen Vielfalt in Europa indem sie 
auf bestehende Rechtsinstrumente und 
Initiativen aufbaut, Lücken und Schwach
punkte identifiziert und konkrete Maß
nahmen vorschlägt. Neben der Berner 
Konvention zum Schutze wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten sowie ihrer Habi
tate, die bei der Abschlußerklärung der 
Konferenz von Monaco (1994) als das 
Durchführungsinstrument fü r Gesamteu
ropa bestimmt wurde, stützt man sich auf 
das Abkommen von Ramsar, die Bonner 
Konvention zum Schutze wandernder 
Tierarten und die EU-Habitat und Vogel
schutz-Richtlinie. Der Sinn einer wieder
um neuen Einrichtung wie der Strategie 
ergibt sich gerade aus der z.Zt. mangel
haften Koordination internationaler Be
stimmungen und Aktivitäten, sowie der 
Tatsache, daß die zuständigen Stellen nur 
bedingt handlungsfähig sind, wenn es um 
eine systematische Umsetzung von Pro
grammen und Richtlinien geht. So ist z.B. 
der Europarat in seiner traditionellen Rolle 
als Beratungs- und Abstimmungsorgan 
nicht nur eindeutig überfordert, auch ist 
in Straßburg die politisch-administrative 
Bedeutung des Naturschutzes in den letz
ten Jahren eher gesunken. Ob Europarat, 
Kommission der Europäischen Union, Um
weltprogramm der Vereinten Nationen 
(UNEP), oder Umweltagentur (EEA) in Ko
penhagen, an keiner Stellee gibt es eine 
ausreichende Basis fü r gemeinsames Han
deln und wichtige Aufgaben zur Verbes
serung querschnittsorientierter und inter
nationaler Konzepte sind lediglich priva
ten Auftragnehmern (Consultants) bzw. 
dem Engagement der Verbände (NGOs)

überlassen. Dieses Koordinierungs- und 
Handlungsdefizit soll durch die gesamt
europäischen Strategie fü r landschaftliche 
und biologische Vielfalt ausgeglichen w er
den.

Das Herzstück der Strategie ist ein Ak
tionsplan der im Zeitraum zwischen 1996 
und dem Jahr 2000 zur Ausführung kom
men soll. Bei der Auswahl der Zielvorga
ben fü r diesen Aktionsplan hat man sich 
im besonderen Maße auf die jüngsten 
Ergebnisse des Umweltberichts der Euro
päischen Umweltagentur „Europe's Envi
ronment — The Dobris Assessment" (Stan- 
ners & Bordeau, 1995) und auf die IUCN- 
Initiative „Parks fo r Life — Action Plan fo r 
Protected Areas in Europe" (IU C N 1994) 
gestützt.

Ein zentrales Thema dieser Zielvorga
ben ist die Entwicklung einer pan-euro- 
päischen, ökologischen Vernetzung von

Landschaften mittels Korridore und Puf
ferzonen, sowie die Integration von Natur
schutzzielen in die verschiedenen sozio- 
ökonomischen Sektoren, w ie z.B. Land
wirtschaft, Tourismus, Energie, etc. Gera
de letztere ist auch erklärter Anspruch 
der Kommission der Europäischen Union 
(siehe 5. Umwelt-Aktionsprogramm; CEC 
1992 b).

Hinsichtlich des Prozesses „Um welt fü r 
Europa" kann man die Strategie durchaus 
als einen Konkretisierungs- und Prioriti- 
sierungsvorschlag fü r die geplante Erstel
lung des Europäischen Umweltprogram
mes durch die Umweltminister begreifen. 
Durch die internationalen Abstimmungs
verfahren auf der Ebene des Europarates 
und der Vereinten Nationen (UNECE) geht 
die Strategie über den Status eines Fach
beitrages hinaus und stellt eine politische 
Willenserklärung der 49 unterzeichnen-

D i e  G e s a m t e u r o p ä i s c h e  S t r a t e g i e  f ü r  l a n d w i r t s c h a f t l i c h e  u n d  b i o l o g i s c h e  V i e l f a l t :  

A k t i o n s p l a n  1 9 9 6 - 2 0 0 0

0. Anstoß der Strategie-Durchführung
0.1 Einrichtung einer europäischen Task Force zur Koordinierung der Aktionen.
0.2 Fachliche Begleitung bei der Einführung nationaler Biodiversitäts-Strategien und 

Aktionspläne.

1 Aufbau einer zusammenhängenden gesamteuropäischen ökologischen 
Vernetzung

1.1 Einrichtung eines Entwicklungsprogrammes für ein "Gesamteuropäisches 
Ökologisches Netzwerk".

1.2 Entwick lung der ersten Phase zur Durchführung des "Gesamteuropäischen 
Ökologischen Netzwerkes'.

1.3 Anregung nationaler Vernetzungsvorhaben und Einbindung ins 
"Gesamteuropäische Ökologische Netzwerk".

1.4 Umsetzung der Erfahrungen der EU-Habitat-Richtlinie und der Berner Konvention.

2 Integration der Zielsetzungen landschaftlicher und biologischer Vielfalt in 
andere Sektoren

2.1 Jeder Sektor mit Einfluß auf oder Steuerung von Biodiversität ist angehalten, eine 
eigene angemessene Strategie vorzustellen.

2.2 Förderung des Management ökologisch wertvoller Einheiten der Agrarlandschaft.
2.3 Sicherstellung einer angemessenen Verwendung von Finanzmitteln.

3 Verbesserte Unterstützung durch die Öffentlichkeit und Entscheidungsträger
3.1 Aktionen zur Stützung und Steuerung von Bildungs- und Kommunikations- 

Strategien hinsichtlich querschnittsorientierter Ziele im Sinne der Biodiversität.
3.2 Verbesserung der Erlebniswirkung wertvoller Gebiete für die breite Öffentlichkeit.
3.3 Initierung fachlicher Aufbauarbeit und Informationsdienste auf regionaler Ebene.

4 Schutz der Landschaften
4.1 Aufbau einer umfassenden Referenzliste europäischer Landschaftstypen für die 

Strategie.
4.2 Verfassung von Richtlinien für Gesetzgebung, Programme und Bestimmungen zum 

Schutze des Kulturerbes, des geologischen Erbes und der Biodiversität.
4.3 Aufstellung einer "Verhaltensnorm" zur Einbeziehung privater und öffentlicher 

Landeigentümer zur Beachtung und Würdigung der Biodiversitätswerte historischer 
und kultureller Landschaften.

4.4 Aufstellung eines Aktionplanes zur Stützung geologischer Landschaftswerte.
4.5 Untersuchung der Beziehung zwischen traditioneller Landschaft und regionaler 

Ökonomie.
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F o r t s e t z u n g  A k t i o n s p l a n  1 9 9 6 - 2 0 0 0

5. Küsten- und Meeres-Okosysteme
5.1 Entwicklung und Verwirklichung eines europäischen Küstenverbundsystems
5.2 Entwicklung und Integration von ökologischem Küstenmanagement in die Land- und 

Seenutzung;
53. Entwicklung einer besonderen Küstenverhaltensnorm.

6 Europäische Flußökosysteme
6 .1 Entwicklung eines internationalen Programmes zu Einrichtung und Management 

von Schutzgebieten für Flüsse und innerhalb natürlicher Überschwemmungszonen.
6.2 Verbesserung der Beachtung u. Schutzes bestehender traditionell bewirtschafteter 

Flußlandschaften zur Stützung des Tourismus und der regionalen Wirtschaftskraft.

7 Feuchtgebietsökosysteme des Binnenlandes
7 .1 Vorbereitung von Richtlinien zur Stützung und Restaurierung von 

Feuchtgebietssystemen, die durch Entwickelungsmaßnahmen geschädigt wurden, als 
Beitrag zu ökologischen Verbundsystemen.

7.2 Einrichtung einer 'Verhaltensnorm', um die Eingliederung aller Schutzobjekte in 
bindende Vorschriften durch das 'wise use’- Konzept zu garantieren.

7.3 Einrichtung eines Programmes zur Integration der 'wise use'- Prinzipien in europäische 
und nationale Vorschriften.

7.4 Initierung nationaler und regionaler hydrologischer Pläne für Wassereinzugsgebiete.

8 Grasland- und Steppenökosysteme
8.1 Entwicklung von Aktionsplänen für natürliche und halbnatürliche Grasland- und 

Steppengebiete von besonderer Bedeutung.
8.7 Entwicklung landwirtschaftlicher Grasland-Managementkonzepte einschließlich 

konkreter Maßnahmen.
8.3 Förderung des Aufbaues von Datenbanken zum Monitoring von Gras- und 

Landwirtschaftszonen.

9 Waldökosysteme
9.1 Schutz angemessener Areale zur Sicherung repräsentativer Waldtypen Europas, 

besonders Auenwälder, Alt- und Urwälder.
9.2 Schutz von Waldhabitaten für Arten (entsprechend der Berner Konvention, der EU- 

Richtlinien und UNECE-Listen) die große, ungestörte Bereiche beanspruchen.
9.3 Aufstellung eines Aktionsplanes zur Stützung der Biodiversität, sowie der 

landschaftlichen und ökologischen Vernetzung innerhalb der Waldbewirtschaftung.
9.4 Prüfung und Entwicklung von Verfahrensweisen zur Bestimmung von 

Emmissionsgrenzwerten auf der Basis der Belastbarkeitsschwellen von 
Waldökosystemen.

9.5 Initierung von Studien über die Anpassung europäischer Waldbewirtschaftungs
verfahren.

10 Bergökosysteme
10.1 Entwicklung einer 'Verhaltensnorm' zum Schutz der Bergökosysteme mit 

Flauptgewicht auf die Einrichtung eines gesamteuropäischen Verbundsystemes.
10.2 Einrichtung modellhafter Aufforstungskonzepte auf der Basis nachhaltig

ökologischer Ziele.
10.3 Bewertung und Prüfung einer möglichen Umgestaltung der landwirtschaftlichen 

Subventionen in Berggebieten mit dem Ziel der Stützung der ländlichen 
Entwicklung.

10.4 Öffentlichkeitsarbeit über Themen zu Besiedelungsproblemen von Bergregionen.
10.5 Entwicklung von Vorgaben für Verbotszonen für Klettern, Gleitfliegen oder 

Skifahren.

1 1 Aktionsplan für bedrohte Arten
11.1 Entwicklung eines Standardsierten Aktionsplanes für alle Arten, die auf 

gesamteuropäischer Ebene geschützt sind.
11.2 Mobilisierung gemeinschaftlicher Bemühungen, einschließlich Zoos und 

Botanischer Gärten, für in  s itu -  und ex .«'/«-Schutz, sowie der Wiedereinbürgerung 
von Arten.

11.3 Aufstellung einer gesamteuropäischen Liste bedrohter Arten, basierend auf 
bestehenden Programmen, Konventionen und Vereinbarungen.

11.4 Öffentlichkeitsarbeit auf der Basis von 'Flagship Species'.
11.5 Entwicklung und Durchführung von regionalen und nationalen Aktionsplänen.

den Länder dar (Sofia, Oktober 1995). 
Obwohl kein Land rechtlich gebunden ist, 
bestimmte Leistungen zu erbringen, kön
nen zumindest stimulierende Maßnahmen 
und die Freigabe finanzieller M itte l zur 
Umsetzung des Aktionsplanes erwartet 
werden.

Als nächstes ist die Einrichtung eines 
Strategie Sekretariates (Task Force) zur 
Überwachung und Koordinierung des Ak
tionsplanes vorgesehen.

M ethodische Grundlagen

Grundsätzlich muß bei der Strategie Dis
kussion auf die notwendige Verknüpfung 
zwischen der fachlich-methodischen Vor
gehensweise und den zur Verfügung ste
henden instrumentellen Wirkungsmecha
nismen hingewiesen werden. Hierbei spielt 
die Bereitstellung objektiver und vergleich
barer Daten eine wichtige Rolle. Nur wenn 
die Informationsbasis der beteiligten Par
teien (Regierungen, NGOs, Wissenschafts
institute, etc.) verläßlich und allseits aner
kannt ist, können daraus nachvollziehbare 
Bewertungen und Entscheidungen resul
tieren (Council o f  CEC, 1991a; Europe, 
1993; Stanners & Bordeau, 1995).

Besonders die Erfassung qualitativ
quantitativer Merkmale der biologischen 
Vielfalt sowie die Entwicklung einer darauf 
aufbauenden gesamteuropäischen ökolo
gischen Vernetzung (Punkt 1 des Aktions
planes) erfordern neue, umfassendere me
thodische Ansätze, um fachlich befriedi
gende und politisch diskutierbare Kon
zepte abzuleiten. Diese Aufgaben werden 
in erster Linie durch die seit Juni 1994 in Ko
penhagen eingerichtete Europäische Um
weltagentur (European Environment 
Agency, EEA) wahrgenommen.

Bei der EEA handelt es sich in erster Li
nie um eine Agentur zur Zusammenfüh
rung und Bereitstellung von Um weltinfor
mationen (CEC, 1994), die auf der Ebene 
der untergeordneten „Fachzentren", den 
sogenannten European Topic Centres, ge
sammelt und aufgearbeitet werden. Das 
Europäische Fachzentrum fü r 'Natur
schutz' ist beim Naturkundlichen Museum 
in Paris angesiedelt und hat die folgenden 
Arbeitsschwerpunkte:
■  Ermittlungen der allgemeinen Grund
lagen des Naturschutzes auf europäischer 
Ebene;
■  Erfassung der Biodiversität, der bio
geographischen Regionen und möglicher 
Vernetzungskriterien;
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■  Überwachung von NATURA 2000 als 
wesentliches Instrument der EU zum 
Schutz der biologischen Vielfalt.

Das Pariser Fachzentrum kooperiert 
zur Durchführung dieser Aufgaben ihrer
seits m it einem Netzwerk meist nationa
ler Wissenschaft- und Fachzentren, die den 
jeweilig zuständigen Ministerien mehr 
oder weniger nahe stehen. Dadurch und 
durch ein systematisches Abstimmungs
verfahren mit offiziell benannten nationa
len Ansprechpartnern (sogenannten n a 
tional focalpoints') soll fü r die eingeschla
genen Wege politisch-administrative Ko
härenz gewährleistet werden. Der deut
sche Netzwerkbeitrag w ird durch das Bun
desamt fü r Naturschutz in Bonn erbracht. 
ECNC leistet Koordinations- und Steue
rungsarbeit im Themenbereich »Biodiversi- 
tä t' fü r die folgenden drei Aufgaben:
■  Durchführung von Pilotstudienprojek
ten in zehn biogeographischen Regionen, 
bei denen neben Tier- und Pflanzenarten 
auch Informationen .über Landnutzung, 
Habitatstruktur und Landschaftstypen im 
Hinblick auf die biologische und land
schaftliche Vielfalt ausgewertet werden. 
Dabei soll die Bedeutung großer, intakter 
borealer Waldgebiete oder Moore (beide 
relativ artenarm) ebenso erfaßt werden 
wie wertvolle, nachhaltig genutzte Kultur
landschaften oder hoher Artenreichtum 
(sog. „ho t spots").
■  Ermittlung von biogeographischen Re
gionen als zukünftige Referenzbasis fü r die 
Umsetzung und Bewertung von Umwelt
programmen und -maßnahmen. Die bishe
rige Grundlage der nationalen Gebiets
grenzen hat immer wieder Schwächen, ge
rade in der Umweltberichterstattung, o f
fenbart. Die Arbeit stützt sich auf eine kli
matische Landklassifizierung des „Insitute 
fo r Terrestrial Ecology" (Bunce, 1995) und 
der Karte der natürlichen potentiellen 
Vegetation Europas des Bundesamtes fü r 
Naturschutz in Bonn {Bohrt, 1995).
■  Entwicklung von Grundlagen fü r die 
europaweite Vernetzung von ökologisch 
wertvollen Bereichen mittels von Korrido
ren und Pufferzonen. Hier ist die vorlie
gende Erfahrung des niederländischen EE- 
CONET-Entwurfs vorteilhaft und ECNC ko
operiert m it einer Vielzahl internationaler 
Experten aus dem Bereich der Landschafts
ökologie, um gemeinschaftliche Kriterien 
fü r Korridorfunktionen und -Strategien zu 
entwickeln. Die ökologische Vernetzung 
ist auch Bestandteil der EU-Habitat-Richtli- 
nie (Artikel 10).

Die Durchführung der o.g. Projekte 
wird als wesentliche Voraussetzung fü r 
eine europaweit harmonisierte Bewer
tung und Projektplanung im Sinne der 
Strategie fü r landschaftliche und biologi
sche Vielfalt betrachtet. Erst der Aufbau 
einer gemeinschaftlichen Infomationsbasis 
m it allgemein anerkannten methodischen 
Prinzipien, Klassifizierungen und Termino
logien erlaubt den unterschiedlichen so
zialen und politischen Gruppen eine objek
tive und verantwortungsbewußte Teil
nahme an den Entscheidungsprozessen, 
die über die Zukunft der europäischen 
Umwelt bestimmen.

Vernetzungs-Strategien

Wie eingangs erwähnt, w ird in der Strate
gie der Wiederherstellung funktionaler, 
großräumlicher Zusammenhänge im Sinne 
einer Vernetzung von Biotopen eine be
sondere Rolle zugedacht (Punkt 1 des Ak
tionsplanes). Diese Intention geht deutlich 
weiter als bisherige Vernetzungskonzepte. 
Vielfach w ird im Rahmen internationaler 
Vereinbarungen von einem „Netz von 
Schutzgebieten" gesprochen ohne ta t
sächlich auf irgendwelche funktionalen 
Zusammenhänge abzuheben. Dies tr if f t  
auf die Schutzgebietssysteme der Ramsar- 
Konvention, des Europarates (Biogeneti
sche Reservate), die Vogelschutzrichtlinie 
der Europäischen Union und selbst auf die 
Biospherenreservate der UNESCO zu, 
owohl hier ein systematischer Ansatz zum 
Schutz representativer Lebensräume er
kannt werden muß. Zwar trägt die Bonner 
Konvention zum Schutze wandernder 
Tierarten großräumigen, artspezifischen 
Zusammenhängen Rechnung, jedoch sind 
die Möglichkeiten konkreter, überregiona
ler Gebietsverknüpfungen recht begrenzt. 
Einzig die neue Flora-Fauna-Habitat Richt
linie (CEC 1992) der Kommission beinhal
te t m it dem Artikel 10 einen explizit ge
nannten Ansatz, Vernetzungsstrukturen 
als Bestandteil eines effektiven und lang- 
sfristigen Schutzes der in den Annexen 
aufgelisteten Arten- und Habitate zu fö r
dern oder einzurichten.

Auf internationaler Ebene ist das nie
derländische EECONET {IEEP, 1991; Ben- 
nett, 1993) die wohl bekannteste und 
weitreichendste Initiative, obwohl diese 
lediglich als konzptioneller Entwurf vor
liegt. Sie basiert auf Daten über die natür
liche potentielle Vegetation, besonders 
wervolle Biotope (CORINE; CEC, 1991b) 
sowie auf Artenverbreitungs- und wan

derungskarten. Das Ergebnis ist anläßlich 
der Konferenz in Maastricht im Jahre 1993 
vorgestellt worden und w ird seitdem auf 
internationaler Ebene diskutiert. Die Urhe
ber der Karte (Landbau Universität Wage
ningen, Bischoff & Jongmann 1993; Jong- 
man 1995) sind M itarbeiter ECNCs und 
wirken nunmehr an Projekten zur metho
dischen Anpassung eines solchen Ansatzes 
fü r die Belange der Europäischen Umwelt
agentur.

Auch national erscheint der niederlän
dische Natur-Grundsatzplan (Nature Policy 
Plan) des Jahres 1990 als ein interressantes 
und fortschrittliches Modell. Der Plan w ird 
ebenfalls als strategisch bezeichnet und 
legt die Schwerpunkte niederländischer 
Naturschutzziele dar. Eine zentrale Rolle 
kommt der Erstellung eines nationalen 
ökologischen Netzwerkes zu, in welchem 
Kernzonen und sogenannte »Natur-Ent
wicklungszonen' unterschieden sind. Die 
enge Verzahnung mit anderen Sektoren 
ist ebenso explizit genannt wie die Ver
antwortungen im internationalen Bereich. 
Die Regierung hat fü r die Umsetzung des 
Planes eine 5-Jahres-Finanzierung festge
legt, die fü r 1994 155 Millionen Gulden 
beträgt. Derartig zielgebundene Pläne 
sind in anderen Ländern und in Deutsch
land selbst auf Länderebene nicht be
kannt. Das Bundesamt fü r Naturschutz ar
beitet derzeit allerdings mit den Ländern 
(LANA) an der Erstellung eines nationalen 
Biotopverbundsystems, basierend auf na
türlichen, halb-natürlichen und extensiv 
genutzten Ökosystemen.

Detaillierte Ansätze zu ökologischen 
Verbundsystemen wurden bislang meist 
auf regionaler Ebene entwickelt. Beson
dere Erwähnung verdienen Konzepte aus 
Rheinland-Pfalz, Flandern (de Blust e t ai.,
1994), Litauen, Estland, der Slovakei und 
Portugal.

Schlußbetrachtung

M it der Unterzeichnung der Strategie fü r 
landschaftliche und biologische Vielfalt 
wurde ein entscheidender Schritt in Rich
tung auf eine harmonisierte und zielge
richtete Umsetzung der Konvention zur 
Biologischen Vielfalt getan. Einer Vielzahl 
w ichtiger internationaler und nationaler 
Initiativen w ird durch die Strategie eine 
fachlich integrierte und politisch aner
kannte Umsetzungsplattform angeboten. 
Es gilt nun, dieses Angebot fü r die te il
nehmenden Parteien, Institute, Admini
strationen und Verbände praktisch zu ge
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stalten, eine daran angelehnte Öffentlich
keitsarbeit aufzubauen und erste konkrete 
Strategieprojekte im Rahmen des Aktions
planes durchzuführen. In diesem Bemühen 
komm t einer methodisch verläßlichen und 
international abgestimmten Bereitstellung 
fachlicher Grundlagen und Informationen 
durch das Europäische Fachzentrum für 
Naturschutz eine besondere Bedeutung 
zu. Die politisch und wirtschaftlich viel
schichtigen Probleme der betroffenen 
Länder dürften allerding die erforderliche 
Bereitschaft zu freiw illigen Leistungen des- 
weilen einschränken. Die Chancen der Stra
tegie werden somit auch an der gesamteu
ropäischen Dimension der sich stellenden 
Probleme zu messen sein. Es steht jedoch 
fest, daß die gesteckten Ziele auf regiona
ler oder nationaler Ebene allein nicht er
reicht werden können und daß es keine 
Alternative zu einem gemeinschaftlichen 
Vorgehen gibt.
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Landnutzung und Naturschutz 
— Von der Konfrontation zur 
Kooperation
von Michael Succow

1. Situation der Landnutzung

Die Landnutzung in Mitteleuropa befindet 
sich in einer zuvor nie dagewesenen Si
tuation: Die derzeitige Landnutzung ist 
nicht mehr wirtschaftlich und würde bei 
ausbleibenden Transferzahlungen zusam
menbrechen! In unserer Gesellschaft ist 
ein zunehmender Bedeutungsverlust des 
Landnutzungssektors wahrzunehmen. Ihr 
Wertschöpfungsanteil am Bruttosozial
produkt ist in Deutschland gegenwärtig 
auf ca. ein Prozent gesunken. Die Land
nutzung steckt in einer sich ständig ver
schärfenden Krise, die durch eine Ver- 
knüpfug von ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Problemen gekennzeichnet 
ist. Die Ursachen fü r diese Entwicklung 
sind vielfältig:
■  Die Landnutzung in den „reichen Län
dern" unterliegt schon lange nicht mehr 
den Gesetzen der Marktwirtschaft. Sie 
ist zu einer Subventionswirtsthaft ge
worden. Pro Hektar landwirtschaftlicher 
Nutzfläche sind gegenwärtig in Deutsch
land an Transferzahlungen 600-800 DM 
und bei Wald 200-300 DM aufzubringen. 
Die Landnutzer, und das gilt noch viel 
mehr fü r die der „unterentwickelten" 
Länder, sind gezwungen, Nahrungsmittel 
und Rohstoffe zu Preisen zu liefern, die 
w eit unter ihrem Wert liegen. Diese so 
außerordentlich billige Erzeugung und 
auch Heranlieferung von Nahrungsmittel 
und Rohstoffen ist aber nur möglich, weil 
neben den sozialen auch die ökologischen 
Erfordernisse bei Erzeugung und Trans
port der von uns eingeworbenen und ver
brauchten Güter nach wie vor w e ltw e it 
ignoriert werden.
■  Die Landnutzung w ird in Teilen immer 
weniger umweltverträglich! Ein Ausweg 
zu mehr „Wirtschaftlichkeit" w ird bei den 
meisten Landnutzern gegenwärtig noch 
immer in weiterer Konzentration und Spe
zialisierung gesehen. Das spielt sich vor 
allem in Gebieten mit bevorzugten, also 
überdurchschnittlich guten Klima-, Boden- 
und hydrologischen Bedingungen ein
schließlich guter Infrastrukturentwicklung

ab. In diesen Räumen geht in unverant
wortlicher Weise eine hochintensive, in
dustriegemäße Landnutzung weiter m it 
ihrer Chemisierung und Technisierung, 
weiterer Fruchtfolgereduzierung und 
Spezialisierung einschließlich einer flächen
unabhängigen Tierproduktion in Großan
lagen. Damit werden in derartigen Räu
men zwangsläufig Umweltbelastungen 
zunehmen und weitere Arbeitskräfte fre i
gesetzt, also Umwelt- und Sozialverträg
lichkeit der Landnutzung weiter mißach
tet.

Die Kosten der bisherigen Subventi
onspraxis sollen hier anhand einiger Bei
spiele dargestellt werden: In Deutschland 
werden jährlich fü r die Gas-/ Ölverbilli- 
gung 853 Mio. DM an Subventionen aus
gegeben. Das hat zusätzliche Belastung 
der Umwelt durch Schadstoffe und die 
Verdichtung der Böden durch neue 
schwere Technik zur Folge. Weitere 400 
Mio. DM werden fü r die Flurbereinigungs
projekte ausgegeben, die häufig eine un
zureichende ökologische Ausrichtung ha
ben. Vergleichen w ir den ökologischen 
mit dem konventionellen Landbau, so 
w ird vom konventionellen Landbau pro 
ha/Jahr das 3,1 fache an Energie ver
braucht. Der C02-Ausstoß beträgt das 
2,9fache. Fazit: Der ökologische Landbau 
bildet eine echte Alternative im Hinblick 
auf den Energieverbrauch und die C02- 
Emission und sollte deshalb bei der För
derung durch Bundesmittel stärker be
günstigt werden. An klimarelevanten Ga
sen stammen aus der Landwirtschaft Me
than mit 33% und Lachgas mit 36%.
■  Neben den selbstverschuldeten öko
logischen Problemen ist unsere Landnut
zung zunehmend Umweltbeeinträchti
gungen ausgesetzt, die außerhalb ihrer 
direkten Einflußsphäre liegen. Industrie- 
und insbesondere die mit der wachsen
den Mobilität einhergehenden Verkehrs
immissionen, aber auch die Beseitigung 
der „Abprodukte" der Stadtkulturen, füh
ren zu Beeinträchtigungen, von denen 
vor allem die Wälder erfaßt werden, aber 
auch Oberflächengewässer, Grundwässer

und die gesamte Bodendecke. Der zu
nehmende industrielle und zivilisatorische 
Ressourcenverbrauch läßt also wachsende 
ökologisch-funktionelle Probleme entste
hen, die ländliche Räume negativ beein
trächtigen.
■  Als ein weiterer Umstand fü r die der
zeitige Situation der Landnutzung ist die 
fehlende oder völlig unzureichende Ver
gütung von Umweltleistungen, die länd
liche Räume den dicht besiedelten Ge
bieten zur Verfügung stellen, zu nennen. 
Das „Erzeugen" von Trinkwasser, sauberer 
Luft, der Klimaausgleich, die Aufnahme 
von Abfällen aus den Stadtkulturen, die 
Senkenfunktion von Teilen der Landschaft, 
die Freizeit- und Erholungsfunktion der 
Landschaft, aber auch die Bedeutung der 
Kulturlandschaft fü r die Arten- und Bio
topvielfalt werden bislang nicht bezahlt. 
Die Honorierung ökologischer Leistung 
würde eine dauerhaft-umweltgerechte 
Entwicklung ländlicher Räume ökono
misch tragfähig machen!
■  Schließlich ist anzumerken, daß die ge
genwärtige Landnutzung eine zuneh
mende Akzeptanzkrise bei gleichzeitig 
immer größer werdendem Bedeutungs
verlust erfährt. Für die Steuerzahler w ird 
immer weniger verständlich, daß stei
gende Transferzahlungen zu wachsenden 
ökologischen und sozialen Problemen 
führen. Immer stärker werden Forderun
gen erhoben, die Transferzahlungen 
konsequent an soziale und ökologische 
Leistungen zu binden. (Gutachten des 
Sachverständigenrates fü r Umweltfragen 
1994,1996, sowie Sondergutachten Land
nutzung 1996). Das Ergebnis dieser Krise 
der Landnutzung schlägt sich vielfältig 
nieder:
■  Die Folge sind weiträumige Flächen

stillegungen, die derzeit ca. 15% der 
Ackerflächen ausmachen.

■  Die Landschaft als Arbeitsmarkt ist 
praktisch verloren gegangen. Für 
Deutschland sei die Arbeitskräfteent
wicklung durch folgende Zahlen mar
kiert: Um 1950 waren ca. 20 Arbeits
kräfte auf 100 ha agrarischer Nutzflä
che beschäftigt. Das machte fast 1 /3  
der arbeitenden Bevölkerung aus. 
Heute sind auf gleicher Fläche nur 
noch 3-4  Arbeitskräfte gebunden. Im 
Osten Deutschlands sind es gegenwär
tig sogar nur noch 2-3, vor der politi
schen Wende (1989) waren es hier 
noch ca. 12 Arbeitskräfte. Das bedeu
tet, daß im Bereich der Landnutzung 
nur noch jeder fünfte  einen Arbeits-
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platz findet. Das Ziel der „Rationali
sierung" ist eine Arbeitskraft auf 100 
ha ! Somit kommt es zur Abwanderung 
der arbeitsfähigen Bevölkerung aus 
den Dörfern bzw. zur vorzeitigen Aus
gliederung aus dem Arbeitsprozeß. 
Die Entwicklung zu Nebenerwerbs
betrieben — wie in den alten Bundes
ländern — vollzieht sich im Osten aus 
den verschiedensten Gründen kaum.

■  Es ist ein weiträumiger Niedergang der 
sich in einem historischen Prozeß ent
wickelten ländlichen Kultur, insbeson
dere in den sogenannten „Problemge
bieten" der ländlichen Entwicklung zu 
verzeichnen.

■  Im ländlichen Raum findet ein Zusam
mentreffen ökonomischer, ökologi
scher und sozialer Spannungsfelder 
von bisher ungekanntem Ausmaß 
statt. Die Segregierung der Land
schaftsnutzung hält unvermindert an: 
A uf den Gunststandorten steigt der 
Trend zu hochintensiver, umweltbela
stender Landnutzung. Neben dem 
„Leistungsfall" Landschaft bedingt das 
zunehmend einen „Sozialfall" Land
schaft, offensichtlich eine Parallele zu 
unserer menschlichen Gesellschaft? 
Die Destabilisierung des ländlichen 
Raumes setzt sich fo rt. Das Fazit: Es be
steht drängender Reformbedarf, d.h. 
eine Neuorientierung ist unabdingbar
■  weil w ir die gegenwärtige Agrar

politik nicht mehr bezahlen kön
nen,

■  weil die ökologischen Probleme 
durch wachsende Intensivierung in 
den Gunstgebieten immer größer 
geworden sind,

■  weil die soziale Verträglichkeit der 
modernen Landnutzung immer ge
ringer wird,

■  weil letztendlich die Politiker be
greifen, die Übertragung der EU- 
Agrarpolitik auf Osteuropa, im 
Zuge der EU-Osterweiterung, ist 
nicht durchhaltbar,

■  und weil w ir zunehmend erkennen, 
daß die Kopplungsprodukte einer 
vernünftigen Landnutzung we
sentlich bedeutsamer geworden 
sind als das bloße Orientieren auf 
ökologisch wie sozial wenig ver
trägliche Produktionslandschaften.

2. Situation des Naturschutzes

Auch der Naturschutz befindet sich in un
seren Ländern in einer Krise. Trotz des von

den Naturschützern der Gesellschaft in der 
Vergangenheit „abgerungenen" Schutz
gebietsystems konnte der Verlust an Biodi- 
versität nicht aufgehalten werden (s. Gut
achten des SRU, 1996). Deshalb ist eine 
zeitgemäße Naturschutzstrategie fü r die 
Kulturlandschaft gefragt. Nachfolgende 
Gegenüberstellung des bisherigen und ei
nes zukünftig notwendigen Naturschut
zes steht zur Diskussion:

— bisher gezwunge
nermaßen nachsor
gend reagierend

— bisher gezwunge
nermaßen kon 
frontativ

— bisher gezwunge
nermaßen Verhin
derungsimage

— bisher um seiner 
selbst Willen ge
zwungenermaßen 
weitgehend 
konservierend, 
festsetzend, 
verordnend

— bisher weitgehend 
isolierte Natur
schutzpolitik, die 
„außergesell
schaftliche 
Natur" schützte

— bisher meist 
Einfrieren be
stimmter Nutzungs
formen (Natur
schutz und Land
nutzung sich 
weitgehend aus
schließend)

— bisher Leitbilder 
unabhängig von 
Ökonomie 
(Naturschutz 
ohne ökonomi
schen Hintergrund)

— zukünftig 
vorsorgend 
agierend

— zukünftig 
integrierend 
kooperativ

— zukünftig 
Chancen
image

— zukünftig 
als ökonomi
sches, ökolo
gisches und 
soziales Erfor
dernis (Überle
bensvorsorge)

— zukünftig 
ökologisch 
orientierte 
Landnut
zungs
politik

— zukünftig 
Integration des 
Naturschutzes 
in die Land
nutzung, also 
Auseinander
setzung mit 
Nutzungs
formen

— zukünftig Leit
bilder unter 
Einbeziegung 
ökonomischer 
Gesichts
punkte (Mone
tarisierung 
ökologischer 
Leistungen, 
Märkte für 
Naturschutz
leistungen)

bisher weitgehend — zukünftig Si
arten- und b io top cherung der
schutzorientiert Funktions
(biotische fähigkeit des
Naturgüter) Naturhaus

halts; abioti- 
scher Ressour
censchutz und 
Prozeßschutz 
müssen im 
M itte lpunkt 
stehen

bisher vornehmlich — zukünftig
Sicherung von Sicherung
Sonder- und Grenz größerer
standorten in Landschafts
meist viel zu areale als
kleinen Natur Großschutz
schutzgebieten gebiete mit
m it o ft aufopfe Management
rungsvoller Be u. Öffentlich
treuung und Pflege keitsarbeit

bisher oftmals — zukünftig ver
„Geheimhaltungs mehrt Einbe
politik" m it feh ziehung der lo
lender Aufklärung kalen Bevölke
und z.T. auch rung, Akzep
Ausgrenzung der tanzgewinn
lokalen Bevölkerung schaffen, auf

klären

Der Naturschutz setzt in Kulturland
schaften zunehmend Instrumente ein, die 
von aktuellen Nutzungsinteressen unab
hängig sind, m it dem Ergebnis, daß der 
Naturschutz zunehmend zu einem Staats
betrieb w ird mit den Folgen Bürokratie, 
Fehlplanung und Unflexibilität. Der Natur
schutz bringt sich als neue dritte  Kraft 
neben der Natur selbst und dem w ir t
schaftenden Menschen in die Kulturland
schaft ein. Damit rückt die Maxime der 
schonenen Wirtschaftsweise in die Ferne. 
Im Extremfall w ird der Landwirt zum 
staatlich bezahlten (verbeamteten) Land
schaftspfleger (Plachter 1991 u. a.). Eine 
betriebswirtschaftliche Internalisierung 
der Kosten der Umweltentlastung unter
bleibt. Die Suche nach Landnutzungsfor
men, die unter den heutigen gesellschaft
lichen Rahmenbedingungen naturscho
nend und betriebswirtschaftlich tragfähig 
sind, besitzt einen geringen Stellenwert. 
Dieses Negativszenario zeigt uns, daß w ir 
nur weiterkommen, wenn w ir Landnut
zungspolitik, Naturschutzpolitik und die 
Politik des ländlichen Raumes als Einheit 
sehen!
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3. Aktueller Handlungsbedarf 
in Landnutzung und 
Naturschutz

Für den Handlungsbedarf in der Landnut
zungspolitik und der damit aufs engste 
verknüpften Naturschutzpolitik sollen 
nachfolgend wichtige Grundsätze ge
nannt werden. Sie beruhen im wesentli
chen auf Aussagen der jüngsten Gutach
ten des Sachverständigenrates fü r Um
weltfragen (Jahresgutachten 1994 und 
1996 sowie Sondergutachten Landnut
zung 1996):
■  Einkommenssichere Transferzahlun
gen an die Landwirtschaft (Subventionen) 
sind generell an ökologische Leistungen 
und extensivere Wirtschaftsformen zu 
binden.
■  die Honorierung der ökologischen Lei
stungen in Land- und Forstwirtschaft ist 
notwendig. Als Leistung gelten:

■  der Erhalt der Arten und der ge
netischen Vielfalt von Fauna und 
Flora (biotischer Naturschutz),

■  die" Sicherung und Entwicklung 
der Vielfalt, Eigenart und Schön
heit der gewachsenen Kulturland
schaft,

■  die Erholungsfuktionen und
■  die Schutz-, Filter-, Retensions- und 

Reinigungsfunktionen fü r Wasser, 
Luft und Böden, die Sicherstellung 
des Wasserhaushaltes, des klimati
schen Ausgleichs, des Erosions
schutzes sowie der C02-senken- 
den Funktionen der Moore als or
ganischer Substanzspeicher (abio- 
tischer Ressourcenschutz).

■  Die Honorierung ökologischer Leistun
gen sollte auf folgende Empfehlungen aus
gerichtet sein:

■  es bedarf einer verfassungsrechtli
chen Verankerung der multifunk
tionalen Landwirtschaft als ge
samtgesellschaftliche Aufgabe,

■  die Erarbeitung von Kriterien und 
Verwaltungsvorschriften fü r die 
verläßliche Umsetzbarkeit der 
Grenzziehung zwischen unentgelt
lich einzufordernder Rücksichtnah
me auf die Ressourcen und 
entgeltwürdige ökologische Lei
stungen sind erforderlich,

■  der Vertragsnaturschutz muß von 
einer kurzzeitigen zu einer langzei
tigen Vertragsdauer übergehen. 
Dies ist besonders im Rahmen der 
Vertrauensstabilisierung notwen
dig, eine wichtige Rolle kommt

dabei der verstärkten Einbezie
hung regionaler und örtlicher In
stanzen und Vereinigungen wie 
Landschaftspflegeverbänden zu,

■  die verstärkte Verknüpfung der 
Abgeltung ökologischer Leistun
gen mit räumlichen Planungsinstru
menten auf regionaler und ö rtli
cher Ebene (Landschaftspläne, 
agrarstrukturelle Vorplanung) sind 
sinnvoll,

■  die Umwidmung eines Teils der 
Agrarförderm ittel auf EU- und na
tionaler Ebene w ird als Vorausset
zung nötig und

■  die Erholungsleistungen, die insbe
sondere naturnahe Wälder brin
gen, sollten auch durch entspre
chendes Entgelt Berücksichtigung 
finden.

■  Ökologischer Landbau, der am Prinzip 
einer ressourcenschonenden dauerhaft 
umweltgerechten Wirtschaftsweise mit 
hoher Sozialverträglichkeit orientiert ist, 
ist bevorzugt zu fördern.
■  Auf „nicht Gunst-Standorten" sind ex
tensive Nutzungslandschaften mit natur
verträglicher Erholungsnutzung zu erhal
ten bzw. zu entwickeln (insbesondere in 
Form von Biosphärenreservaten und Na
turparken neuer Prägung).
■  Auf ausgewählten Flächen ist der Er
halt bzw. die Rückführung historischer 
Formen der Nutzungslandschaft zur Si
cherung artenreicher Halbkulturformatio
nen (Naturschutzgebiete mit Pflegenut
zung) weiter voranzubringen.
■  Der Erhalt bzw. die Entwicklung nut
zungsfreier Landschaften als Naturent
wicklungsgebiete in Eigendynamik (Total
reservate, bei ausreichender Größe Na
tionalparks) ist unabdingbar. Ihr Flächen
anteil sollte mindestens 5% der Landes
fläche betragen.
■  Grundsätzlich ist extensive agrarische 
Flächennutzung, insbesondere als Weide
land, einer Flächenstillegung vorzuziehen. 
Allenfalls ist sie auf ökologisch sensible 
Flächen zu lenken unf fü r die Biotop-Ver
netzung zu nutzen.
■  Wiederbewaldungen sind generell fü r 
waldarme Landschaftsräume vorzusehen, 
dabei sind insbesondere natürliche Suk
zessionen zu fördern.
■  Die Stabilisierung des Landschaftswas
serhaushaltes ist eine der Schlüsselaufga
ben zur Vitalisierung der Landschaft, ein 
umfassender Rückbau von sogenannten 
Wasserregulierungsmaßnahmen ist unab
dingbar.

■  Die Qualitä tskontro llen/Um w eltkont
rollen/Auflagen fü r intensive Nutzungs
landschaften sind zu verstärken. Es ist auf 
höchste Umwelverträglichkeit zu orientie
ren.
■  Eine Abkehr von jedweden Formen in
dustriegemäßer Landnutzung in der Land
schaft ist durchzusetzen.
■  Der Abbau der bestehenden antiöko
logischen Subventionen wie beispielsweise 
die Gas-/Ölverbilligung ist voranzubrin
gen.
■  Die Einführung neuer Umweltlen
kungsabgaben oder die Erhöhung beste
hender Abgaben zur Förderung um w elt
orientierten Verhaltens ist erforderlich. 
Dazu zählen C02-Steuer, Benzolabgabe, 
Düngemittelabgabe und naturschutz
rechtliche Ausgleichsabgaben.
■  Landnutzungspolitik, Naturschutzpoli
tik, Raumordnungspolitik und sozioöko- 
nomische Entwicklung des ländlichen 
Raumes sind als Einheit zu sehen.

4. Beispielsräume fü r eine  
dauerhaft-um w eltgerechte  
Entwicklung

Die aktuelle Krise und damit Differenzie
rung der Landnutzung eröffnet die 
Chance, Beispielsräume fü r extensive For
men der Landnutzung mit hohen Natur
schutzansprüchen zu entwickeln. Neben 
den wachsenden Flächenanteilen urbaner 
Landschaften mit ihren Siedlungs-, In
dustrie-, Handels- und Verkehrsarealen 
(immerhin fast 12% der Landesfläche 
Deutschlands), neben den agrarischen 
Nutzungslandschaften in den „Gunstge
bieten" zur Erzeugung von Nahrung und 
Rohstoffen werden weiträumige Teile 
Mitteleuropas — ihr Umfang w ird in 
Deutschland z.B. mit 1 /3  der ehemaligen 
Nutzungslandschaften angegeben — frei 
fü r eine zukünftige Neuorientierung der 
Landnutzung. Bekanntlich geht die Funk
tion einer in einem Jahrtausende währen
den Prozeß menschlichen Tätigseins ge
schaffenen offenen „harmonischen" Kul
turlandschaft w eit über das Erzeugen 
von Nahrung und Rohstoffen, also die 
Produktionsfunktion, hinaus. In diesen 
„offenen" Landschaften bildet sich Grund
wasser in Menge und Güte, wie es unter 
den aktuellen Belastungsbedingungen 
weder intensive Nutzungslandschaften 
noch Wälder zu bilden vermögen (Wasser
haushaltsfunktion). Diese Landschaften 
haben Stabilisierungsfunktionen fü r den 
Naturhaushalt (Puffer und Filter), die in
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den ökologisch reduzierten Stadtland
schaften und intensiven Nutzungsland
schaften weitestgehend verlorengegan
gen sind. In diesen Landschaften finden w ir 
eine Mannigfaltigkeit an Pflanzen- und 
Tierarten, die auch w eit über der einer na
türlichen Waldlandschaft liegt (Lebens
raumfunktion). Es sind unsere idealen Er
holungslandschaften und damit unver
zichtbarer Teillebensraum fü r immer mehr 
Menschen der Städte; sie werden damit 
zu einem unverzichtbaren Teil unserer Kul
tu r (Erholungs- und Bildungsfunktion). In 
diesen Landschaften findet der Städter 
zurück zu Kindheitserinnerungen. Und 
schließlich sind extensiv genutzte „har
monische" Kulturlandschaften Tätigkeits
raum fü r naturverbundene Berufe, wie 
sie m it der Industrialisierung der Landnut
zung weitestgehend verlorengegangen 
sind. In größerer Zahl können hier Arbeits
plätze geschaffen werden, auch fü r in 
Stadtkulturen immer schwerer verm ittel
bare Arbeitssuchende (sozio-ökonomische 
Funktion).

Neben dem wachsenden Bekenntnis 
zu Naturentwicklungsgebieten (also nut
zungsfreien Landschaften, die der Eigen
dynamik der Natur gehorchen und deren 
Flächenanteil 5% der Landesfläche über
steigen sollte) ermöglicht der aktuelle 
Trend der Landschaftsnutzung Räume als 
extensive Nutzungslandschaft zu erhalten, 
die dem Fortbestand einer sozial- und 
umweltverträglichen Landkultur dienen 
können. Die Phase der vorindustriellen 
Landnutzung, die etwa bis 1950/1960 
reichte, entspräche in hohem Maße ex
tensiven Nutzungslandschaften. Bei exten
siven Nutzungslandschaften sollte es sich 
einerseits um den Erhalt historischer Nut
zungsformen (Halbkulturformation) han
deln, z.B. als Streuwiesen, Heiden, Hutun
gen, Niederwälder (in der Regel in Natur
schutzgebieten mit Pflegenutzung). Zum 
anderen sind hierzu naturgemäßer Wald
bau, Streuobstkulturen, extensive Gras
landnutzung als Dauerweide oder auch 
extensiver Ackerbau bei weitestgehen
dem Verzicht auf Anwendung von Agro- 
chemikalien zu zählen. Diese äußerst auf
wandsarmen Nutzungsformen erzeugen, 
ähnlich wie der ökologische Landbau (als 
umweltverträgliche, aber doch relativ in
tensive Nutzungsform) „Ökoprodukte". 
Diese Landschaften erfüllen alle genann
ten Funktionen eines „gesunden" Natur
raumes. Zum Erhalt bzw. zur Entwicklung 
extensiver Nutzungslandschaften er
scheint als Modell das Konzept der Bio

sphärenreservate (-parke) besonders ge
eignet. Aber auch die seit der Wende in 
den neuen Bundesländern ausgewiesenen 
Naturparke neuer Prägung können in re
gionaler Sicht ähnliche Funktionen erfül
len. Im Gegensatz zu den meisten Natur
parken in den alten Bundesländern sind 
sie dem Naturschutz im weitesten Sinne 
verpflichtet, so weisen sie staatliche Lei
tungen auf, haben ein Zonierungskonzept 
mit einem Anteil von 10-20% Natur
schutzgebietsfläche und orientieren ge
nerell auf umweltverträgliche Landnut
zungsformen und eine gelenkte (verträgli
che) touristische Erschließung.

Nachfolgend sollen diese im Osten 
Deutschlands sich neu entwickelnden 
Großschutzgebiete näher erläutert wer
den, denn dringender denn je- benötigen 
w ir Beispiellandschaften fü r eine umwelt- 
und sozialverträgliche Gebietsentwick
lung, in denen alle Funktionen einer ge
sunden Kulturlandschaft wieder erfüllt 
werden. Derartige Modell-Landschaften 
könnten auch als ökologische Wirtschafts
regionen bezeichnet werden. Sie bilden 
ein ökologisch und sozial bedeutsames 
Gegengewicht sowohl zu urbanen Sied
lungsräumen als auch zu den intensiven 
Nutzungslandschaften. Generell sollte es 
sich dabei um Landschaften handeln, die 
auf Grund ihrer Großräumigkeit und da
mit geringen Zerschneidung und ihres 
überwiegend durch kulturlandschaftliche 
Prägung entstandenen Naturreichtums 
regionale oder auch nationale Bedeutung 
als Naturerbe im Verbund mit Kulturer
be haben. Sie sollten generell als Land
schaftsschutzgebiet geschützt werden 
und auch großflächig Naturschutzgebiete 
mit Pflegenutzung sowie Totalreservate 
enthalten. Für das Land Brandenburg 
könnten nach Erhebungen der Landesan
stalt fü r Großschutzgebiete mindenstens 
ein Drittel der Landesfläche, m it Schwer
punkt in den sogenannten „Problemge
bieten des ländlichen Strukturwandels", 
eine derartige Neuorientierung erhalten. 
Neben den fün f schon bestehenden Groß
schutzgebieten sind etwa 15 weitere in 
Planung bzw. stehen kurz vor der Realisie
rung. Ähnliche Flächengrößen dürften 
auch fü r Mecklenburg-Vorpommern in 
Frage kommen und fü r die Mittelgebirgs- 
regionen im Süden der ehemaligen DDR 
gelten.

Diese sogenannte Großschutzgebiete 
dienen beispielhaft
■  dem Schutz, der Pflege, Entwicklung 
und Wiederherstellung von Kulturland

schaften mit reichem Natur- und Kultur
erbe,
■  dem Erhalt der natürlichen und durch 
historische Nutzungsformen entstande
nen Artenmannigfaltigkeit, insbesondere 
durch Pflege traditionelller Nutzungswei
sen,
■  der Entwicklung einer um weit- und 
sozialverträglichen Landnutzung, Erho
lungsnutzung und gewerblichen Gebiets
entwicklung,
■  der Erzeugung, Veredelung und Ver
marktung naturfreundlich erzeugter Roh
stoffe und Nahrungsmittel,
■  der Regeneration/Renaturierung von 
durch Übernutzung geschädigten Land
schaftsteilen,
■  der Umweltbildung und Umwelterzie
hung unter besonderer Berücksichtigung 
der mitteleuropäischen Landnutzungsge
schichte und damit der Kulturgeschichte 
des ländlichen Raumes,
■  dem Umweltmonitoring und einer na
turschutzorientierten Forschung.

Es ist zu erwarten, daß die notwendige 
umweltverträgliche Landnutzung dieser 
Räume in der Startphase von der Gesell
schaft finanziell mitgetragen wird. Eine 
Subventionierung fü r ökologische Leistun
gen, fü r die Erzeugung von hochwertiger 
Nahrung und fü r gutes Grundwasser 
dürfte in der breiten Mehrheit der Bevöl
kerung Akzeptanz finden. Aus den Ein
nahmen von Landschaftsnutzung, Land
schaftspflege und Tourismus dürfte  es 
nach einer Übergangsphase möglich sein, 
den Fortbestand dörflicher Strukturen, 
und damit der Landkultur, schließlich f i
nanziell sich selbsttragend zu sichern. Er
ste überzeugende Beispiele finden sich in 
den Biosphärenreservaten Schorfheide- 
Chorin, Spreewald und Rhön oder auch im 
Naturpark Elbtalaue. Gelänge es, die zu 
billige M obilität sowie die zu billige Ener
gie ihren ökologischen Preis zahlen zu las
sen, so brauchten w ir um viele ländliche 
Räume überhaupt nicht mehr zu bangen. 
Das Produzieren, Verarbeiten, Vermarkten 
von Nahrung, Rohstoffen und Energieträ
gern (nachwachsende Rohstoffe) in der 
Region wäre dann wieder Normalität. Das 
mit aufwendigem Transport Herange
schaffte würde zum Luxusgut. Das ö rtli
che Gewerbe würde wieder aufblühen. 
Produzieren und Verbrauchen würden 
wieder zusammengehören. Mehr Men
schen hätten wieder Arbeit. Brachfallen 
bzw. Brachgefallenes ohne Nutzen zu 
subventionieren ständen nicht mehr auf
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der Tagesordnung! Traditionelle, harmo
nische Kulturlandschaft ist in unseren 
Hochzivilisationen etwas rar Werdendes, 
ein zunehmend knapper werdendes Gut. 
Die Marktwirtschaft lehrt: Reichlich Vor
handenes sinkt im Wert, Knappes steigt im 
Wert. Sichern wir, hüten w ir diesen Kapital
stock.

5. Schlußbetrachtung

Die aufgezeigte Neuorientierung der 
Landnutzungs- und Naturschutzpolitik 
darf aber nicht allein als Insellösung für 
unsere Hochzivilisation entfa lte t werden, 
sondern diese notwendige Neuorientie

rung haben w ir auch im Umgang mit der 
Dritten Welt zu beachten, denn Insellö
sungen taugen nicht mehr. Eine der wich
tigen und drängenden Aufgaben der Zu
kunft besteht in der Stabilisierung der 
Dritten Welt, und hierbei spielt die Stabi
lisierung der ländlichen Räume eine her
ausragende Rolle. Auch hier gilt es, einer
seits die noch vorhandene Rest-Natur zu 
erhalten und andererseits mit dem, was 
w ir nutzen, also unseren Nutzungsland
schaften, hauszuhalten. Der Schutz der 
Natur ist Lebensschutz. Er dürfte zu den 
wichtigsten Sozialleistungen der Zukunft 
gehören. Naturschutzpolitik ist zuneh
mend als gesamtgesellschaftliches Erfor
dernis zu begreifen.
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„Zukunftsfähiges Deutschland" — 
Rahm enbedingungen fü r einen  
w irkungsvollen Naturschutz —
von Angelika Zähmt

Was heißt Zukunftsfähigkeit?

Sustainable development, auf deutsch: 
nachhaltige Entwicklung -  seit dem Rio- 
Gipfel von Umwelt und Entwicklung 1992 
reden viele davon, bekennen sich viele 
dazu auch in Politik und Wirtschaft — 
ohne daß sie immer das gleiche meinen. 
Im Abschlußbericht der UN-Kommission 
fü r Umwelt und Entwicklung w ird fest
gehalten:

Zukunftsfähigkeit bedeutet, so zu leben 
und zu wirtschaften, daß
■  die natürlichen Lebensgrundlagen fü r 
kommenden Generationen erhalten blei
ben und
■  der Süden eine faire Chance zur Ent
wicklung erhält.

Aus diesem Postulat hat die Wissenschaft 
folgende Nachhaltigkeitsregeln abgelei
tet:
■  Die Nutzungsrate regenerierbarer Res
sourcen — wie Wälder, Wasser, Fischbe
stände — soll deren natürliche Regenera
tionsrate nicht überschreiten. Ein einfa
ches Beispiel: In der Forstwirtschaft darf 
nicht mehr Holz geschlagen werden als 
nachwächst.
■  Die Freisetzung von Stoffen darf die 
Aufnahmefähigkeit der natürlichen Syste
me nicht überfordern. So sollen z.B. 
die Einträge von Stickstoffverbindungen 
aus Landwirtschaft und Verkehr weder 
die Fruchtbarkeit der Böden langfristig 
überfordern, noch das Grundwasser ver
seuchen.
■  Nicht erneuerbare Ressourcen, wie Er
ze oder fossile Brennstoffe, dürfen nur 
in dem Maße genutzt werden, wie sie 
Zug um Zug durch nachwachsende Roh
stoffe oder regenerierbare Energien er
setzt werden können.

Soweit die abstrakten Definitionen — 
was bedeutet es nun fü r ein Industrie
land wie Deutschland konkret, wenn man 
dieses Ziel „Zukunftsfähigkeit" ernst 
nimmt? BUND und MISEREOR haben

gemeinsam das Wuppertal-Institut mit 
dieser Fragestellung beauftragt. A n tw or
ten dazu liegen nun mit der Studie 
„Zukunftsfähiges Deutschland — ein Bei
trag zu einer globla nachhaltigen Entwick
lung" vor.

Es geht dabei nicht um ein neues 
„Modell Deutschland", auch nicht um die 
„grüne Bibel", wie der Spiegel schreibt. 
Aber es geht um realistische Handlungs
vorschläge und um, wie ich meine, auf
regende, anregende und mutmachende 
Visionen für ein verantwortbares und 
attraktives Leben in einem zukünftigen 
Deutschland, jenseits von Steinzeit und 
Askese.

Die Studie vereint verschiedene A u f
gaben: Es werden die Grenzen der ökolo
gischen Belastbarkeit benannt, Umwelt
ziele formuliert, Reduktiosnziele errech
net, Leitbilder vorgestellt und schließlich 
Wege aufgezeigt, wie diese Ziele erreich
bar sind. Die Studie ist wissenschaftlich 
gut fundiert, und sie basiert explizit auf 
einem Werturteil. Diese normative Basis 
kann nicht mathematisch errechnet 
sondern nur ethisch-moralisch geteilt 
werden.

Dieses Werturteil lautet: Jeder soll ein 
gleich großes Stück vom Kuchen bekom
men. Wenn w ir uns die Naturressourcen 
als Kuchen vorstellen, muß er gleichmä
ßig verteilt werden zwischen Nord und 
Süd, und außerdem muß noch etwas 
übrig bleiben fü r spätere Generationen. 
Dies ist die Forderung nach globaler Ge
rechtigkeit und generationen-übergrei- 
fender Gerechtigkeit.

Wir haben nur eine Welt, jedem Erden
bürger steht deshalb nur ein begrenzter 
„Umweltraum" zu, also das Recht, natür
liche Lebensgrundlagen zu nutzen. Diese 
Grenzen, so zeigt die Studie, werden in 
Deutschland — ebenso wie in anderen In
dustrieländern — überschritten.

Nur ein Beispiel: Jeder Bundesbürger 
belastet das Weltklima mit 12 Tonnen 
Kohlendioxid pro Jahr; wenn die natürli
chen Grenzen eingehalten werden sollen, 
sind jedoch nur maximal 2 Tonnen pro

Kopf und Jahr zulässig. Daraus fo lgt: 
Deutschland muß seinen Kohlendioxid- 
Ausstoß um 80 Prozent senken.

80 bis 90 Prozent bis zum Jahr 2050 
-  diese Daumenregel g ilt allgemein fü r 
unseren Energie- und Rohstoffverbrauch. 
Die mittelfristige Zieletappe fü r das Jahr 
2010 lautet im Schnitt: 30 Prozent weni
ger. Manch einer mag je tz t erschrecken 
oder, m it Bemerkungen wie „utopisch", 
„wirtschaftsfeindlich", „nicht mehrheits
fähig", einfach abwinken.

BUND und MISEREOR verkennen die 
Dimension der Herausforderung nicht. 
Aber: 90 Prozent weniger Verbrauch 
heißt nicht, daß uns nur noch 10 Prozent 
unseres Wohlstandes, unserer Lebensqua
lität bleiben. Es gibt keinen linearen Zu
sammenhang zwischen Umweltraum und 
Lebensqualität. Zum einen können w ir 
die Ressourcen sehr viel effizienter nut
zen: Ein Beispiel ist das 3-Liter-Auto. 
Das alleine w ird uns aber nicht w eit 
genug bringen, denn den Flächenver
brauch reduziert auch ein 3-Liter-Auto 
nicht und das Prognos-Institut geht von 
30% mehr Autos bis 2010 aus. Wir brau
chen einen sparsameren, bescheideneren 
Lebensstil, der aber gleichzeitig mehr Le
bensqualität bringen kann — etwa 
wenn man auf ruhigen, sicheren Wegen 
zur Arbeit radeln kann, anstatt mit 
dem Auto im Stau zu stehen und seine 
Nerven zu strapazieren.

Zukunftsfähigkeit und Flächen
nutzung

Eine wichtige Größe unserer übermäßi
gen Naturinanspruchnahme ist auch der 
Flächenverbrauch und die Qualität der 
Flächennutzung. Der Anteil der Siedlungs
und Verkehrsfläche hat sich im früheren 
Bundesgebiet zwischen 1950 und 1993 
annähernd verdoppelt auf inzwischen
11,3 Prozent; pro Tag wurden in dieser 
Zeit durchschnittlich etwa 100 Hektar 
Land neu in Anspruch genommen, das 
entspricht 130 Fußballfeldern. Eine der 
treibenden Kräfte fü r dieses Wachstum 
war der gestiegene Anspruch an Wohn
fläche und Baulandgröße. 1950 lebte 
jeder Deutsche auf 15 Quadratmetern 
Wohnfläche, heute sind es 37. Mindestens 
ebenso wichtig fü r die Entwicklung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche war das 
Verkehrssystem. Es beansprucht heute 
fün f Prozent der Gesamtfläche. Der star
ke Zuwachs seit den fünfziger Jahren
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ging im wesentlichen auf die Bevorzu
gung des flächenintensiven Automobils 
zurück. Dazu kam die Zerschneidung der 
Landschaft. In den alten Bundesländern 
gab es 1987 nur noch knapp 300 Gebiete, 
in denen man zwei Stunden in einer Rich
tung Spazierengehen konnte, ohne eine 
relativ stark befahrene Straße überqueren 
zu müssen.

Für die Auswirkungen der landw irt
schaftlichen Flächennutzung ist in erster 
Linie die Qualität der Nutzung entschei- 
dens. Als Indikator dafür nehmen w ir 
den Dünger- und Pestizideinsatz. Er ging, 
w ie die meisten anderen Indikatoren, 
zwischen 1960 und 1980 stark in die Höhe 
— auf das Dreifache des Ausgangswer
tes — und ist erst seit Ende der achtziger 
Jahre rückläufig. Verschärft hat sich in 
den zurückliegenden Jahrzehnten auch 
das Problem der Bodenerosion. 120 Mil
lionen Tonnen insgesamt oder zehn bis 
zw ölf Tonnen pro Hektar werden jedes 
Jahr abgetragen.

Ein Maß dafür, inwieweit die ökologi
schen Folgen der deutschen Ressourcen
nutzung anderen Ländern aufgebürdet 
werden, ist die Fläche, die Deutschland 
durch seinen Konsum in anderen Ländern 
belegt. 1991 entsprach diese Fläche etwa 
einem Drittel der Landwirtschaftsfläche 
Gesamtdeutschlands.

W eltweit stehen jedem Erdenbürger 
heute 0,27 Hektar Ackerland zur Verfü
gung. Jeder Deutsche belegte 1991 durch 
seinen Konsum 0,26 Hektar, also etwas 
weniger. Doch w ird das Bevölkerungs
wachstum und das Voranschreiten des 
irreversiblen Verlustes von Ackerfläche 
den internationalen Durchschnitt in den 
nächsten Jahrzehnten drastisch senken, so 
daß die Flächenbelegung Deutschlands 
nicht zukunftsfähig erscheint. Ein redu
zierter Fleischkonsum könnte die Flächen
ansprüche deutlich senken. 1991 wurden 
dafür allein 0,12 Hektar pro Kopf bean
sprucht.

Diese Bilanz des Flächenverbrauchs 
füh rt zu dem quantitativen Ziel, fü r die 
Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrs
flächen eine schrittweise Rückführung der 
jährlich zusätzlich in Anspruch genomme
nen Flächen auf Null bis zum Jahr 2010 an
zustreben. Im Gegensatz zu den sich stetig 
ausweitenden Siedlungs- und Verkehrs
flächen stellt die land- und forstw irtschaft
liche Flächennutzung im allgemeinen kei
nen Flächenverbrauch dar. In um welt
verträglicher Weise betrieben, sind sie mit 
einer Reihe anderer ökologischer Funktio

nen der Böden verträglich oder ihnen gar 
förderlich. Als Ziel w ird hier die flächen
hafte Einführung des ökologischen Land
baus bis 2010 vorgeschlagen. Dies schließt 
den vollständigen Verzicht auf den Einsatz 
von Bioziden und synthetischen Stickstoff
düngern ein.

Diese Zielsetzung bedeutet Natur
schutz auf 100% der Fläche, Naturnut
zung und Naturschutz müssen in Einklang 
gebracht werden. Der Erhalt der A rten
vielfalt, der Qualität der Böden, der 
Schönheit der Landschaft ist wesentliches 
Ziel einer Politik der Nachhaltigkeit.

Aus der Notwendigkeit, nachhaltig zu 
wirtschaften, ergeben sich Forderungen 
an die Politik. Sie muß diese Reduktions
ziele verbindlich festlegen als ökologi
schen Rahmen, innerhalb dessen sich 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
entfalten kann.

Zur Bedeutung von Leitbildern

Bisher wurde der stofflich-quantitative 
Umriß der zukunftsfähigen Gesellschaft 
bestimmt; nun geht es um ihre sozial
qualitative Gestalt. Die rein naturwissen
schaftliche Darstellungsweise mit ihren 
quantitativen Reduktionszielen sorgt fü r 
Klarheit und Konkretion in der Debatte. 
Aber der unzweifelhaften Stärke dieser 
Darstellungsweise stehen auch bedeu
tende Schwächen gegenüber: Durch ihre 
Reduktion von Natur und Umwelt, durch 
ihre Konzentration auf Verbrauchsgrö
ßen, die hinter den Erscheinungen — den 
Vögeln, Wäldern und Bachläufen — lie
gen, vermag sie nur schwer die Empfin
dungen der Menschen zu rühren. Die 
Überraschungen und die Merkwürdigkei
ten der Natur, ihre Laute, Farben und 
Formen kommen in ihr nicht zur Spra
che; daher kann sie nur das Verlustwis
sen, nicht aber das Verlusterleben the
matisieren. Insbesondere beraubt sich 
diese Darstellungsweise -  mit ihrer Kon
zentration auf Naturquanten -  eines 
Organs zur Wahrnehmung des Gesell
schaftlichen; Menschen, mit ihren Orga
nisationen, Interessen und Wünschen, 
kommen gar nicht in den Blick. Höchstens 
stolpert man über sie im Nachgang, 
wenn Umsetzung und Akzeptanz der 
Schlußfolgerungen zum klaffenden Pro
blem werden. Beschränkt sich die Dar
stellung auf naturwissenschaftliche Zu
sammenhänge, kann sie nicht erklären, 
warum und wie die Gesellschaft sich in

hohe Stoffverbräuche verwickelt hat. Vor 
allem aber w ird nicht sichtbar, wie die 
quantitativen Reduktionsziele in die Le
benswelten der Menschen eingehen könn
ten. In welchen sozialen Innovationen, in 
welchen geistigen Entwürfen, in welchen 
Verhaltensmodellen, in welchen institutio
nellen Umbauten könnte sich die Suche 
nach einem maßvollen Naturverbrauch 
ausdrücken ?

Die Reduktionsziele müssen darum 
überführt werden in eine Darlegung 
qualitativer Zielvorstellungen, sonst blie
be die Studie in der Expertenfalle hän
gen: zwar Grenzwerte zu ermitteln, aber 
nichts fü r die Teilnahme der Bürger tun zu 
können. Aus diesem Grunde werden 
Leitbilder vorgestellt, die sich als Gestal
tungsentwürfe fü r Akteure in unter
schiedlichen sozialen Feldern verstehen -  
Unternehmer, Erwerbstätige, Verbrau
cher, öffentliche Versorgen, Gesetzge
ber, Städter, Bürger in ländlichen Gebie
ten, entwicklungspolitisch Engagierte. Die 
Leitbilder bauen auf Ideen und Initiativen 
auf, welche in diesen Bereichen über die 
Jahre vorgeschlagen, entwickelt und aus
probiert wurden, und versuchen, die in 
diesen Anstrengungen implizierten Zu
kunftsentwürfe freizulegen.

Die Leitbilder im Überblick

Grundlegend ist das Leitbild „Rechtes 
Maß für Raum und Zeit": Unser „Fort
schritt" erfo lg t seit vielen Jahrzehnten 
unter der Prämisse „schneller ist besser". 
Die Utopie vom größtmöglichen Fort
kommen in der kürzestmöglichen Zeit 
bestimmt bis heute unsere Verkehrs
und Raumordnungspolitik, so auch die 
Entscheidung fü r den Transrapid. Immer 
mehr Menschen erkennen jedoch, daß 
uns diese Forschritts-Utopie in die Sack
gasse führt. Unsere Gesellschaft droht an 
ihrer massenhaften Mobilität zu ersticken 
und das Land zuzubetonieren und zu 
verlärmen. Die Antw orten der Studie dar
auf entsprechen den langjährigen Forde
rungen des BUND: Entschleunigung und 
Verkehrsvermeidung.

Die Ökologisierung der Rahmenbedin
gungen fü r eine ökologisch-soziale Markt
w irtschaft w ird im Leitbild der „Grünen 
Marktagenda" dargestellt. Abbau um
weltschädlicher Subventionen, Etablierung 
von Haftungsregelungen fü r risikoträch
tige Aktivitäten, Umorientierung der W ett
bewerbspolitik auf Ziele der Ökologie und
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eine ökologische Steuerreform sind hier 
die zentralen Forderungen.

Ein neues Unternehmensleitbild „Von 
linearen zu zyklischen Produktionspro
zessen" zeigt die Richtung der Umorien
tierung auf. Auch hier brauchen w ir eine 
Umorientierung: Statt Ex- und Hopp- 
Ware langlebige, reparaturfähige und 
wiederverwertbare Qualitäts-Produkte. 
Wartung und Leasing werden wichtiger 
und lukrativer als Verkauf und schaffen 
Arbeitsplätze vor Ort. Die Unternehmen 
müssen eine lebenslange Verantwortung 
fü r ihre Produkte übernehmen. Stoffkreis
läufe und regionale Kreisläufe werden an
gestrebt.

Nur kurz eingehen kann ich auf einen 
wichtigen Punkt: Es geht auch um neue 
Zukunftsmodelle fü r die Arbeit. Vollbe
schäftigung herkömmlichen Stils w ird es 
nicht mehr geben. Erwerbsarbeit muß 
daher gerechter verteilt und andere, bis
lang nicht bezahlte Formen der Arbeit 
müssen aufgewertet und gefördert wer
den. Über ein Grundeinkommen fü r jede 
Bürgerin und jeden Bürger muß nachge
dacht werden.

Im Leitbild „Gut leben statt viel ha
ben" wird der Zusammenhang unserer 
Konsumorientierung mit den ökologi
schen Problemen dargestellt und die 
Gleichsetzung von Konsum und Glück 
hinterfragt. Als Kriterien fü r reflektierte 
Konsumentscheidungen, die Natur und 
Dritte Welt im Blick haben, werden Spar
samkeit, Regionalorientierung, gemein
same Nutzung und Langlebigkeit in einer 
zukunftsfähigen Gesellschaft Bedeutung 
gewinnen.

Das Leitbild „Für eine lernfähige In
frastruktur" zeigt, wie dematerialisierte 
Dienstleistungen der Kommunen ausse- 
hen können: Eine Energieversorgung mit 
weniger Kraftwerken, M obilität m it we
niger Straßen, Wohnen m it weniger Um
weltverbrauch.

Ein weiteres Leitbild g ilt der „Stadt 
als Lebensraum", weil von der Ausge
staltung der Städte als unmittelbarem 
Lebensumfeld sehr vieler Menschen gro
ßer Einfluß auf das Verhalten ausgeht -  
z.B. über das Verkehrsverhalten oder die 
Gestaltung der Freizeit.

Das Leitbild „Internationale Gerech
tigkeit" gilt den Beziehungen zwischen 
Nord und Süd.

Nach diesem kurzen Überblick möchte 
ich ausführlicher eingehen auf das Leit
bild „Regeneration von Land und Land
wirtschaft".

Das Leitbild „Regeneration von  
Land und Landwirtschaft"

Menschen sind ein Teil der Natur und le
ben von ihr. Essen, trinken und atmen sind 
biologische Prozesse, die diese Abhängig
keit deutlich machen sollten. Die vielfälti
gen Funktionen und Aufgaben der länd
lichen Räume sind aber immer mehr aus 
Wahrnehmung und Bewußtsein verdrängt 
worden. Nur noch drei Prozent der Bevöl
kerung arbeiten auf dem Land. Der Bei
trag von Land und Forstwirtschaft zum 
Bruttosozialprodukt geht gegen Null. Die 
ländlichen Räume sind vielen gleichgültig 
geworden. Sie dienen als Reservoir fü r 
Siedlungs-, Verkehrs- und Deponieflä
chen am Rande der Ballungsräume oder 
als Erholungsraum fü r gestreßte Städter. 
Die fehrgeleitete Agrarsubventionspoli
tik, die einseitige Betonung der Produk
tionsfunktion und die Flut an Billigpro
dukten vom Weltmarkt haben die Nut
zung der ländlichen Räume drastisch ver
ändert. Der ökonomische Druck, unter 
dem Land- und Forstwirte stehen, zw ingt 
immer mehr zur weiteren Intensivierung 
der Produktion, zur Monokultur oder 
andernfalls zur Aufgabe der Betriebe und 
zur Stillegung von Flächen. Die Folgen: 
wachsende Umweltprobleme wie Bo
denerosion, Grundwassergefährdung, A r
tenschwund und Verlust landschaftlicher 
Schönheit. Zur ökologischen Erosion ge
sellt sich die soziale. Vor allem junge 
Leute verlassen das Land, weil Arbeits
plätze fehlen. Doch auch in Zukunft gilt: 
keine Kultur(landschaft) ohne Agrar
struktur.

Stadt und Land können nur gemein
sam überleben. In einem zukunftsfähigen 
Deutschland werden die Rahmenbedin
gungen für die Nutzung der ländlichen 
Räume durch Verbraucher und Politik 
neu gestaltet. Die Nachfrage nach ge
sunden Nahrungsmitteln und Produkten 
aus der Region zu angemessenen Preisen 
stärkt die regionale Wirtschaftskraft, be
lebt die regionale Identität, schafft A r
beitsplätze auf dem Land. Bauern und 
Forstleuten w ird wieder ein Wirtschaften 
in organischen Kreisläufen, ein Arbeiten 
im Einklang m it der Natur möglich. Der 
rechtliche Rahmen ist durch Bundesregie
rung und Europäische Union entsprechend 
umzugestalten: durch Festlegung einer 
Obergrenze fü r die Zahl der Nutztiere pro 
Fläche, durch Maßnahmen zur Eindäm
mung der Überproduktion, strikte Was
ser-, Boden- und Tierschutzgesetze. So

wird Naturhaushaltsschutz auf der Ge
samtfläche möglich. Reservate werden 
sich vor allem dort finden, w o natürliche 
Lebensgemeinschaften vor w irtschaftli
cher Nutzung durch den Menschen ge
nerell zu schützen sind. Die Erfahrung 
von Wildnis ist gerade fü r Kinder von ele
mentarer Bedeutung.

Schlüsselprojekte fü r ein zukunftsfähi
ges Deutschland sind aus den vorge
nannten Gründen die Landbauwende, die 
Waldwende und die Integration von Land- 
und Forstwirtschaft, Handwerk, Handel. 
Gastronomie und Tourismus. Tragender 
Pfeiler der Landbauwende ist die ökologi
sche Landwirtschaft. Sie w irtschaftet in 
weitgehend geschlossenen Betriebskreis
läufen. Der Betriesorganismus integriert 
kleinräumig Tierhaltung und Pflanzenbau. 
Dies entkoppelt die Landwirtschaft von 
den heutigen globalen Material- und 
Nährstoffströmen und verhindert gleich
zeitig die ungesunden Konzentrationen 
in der Massentierhaltung. Der vollständige 
Verzicht auf chemisch-synthetische Dün
gemittel und Pestizide reduziert den Res
sourcenaufwand und füh rt zu einem 
Wirtschaften in Allianz mit der Natur. Es 
kommt zu einer Renaissance der biologi
schen Stickstoffbindung (durch M ikroor
ganismen und Hülsenfrüchte) und der 
Stallmist-Humuswirtschaft („Turn waste 
into food"). Die Selbstheilungskräfte der 
Natur werden wiederbelebt, die Kosten 
fü r die Gesamtwirtschaft sirrken.

Ziel der Waldwende ist der Übergang 
vom Holzacker zum naturnahen Wald. 
Abwechlungsreiche Mischwälder aus Na
del- und Laubbäumen ersetzen die mo
notonen Fichtenkulturen. Reinbestände 
sind auf Standorte begrenzt, auf denen 
von Natur aus eine geringe Artenvielfalt 
au ftritt. Unter dem Schirm des A ltbe
standes wächst der junge Wald nach. 
Statt künstlicher Aufforstung von Kahl
flächen w ird die natürliche Verjüngung 
zum Normalfall. Liegendes und stehendes 
Totholz verbleibt im Wald und w ird zum 
„Biotopholz". Daß diese A rt der Bewirt
schaftung auch ökonomische Vorteile hat, 
beweisen rund vierzig seit Jahrzehnten 
nach diesen Prinzipien arbeitende Waldbe
triebe in Deutschland.

Das Land als Wirtschafts- und Lebens
standort w ird vor allem dann eine Zu
kunft haben, wenn über Land- und Forst
w irtschaft hinaus und zusammen mit 
ihnen Beschäftigungsmöglichkeiten ge
schaffen werden. Das be tr ifft vor allem 
Gastronomie, Tourismus, Nahrungsmittel-

51



Zähmt • „Zukunftsfähiges Deutschland" -  Rahmenbedingungen für einen wirkungsvollen Naturschutz —

Verarbeitung und -Verteilung, Handwerk, 
Dienstleistungen (Transport, Post, Bank, 
Apotheke etc.), Einrichtungen der Wei
terbildung, der Altenpflege und der Kin
dererziehung. In vielen dieser Sektoren 
weist das Land Standortvorteile gegen
über dem Ballungsraum auf. Diese gilt es 
gezielt zu nutzen.

Zukunftsfähigkeit als Heraus
forderung

Das Projekt „Zukunftsfähigkeit" ist eine 
große Aufgabe. Aber: Der Kurswechsel 
ist möglich, dies zeigen die Szenarien der 
Studie — und vor allem: er ist notwen
dig. Wir wissen auch, daß dieser Kurs
wechsel zu einer ökologisch verträglichen 
und w e ltw e it gerechten Entwicklung zu 
Konflikten führen wird. Konflikte z.B.

mit den Wirtschaftsunternehmen, bei 
denen es Gewinner und Verlierer im öko- 
logisöchen Strukturwandel geben wird. 
Konflikte bei den Gewerkschaften, Kon
flikte um den Flächenverbrauch bei Sied
lung und Verkehr, Konflikte auch im pri
vaten Bereich beim Umstieg auf einen 
ökologischen Alltag.

Zukunftsfähigkeit ist eine Herausfor
derung: Die Herausforderung, verant
wortbares Leben innerhalb ökologischer 
Grenzen neu zu organisieren. Es lohnt 
sich, sie anzunehmen. Herausgefordert 
w ird unsere Intelligenz, unsere Kreativi
tät, unsere Phantasie und unsere Fähig
keit zur Kooperation. Denn Zukunfts
fähigkeit bedeutet eine Selbst-Reforma
tion der gesamten Gesellschaft. Sie ver
langt ökonomischen, technischen, sozia
len und kulturellen Wandel. Ein solcher

umfassender Reformprozeß kann nicht 
technokratisch verordnet werden. Er muß 
demokratisch gewollt werden und sich in 
Kommunikationsprozessen entwickeln. 
Wir sind deshalb froh, daß sich neben 
der ökonomisch verengten Diskussion 
um den Wirtschaftsstandort Deutschland 
eine Debatte um den Lebensort Deutsch
land zu entwickeln beginnt und die 
Studie „Zukunftsfähiges Deutschland" 
hierzu ein Kristallisationspunkt ist.

Anschrift der Verfasserin

Dr. Angelika Zähmt 
Stellv. Vorsitzende des BUND 
Hollmuthstraße 2A  
69151 Neckargemünd
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Zur Rolle der Ökologie als Grundlage  
fü r  den Naturschutz
von Michael Mühlenberg *

Einleitung

Der Schutz der Natur ist angesichts zu
nehmender Zerstörung von Lebensräu
men und des anhaltenden Rückgangs von 
Arten zu einem vordringlichen Erforder
nis unserer Zeit geworden. Naturschutz 
kann als Teilbereich des Umweltschutzes 
verstanden werden, er ist gewisserma
ßen Umweltschutz unter vorwiegend 
biologischem Blickwinkel. Da hierbei le
bendige Objekte im M itte lpunkt der Be
mühungen stehen, kommt der Biologie — 
und dabei besonders der Ökologie — die 
Bedeutung einer Basiswissenschaft zu 
(BMU-Beirat 1995). Wie kann nun Ökolo
gie als Wissenschaft im Naturschutz ein
gesetzt werden ?

Naturschutz in der Kulturland
schaft

Die aktuelle Biodiversität in M itte l- und 
West-Europa stammt hauptsächlich von 
sog. seminaturalen Ökosystemen der letz
ten zwei Jahrhunderte. Natürliche Öko
systeme — Ökosysteme m it einem mini
malen Einfluß des Menschen — sind w e it
gehend verschwunden {de Vries 1995). In 
Europa sind w ir daher vor allem kon
fron tie rt m it der Veränderung der Kul
turlandschaft. Die Überreste natürlicher 
Habitate sind in Europa so klein und iso
liert, daß die Tierpopulationen dort 
nicht überdauern können ohne nicht 
auch die umgebende Kulturlandschaft zu 
nutzen. Arten, die sich nicht an Bedin
gungen der Kulturlandschaft anpassen 
können, werden aussterben. Welche Na
turschutz-Strategie erscheint unter diesen 
Vorzeichen die beste?: Schutz der natür
lichen oder halbnatürlichen Habitate, Be
wirtschaftung der Kulturlandschaft in der 
Weise, daß die Bedürfnisse der bedrohten 
Arten erfüllt werden können, oder gera
dezu direkte Hilfe fü r ausgewählte Arten, 
die zur Zeit am Rande des Aussterbens 
stehen ?

* Beitrag der Ringvorlesung „Naturschutz" im Winter
semester 1995/96 an der Universität Lüneburg.

Über den Schutz der verbliebenen 
natürlichen Systeme sind w ir uns sicher 
einig. Man könnte dazu auch formulieren, 
Wildnis als solche hat höchste Priorität, er
halten zu werden. Unsere Landschaft 
besteht aber aus einem kleinräumigen, 
anthropogenen Mosaik verschiedener 
Habitate. Ich möchte überzeugen, daß in 
diesem Falle der Naturschutz am meisten 
erreicht, wenn er von der Biologie einzel
ner Arten ausgeht.

Ansätze fü r den Schutz der 
Biodiversität: A rten, Ökosysteme 
oder Landschaften ?

Der Ökosystem-Ansatz

Die Biologie vieler Arten ist uns auch heute 
noch nicht genügend bekannt. Um biolo
gische Diversität zu schützen, sollte man 
daher umfassend „von oben" größere 
Komplexe zu erhalten suchen. M it dem 
Ökosystem-Ansatz verbindet man mei
stens die Erhaltung nicht einzelner, be
nannter Arten, sondern die Aufrechter
haltung aller „Funktionen" im Ökosystem. 
Da geht es vordringlich um Abbauvor
gänge (Dekompostierung), um Stickstoff- 
Fixierung etc. Derartige Funktionen w er
den vor allem durch die große Zahl „klei
ner Organismen" (Invertebraten, Pilze, 
Bakterien) geleistet. Wir wissen durchaus, 
daß einzelne Arten, besonders höherer 
trophischer Ebenen (Großherbivoren, Top- 
carnivoren), große und durchgreifende 
Effekte auf die trophische Struktur im 
Ökosystem ausüben können, fü r die Pri
märproduktion und den Fluß der Nähr
stoffe gibt es aber eine Redundanz der 
ökologischen Prozesse. Diese Funktionen 
bleiben in der Regel erhalten, auch wenn 
einzelne Arten verloren gehen. Vertebra
ten machen weniger als 1 % aller Arten 
aus, die Invertebraten stellen mehr als 
90%. Sind dann noch einzelne Wirbeltie
re fü r das Ökosystem wichtig? Die Ge
fahr in einer solchen Argumentation liegt 
darin, daß man davon ausgeht, der Ver
lust einzelner Arten w ird im System kom
pensiert durch ökologisch äquivalente

Arten. Wir haben aber gar keine A n tw ort 
auf die Frage: Wieviel Redundanz ist 
eigentlich notwendig und wie unter
scheiden sich die sog. ökologisch ähnli
chen Arten in ihrer Reaktion auf Umwelt
schwankungen bzw. Störungen {Remmert 
1988, Walker, 1995, Risser, 1995)? Diese 
Probleme zu studieren verlangt in jedem 
Fall Langzeit-Forschung. Die Redundanz 
ist weder Zufall noch Luxus. Wetterbe
dingungen und lokales Klima sind nicht 
lange voraussagbar. Ein Ökosystem muß 
aber in verschiedenen Witterungslagen 
funktionieren. Die verschiedenen Arten 
haben aber verschiedene Optima hin
sichtlich der Wetterbedingungen, hin
sichtlich der Resistenz gegenüber Fein
den usw., so daß ihre Gesamtheit, also 
eine hohe Biodiversität eine Reihe von 
Umwelteinflüssen abpuffern kann. Kreis
läufe im System könnten auf diese Weise 
konstanter gehalten werden. Wir können 
also auch in dieser Hinsicht nicht auf A r
ten „verzichten".

Ökosysteme kann man in bezug auf 
ihre biologischen Eigenschaften nicht 
klar abgrenzen. Wir werden immer vom 
Ökosystem Buchenwald sprechen, egal ob 
der Buchenwald Spechte enthält oder 
nicht. Um sog. minimale, kritische Flächen
größen der Systeme zu bestimmen, müs
sen w ir uns an den Populationsgrößen 
einzelner Arten orientieren. Energie- und 
Stofflüsse bestehen immer, unabhängig 
von der Gebietsgröße.

Wenn man über Ökosystemschutz 
tatsächlich die Biodiversität erhalten will, 
dann müssen folgende Punkte berück
sichtigt werden:
■  Schutz von ausreichend großer Fläche 
fü r das Überleben von Populationen.
■  Management auf einem regionalen 
Maßstab, groß genug, um natürliche Stö
rungen zuzulassen (Feuer, Wind, Klima
wechsel, etc.)
■  Nutzung durch den Menschen darf 
nur so w eit erlaubt sein, daß keine signifi
kanten ökologischen Beeinträchtigungen 
entstehen können.

Aus allem ergibt sich: Schutz von 
großen Habitaten oder Landschaften, mit 
Verbindungen durch Habitatkorridore, 
verspricht am ehesten das Massenausster- 
ben zu verhindern. Ausklammerung und 
Verbindung von großen Landesteilen 
scheint der beste Weg, nicht nur Arten zu 
schützen, sondern auch deren Ökosysteme 
mit all ihren Prozessen.

Und damit stehen w ir w ieder vor der 
Anfangsfrage: wie groß sollen die Gebiete
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sein, w ie sollen sie miteinander verbun
den werden? Dies kann nur artspezifisch 
beantw ortet w erden!

Der Ansatz auf der Populationsebene

Wir haben schon recht gute Vorstellungen 
über die Größenordnung von notwendi
gen Schutzgebieten, wenn es um die ma
ximalen Forderungen geht. Z.B., um einen 
Trockenrasen mit einer lebensfähigen 
Schmetterlingspopulation zu schützen, 
beanspruchen w ir ca. 1000 ha, um eine 
lebensfähige Population eines größeren 
Herbivoren mit einzuschließen, gehen w ir 
auf 10.000 ha und mehr, fü r die Topräu
ber-Reservate fordern w ir 100.000 ha 
(= 1000 km 2) und darüber, um auf der 
„sicheren Seite" zu sein. Aber unser Pro
blem entsteht ja dadurch, daß w ir in den 
dichtbesiedelten Ländern M itte l- und 
Westeuropas nicht erwarten können, daß 
unsere Maximalforderungen akzeptiert 
werden. Wir sind im Gegenteil gezwun
gen, die sog. „Mindestgrößen" fü r Bio
tope oder zur Sicherung von Arten zu 
verteidigen. Um mit diesen Problemen 
fertig  zu werden, brauchen w ir neue 
Forschung. Der Ansatz besteht darin, daß 
man m it wissenschaftlichen Methoden die 
Überlebenswahrscheinlichkeit ausgewähl
te r Arten erforscht (Populationsgefähr
dungsanalyse) und aus diesen Ergebnissen 
quantitative Forderungen begründet 
(Sha f f  er 1981, 1983, Soul 1986).

Die Auswahl von „Zielarten" (target 
species) läßt sich nicht wissenschaftlich 
begründen. Sie orientiert sich an einem 
erarbeiteten Kriterienkatalog (Mühlen
berg  1993). Als wichtige Begründung fü r 
die Auswahl von (Ziel-)Arten sollten daher 
pragmatischerweise politische Kriterien 
dienen, das heißt w ir wollen Arten aus
wählen, die — im Rahmen der derzeitigen 
Zielsetzungen fü r den Naturschutz — sinn
voll erscheinen und bei denen eine Um
setzung der von uns gegebenen Empfeh
lungen am ehesten gegeben sein wird. 
Wenn w ir davon ausgehen, daß keine 
unserer sogenannten Zielarten eine ganze 
Biozönose abdecken kann, kann es in 
dem Sinne auch keine „falschen" Zielarten 
geben. Das Auswahlkriterium fü r Zielarten 
„andere Arten zu repräsentieren" ist sehr 
schwer zu fassen. Das Argument, daß die 
Förderung einer untersuchten A rt die Si
cherung anderer Arten doch „irgendwie 
abdeckt" (Mitnahmeeffekt, Vogel e t al.
1996) ist sehr beliebt, doch sind die ge
machten Aussagen meist intuitiv. Eine Kop

pelung zwischen dem Vorkommen ver
schiedener Tierarten beruht meist auf sehr 
spezifischen Interaktionen und ist kaum 
von der Landschaft her zu erfassen.

Quantifizierung von Natur
schutz-Zielen

Dort wo es noch natürliche Lebensräume 
gibt, ist Schutz der Flächen vordringlich. 
Wir schaffen es einfach nicht, alle benö
tig ten Informationen fü r eine Gefähr
dungsanalyse beispielsweise tropischer 
Arten zu beschaffen. Wir können ja auch 
bei natürlichen Systemen keine Fehler 
machen.

Anders ist es bei degradierten Syste
men oder vom Menschen geprägten Land
schaften. Hier sind Bewertungen gefor
dert: Was ist die richtige Habitatqualität? 
Wieviel wollen w ir fü r die Verbesserung 
der Landschaft investieren ? Was sind über
haupt die eindeutig kontrollierbaren Na
turschutzziele?

In unserer durch den Menschen mo
saikartig strukturierten Kulturlandschaft 
müssen w ir die Landschaftsteile bewerten 
und die Naturschutzziele derart formulie
ren, damit klar wird, wieviel jeweils erreicht 
bzw. investiert werden soll. Einer „natürli
chen Evolution" können w ir in der Kultur
landschaft nicht mehr einzelne Land
schaftsteile überlassen, die Voraussetzun
gen sind nicht gegeben. Die Quantifizie
rung von Naturschutz-Forderungen be
rührt vor allem zwei Bereiche:
■  Was bedeutet quantitativ der Verlust 
von Teilen eines Lebensraums fü r die in 
ihm wohnenden Arten?
■  Was bedeutet quantitativ Habitat
qualität fü r die Organismen?

Habitatpräferenzen und 
Habitatqualität

Der Begriff der „Habitatqualität" läßt sich 
nur dann quantitativ beschreiben, wenn 
er auf einzelne Tierarten bezogen wird. 
Der Einfachheit halber wenden auch w ir 
den Begriff „Habitat" vorwiegend im Sin
ne eines abgrenzbaren Lebensraums, wie 
eines Waldes, an. Hier ist wiederum der 
Maßstab der Betrachtung entscheidend: 
wollen w ir uns mit den Elementen inner
halb eines Habitats, den Mikrohabitaten 
in einer Waldinsel z.B., beschäftigen oder 
vergleichen w ir im regionalen Maßstab 
die Verteilung und Größe verschiedener 
Waldinseln innerhalb einer Agrarland
schaft? Veränderungen in einer Ebene

(z.B. innerhalb eines Habitats) können 
mehr oder weniger unabhängig von Än
derungen in der anderen Ebene (Vertei
lung gleichartiger Habitate) erfolgen. Die 
Intensivierung in der Land- und Forstwirt
schaft hat in unserer Kulturlandschaft 
meist dazu geführt, daß die Heterogeni
tä t und Strukturvielfalt innerhalb eines 
Habitats abgenommen, die Unterschiede 
und Grenzen zwischen den Habitaten aber 
zugenommen haben (Abb. 1, Hanski & 
Tiainen 1988). Dies kann konkret an 
Trockenstandorten im fränkischen Raum 
gezeigt werden (Abb. 2, Ritschel-Kandel 
e t al. 1991).

Die Qualität eines Habitats muß aus 
der Sicht der Tiere beurteilt werden. Da
her können w ir nicht allgemeine Empfeh
lungen fü r „gute" Habitate geben. Ein 
Trockenrasen ist fü r bestimmte Heu
schreckenarten dann gut, wenn er offene, 
vegetationsarme Standorte enthält, fü r 
einige Vogelarten aber nur attraktiv, 
wenn viele Gebüsche auf ihm wachsen. 
Als allgemeines und sehr häufig verwen
detes Kriterium fü r ein „gutes" Habitat gilt 
eine möglichst hohe Artenzahl von Pflan
zen oder Tieren. Nach diesem Kriterium 
werden viele Landschaftsteile beurteilt 
(Argumentation auf dem Niveau von A r
tenlisten, Mühlenberg e t al. 1996), beson
ders dann, wenn es darum geht, einige
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Flächen aus der Landschaft fü r natur
ferne Zwecke, z.B. Straßenbau, zu „op
fern". Abgesehen davon, daß die Arten
zahl immer eine Größe ist, welche vom 
Aufwand der Erfassung wesentlich ab
hängt, g ibt es keine Möglichkeit, Schwel
lenwerte oder Grenzen fü r eine Entschei
dung über die Nutzung eines Habitats zu 
ziehen. Soll eine Grünlandfläche dann für 
einen Siedlungsbau freigegeben werden, 
wenn sie statt 80 Laufkäferarten nur 60 
enthält? Sind w ir auch zufrieden, wenn 
w ir nur 50 Arten bei einer Erhebung fest
stellen konnten ? Die Änderung der Arten
zahl bewegt sich entlang eines Kontinu
ums und jede Grenzziehung bleibt eine 
willkürliche Entscheidung (Abb. 3).

Für die Wahl eines Habitats durch 
eine Tierart sind die Gründe nicht immer 
leicht erkennbar. Die Möglichkeit, in ei
nem Habitat leicht Nahrung zu finden,

kann z.B. dadurch eingeschränkt sein, 
daß die Gegenwart eines Räubers fü r 
ein Individuum ein zu hohes Risiko dar
stellt und das Tier daher in weniger op ti
male Habitate ausweicht. So w ird z.B. die 
territoriale Verteilung der Elstern weniger 
von der Eignung der Habitatstruktur be
stimmt als von der Präsenz der Habichte 
(Ellenberg et al. 1984). Elstern meiden 
strikt die Reviere der Habichte, sie suchen 
sich gewissermaßen die Lücken zwischen 
den Habichtterritorien aus. Auch der Igel 
meidet Habitate m it optimalem Ressour
cenangebot, wenn dort der Dachs eine 
zu hohe Dichte erreicht (M icol e t al.
1994).

Ein weiteres Beispiel fü r die schwer 
erkennbaren Gründe einer Habitatwahl 
liefert der Dickkopffalter Carterocepha- 
lus palaemon in Schottland: in diesem Fall 
ist der Nährstoffgehalt der Raupenfutter

pflanze entscheidend (Ravenscroft 1994). 
Die Larven des oben genannten Dickkopf
falters leben bevorzugt in Torf-Sümpfen, 
w o das Gras MoHnia caerulea, die Larven
futterpflanze, häufig ist, kommen aber 
auch an Hängen in Zonen zwischen den 
trockeneren Böden der Gehölze und den 
mit Wasser vollgesogenen Torfen vor. In 
diesen Grenzbereichen wächst MoHnia 
üppiger, an den nährstoffarmen Stand
orten, charakterisiert durch das Vorkom
men von Erica tetrallx und Binsen, wer
den nur wenige Larven an ihren Futter
pflanzen gefunden. Die Larven durchlau
fen eine lange Entwicklungsperiode vom 
Schlüpfen im späten Juni bis zur Über
w interung Ende O ktober/Anfang No
vember. Pflanzen, an denen die Larven 
überlebten, waren kräftig im Wuchs, 
hatten weniger Blüten, überdauerten 
länger (blieben länger grün) und enthiel
ten höhere Stickstoff-Konzentrationen. 
Die Larven fraßen auch nur an den Blatt
spreiten, w o der Stickstoffgehalt am 
höchsten ist. Diese geeigneten Futter
pflanzen kommen nur im westlichen 
Schottland bei einem mild-feuchten Klima 
mit langer Wachstumsperiode vor. Ob
wohl die Futterpflanze in Schottland viel 
weiter verbreitet ist, breitet sich der 
Schmetterling nicht weiter aus, da an
dernorts die Geologie und Topographie 
wechseln und damit auch die fü r eine 
reiche Nährstoffversorgung geeigneten 
Böden. Die Entwicklung der Larven kann 
auf den nährstoffärmeren Pflanzen bis 
zum Zeitpunkt der Überwinterung nicht 
w eit genug voranschreiten, um ein Über
leben zu sichern. Vogel {1995) konnte an 
dem Roten Scheckenfalter Melitaea didy- 
ma auch Wuchsform und Standort 
der Raupenfutterpflanze als Schlüssel
faktoren fü r die Wahl des Mikrohabitats 
belegen.

Nicht nur artspezifische Untersuchun
gen, sondern auch die Berücksichtigung 
individueller Unterschiede, zumindest bei 
Wirbeltieren, sind fü r den Naturschutz 
relevant. Z.B. korreliert die Habitatqualität 
o ft m it der Größe des Territoriums 
(Abb. 4).

Am Steinkauz konnte gezeigt w er
den, daß es die erfahrenen, älteren Tiere 
sind, welche konstant die besten Habi
tate besetzen. M it dem Sperber hat man 
in England dazu Versetzungsexperimente 
durchgeführt. Es ergab sich, daß Habi
tatqualität nur dem Erfahrenen nutzt. In 
Südschottland haben Newton & Marquiss
(1991) Sperber nach ihrer Territorien
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gründung künstlich entfernt und in weit 
abgelegene Gebiete gebracht. Drei von 7 
Weibchen und vier von 7 Männchen w ur
den noch in der gleichen Saison im Ver
suchsgelände durch andere Individuen 
ersetzt. Von den drei Weibchen legten 
zwar alle Eier, aber nur das älteste Weib
chen mit Bruterfahrung zog erfolgreich 
Junge groß. Kein Paar mit einem „Ersatz- 
Männchen" brachte Junge hoch. Der Brut
erfolg aller Ersatzpaare war signifikant 
geringer als die Reproduktion der ver
bliebenen Paare. Die Autoren vermuten, 
daß die Ersatz-Individuen aus der glei
chen Region stammen und ohne künst
liche Entfernung von Territorienhaltern 
nicht gebrütet hätten. Einige von ihnen 
waren sehr wahrscheinlich junge, einjäh
rige Sperber. Es gab in der Nachbarschaft 
auch freie Reviere m it geeigneten Nist
plätzen fü r Sperber, in denen aber die 
Ersatzindividuen auch nicht zur Brut 
schritten. Die Hypothese zur Erklärung 
dieser Verteilung liegt in der Habitatqua
lität. In den Territorien mit den Ersatz
individuen war früher die Reproduktion 
am höchsten, so daß sie zu den Revieren 
mit bester Qualität gerechnet werden 
müssen. Allerdings reicht Habitatqualität 
fü r diese Vögel alleine nicht aus, es ge
hört noch die individuelle Erfahrung in 
der Ressourcennutzung dazu. Für Sperber 
heißt das, daß nur die älteren Individuen 
effiziente Jäger sind und mit ihrer Erfah
rung die guten Habitate erfolgreich nut
zen können.

Die Unterscheidung von guten und 
schlechten Habitaten führt zu neuen 
Konsequenzen in der Naturschutz-Stra
tegie

Theoretisch wäre dann ein Habitat von 
optimaler Qualität, wenn eine A rt dort 
langfristig im Überleben gesichert ist und 
einen Überschuß produzieren kann. Die
ser Überschuß findet dann in den sog. 
schlechteren Habitaten Platz. Als Modell 
kann uns der Austernfischer dienen (Abb. 
5, Ens e t al. 1992)

Gute Habitate werden auch „source 
habitats" genannt und sind definiert nach 
demographischen Merkmalen der Popula
tion. Die schlechten Habitate heißen „sink 
habitats". Dort können zwar die Arten zur 
Fortpflanzung kommen, die Gesamtmor
ta litä t w ird aber nicht mehr durch den 
Reproduktionserfolg kompensiert. Hier 
würde die Population bei Isolierung kon

tinuierlich abnehmen. PulHam (1988) 
konnte zeigen, daß von einer Metapopu
lation nur 10% in einem source habitat 
gefunden werden können, welche verant
wortlich sind fü r die Erhaltung von 90% 
der Metapopulation in sink habitats. Da
her müssen Naturschützer die optimalen

Habitate fü r bedrohte Arten identifizie
ren !

In diesem Zusammenhang sind z.B. 
Hecken in eine kritische Betrachtung ge
kommen. Ursprünglich stehen sie gerade 
symbolhaft fü r erfolgreiche Naturschutz
bemühungen. In Wirklichkeit können sie
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aber zu ökologischen Fallen werden. Die 
Reproduktionserfolge der Vögel in Hek- 
ken sind ähnlich schlecht w ie die der 
meisten Wiesenbrüter in den intensiv be
wirtschafteten Wiesenflächen. Der Brut
erfolg der Vögel ist in Hecken deutlich 
schlechter als in Wäldern. Der Grund hier
fü r liegt vor allem in dem ungleich höhe
ren Räuberdruck in Ökotonen (Andren & 
Angelstam  1988, Small & Hunter 1988, 
Möller 1989, Bairleln & Sonntag 1994), 
aber auch in der höheren Störungsrate. 
So unterscheidet sich auch innerhalb 
verschiedener Heckentypen der Bruter
folg: in einer „Naturhecke" betrug der 
Anteil flügger Jungvögel an der Anzahl 
gelegter Eier 83%, an einer Autobahn
hecke und in Windschutzhecken dagegen 
nur 43% bzw. 44%. Als Testvögel w ur
den jeweils m it Hilfe von Nistkästen Kohl
meisen angesiedelt (Bairleln & Sonntag
1994).

In fü r eine bestimmte Spezies günsti
gen Jahren stützen aber die „schlechten" 
Habitate die Gesamtpopulation.

Was kann H abita tfragm entie 
rung bedeuten?

Gerade Biotope bilden durch ihre flächen
hafte Darstellbarkeit ein elementares Be
zugssystem fü r die räumliche Planung und 
ebenso fü r den Abgleich konkurrierender 
Nutzungsansprüche an den Raum. Vielen 
Naturschutzvertretern ist dieser Ansatz 
sehr willkommen:
■  Einfache Lösung fü r die Probleme der 
Raumbewertung,
■  Entwicklung weg vom sektoralen A r
tenschutz hin zu einem mehr ganzheitli
chen Biozönosen-, Ökosystem- und Land
schaftsschutz
■  Viel leichtere Kartierung von Biotopen 
innerhalb des je tz t modernen GIS als die

wirkliche Erfassung des aktuellen Ver
breitungsareals einer Tierart

„Fragmentierte Landschaft" ist ein re
lativer Begriff, er hängt vom Maßstab 
der Betrachtung ab und muß fü r jede 
Tier- und Pflanzenart anders gesehen 
werden. Es kommt darauf an, w ie scharf 
die Grenzen zwischen verschiedenen 
Habitaten von den Tieren aus empfun
den werden und wie lebensfeindlich die 
zwischen den Habitatinseln gelegene 
Landschaft, die Matrix, fü r eine A rt ist.

Folgen der Habitatfragmentierung

Die Folgen der Habitatfragmentierung 
können in folgenden Punkten zusammen
gefaßt werden:
■  Verkleinerung des ursprünglichen Le
bensraumes
■  Begrenzung der Ausbreitungsfähig
keit der Tiere
■  Reduktion der Möglichkeiten in der 
Nahrungssuche
■  Einfluß auf Territorialverhalten und Re
produktionserfolg
■  Isolierungseffekte mit genetischen 
Veränderungen (Inzuchtdepression, gene
tische Drift)
■  Randeffekte: Veränderungen im Mi

kroklima (Licht u. Temperatur); Wind 
Ansteigende Gefahr von Feuer 
Ansteigender Räuberdruck und Kon
kurrenz gegenüber exotischen Arten 
und Schadarten (pest species) 
Ansteigende Gefahr der illegalen Beja- 
gung oder Störungen

Obwohl z.B. ein Straßennetz in einem 
geschlossenen Habitat nur etwa 2% der 
Fläche verbraucht, kann das in der Konse
quenz einen Flächenverlust von bis zur 
Hälfte bedeuten (Prlmack 1993). Habitat
fragmentierung kann die Populations
dichte nicht nur direkt durch den Flächen
verlust senken, sondern auch indirekt 
durch Einfluß auf die Demographie der 
Arten. Wesentlich ist, wie groß noch der 
Anteil der fü r eine A rt geeigneten Habi
tatfläche in der Landschaft ist: liegt er 
über 30%, dann zählt fast nur der Habi
tatverlust durch Fragmentierung, liegt er 
aber deutlich darunter, ist also die Land
schaft bereits sehr zergliedert, dann kom
men Effekte der Habitatinselgrößen und 
-isolation hinzu, so daß die Populationsab
nahmen größer sind als vom reinen Flä
chenverlust her zu erwarten wäre (Andren
1994). Zu diesem Komplex zwei europäi
sche Beispiele.

A b b .  5 :  D a r s t e l l u n g  ü b e r  d i e  L a g e  r e s i d e n t e r  R e v i e r e  ( d u n k e l  s c h a t t i e r t )  s o w i e  d e r  

N e s t -  u n d  N a h r u n g s r e v i e r e  ( h e l l  s c h a t t i e r t )  v o n  A u s t e r n f i s c h e r n ,  u n t e r s u c h t  I n  H o l 

l a n d  i m  F r ü h l i n g  1 9 8 6 .  V o n  d e n  h e l l  s c h a t t i e r t e n  R e v i e r e n  s i n d  N e s t -  u n d  N a h r u n g s 

r e v i e r e  e i n z e l n e r  P a a r e  j e w e i l s  m i t e i n a n d e r  d u r c h  P f e i l e  v e r b u n d e n .  I m  o b e r e n  T e i l  

w i r d  g e z e i g t ,  d a ß  d i e  r e s i d e n t e n  P a a r e  i h r e  K ü k e n  z u  d e n  N a h r u n g s g r ü n d e n  f ü h r e n ,  

w ä h r e n d  d i e  a n d e r e n  P a a r e  i h r e  N a h r u n g  h e r t r a n s p o r t i e r e n  m ü s s e n .  A u s  E n s  e t  a l .  

1 9 9 2 .
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Effekt der Habitatfragmentierung auf 
das Überleben der Haubenmeise ( P a r u s  

c r i s t a t u s )

Haubenmeisen bevorzugen Nadelwälder, 
in Belgien wurde ihre Populationsbiologie 
zwischen einem großen zusammenhän
genden Kiefernwald (1500 ha, „continu- 
ous habitat") und Kiefernwald-Inseln 
(9 ha, 33 ha, 50 ha, „habitat fragments") 
verglichen (Lens & Dhondt 1994). Hau
benmeisen halten das ganze Jahr über 
Territorien. Im Winter bilden sie kleine 
Gruppen bis zu 4 Tieren, ein Paar zusam
men mit ein bis zwei jüngeren Zuwan
derern, die ein Gruppenterritorium ver
teidigen. Die Gründung dieser kleinen 
Gruppen (flocks) m it Territorien entschei
det über das Überleben der Winterpe- 
riode und ist wiederum abhängig vom 
Zeitpunkt des Eintreffens: Tiere die frü 
her eintreffen, haben größere Chance für 
eine Gruppenbildung und die Territorien 
sind demzufolge auch in besseren Ha
bitaten („first-choice habitat"). Tieren, 
die später- eintreffen, bleiben nur margi
nale Standorte (= „schlechte Habitate") 
übrig. Dies hat also Folgen fü r das Über
leben der Tiere.

Lens & Dhondt haben nun nachge
wiesen, daß Haubenmeisen in fragmen
tierten Habitaten sich später ausbreiten, 
also zur Gründung der Wintergruppen 
erst später eintreffen. Auch ist der Ab
stand zwischen der ersten und zweiten 
Brut in fragmentierten Habitaten größer 
und Meisen haben bei gleichem A lter in 
fragmentierten Habitaten ein niedrige
res Gewicht im Vergleich zu ihren A rtge
nossen im zusammenhängenden Lebens
raum.

Die Folgen der Habitatfragmentierung 
auf das Individuum, das Beispiel vom 
Waldkauz ( S t r i x  a l u c o )

Eine Untersuchung aus England an 23 
telemetrierten Waldkäuzen ergab folgen
den Vergleich von Territoriengrößen und 
Bruterfolg zwischen großen Waldstük- 
ken und Waldinseln (das Spektrum der 
Waldflecken reichte von 0.1 ha bis etwa 
200 ha, Redpath 1995): Die Eulen kamen 
in allen Waldstücken O 4 ha vor, aber 
nur zur Hälfte in Waldstücken <  4 ha. Je 
kleiner die Waldinsel, desto größer war 
das home ränge. In der fragmentierten 
Landschaft bevorzugten die Waldkäuze 
immer die Waldflecken, sie nutzten aber 
auch die Siedlungen, Grasländer und Ak- 
kerflächen. In geschlossenen Wäldern 
überlappten die Territorien mehr und 
verlangten mehr Territorial-Verhalten. 
Allerdings waren in kleineren Waldflek- 
ken mehr Kleinsäuger als in großen. Für 
den Bruterfolg erwiesen sich die m itte l
großen Wäldstücke als die besten. Dort 
ist Futter häufig, aber die Territorial-Aus- 
einandersetzung niedrig. So war auch die 
Turnoverrate in mittelgroßen Waldstücken 
am niedrigsten, d.h. dort blieben die ein
zelnen Eulen am beständigsten. In der 
folgenden Tabelle sind die Effekte von 
Waldstück-Größe auf Futter-Verfügbar
keit, Territorialverhalten, Bruterfolg und 
Turnover zusammengestellt.

Pflege der Kulturlandschaft zur 
Erhaltung der Arten

Man kann zwei Strategien in der Pflege 
unserer genutzten Landschaft unterschei
den: (A) Man strebt ein möglichst variab

les Management an, d.h. die Maßnahmen 
sollen in einer Landschaft möglichst viel
fältig sein und auch in der Zeit variieren. 
Man e rho fft sich damit, daß möglichst 
viele Arten von diesen Maßnahmen profi
tieren. Jede A rt hat gegenüber einer 
anderen A rt etwas verschiedene Ansprü
che und nach dem Ansatz (A) glaubt 
man, eine Vielfalt von Möglichkeiten fö r
dert auch eine Vielfalt von Arten. (B) Im 
Gegensatz zu einer solchen Strategie 
können sich alle Maßnahmen darauf kon
zentrieren, einer ausgewählten A rt ge
zielt zu helfen. Die Maßnahmen selbst wer
den nach wissenschaftlichen Erkenntnis
sen festgelegt, die aus dem Studium der 
speziellen Bedürfnisse der A rt entstan
den sind, besonders nach Einsicht der 
Engpässe, welche die Populationsentwick
lung begrenzen („Schlüsselfaktoren").

Allgemein und auch von behördlicher 
Seite w ird immer der Strategie A der 
Vorzug gegeben. Dahinter steckt viel
leicht auch die soziale Bestrebung, die 
Arten möglichst gleichwertig zu behan
deln. Strategie B erscheint dagegen sehr 
unpopulär: die gezielte Förderung einer 
A rt w ird aufgrund der Komplementarität 
der Ansprüche der einzelnen Tierarten 
immer die Benachteiligung einer ande
ren, o ft nahe verwandten A rt nach sich 
ziehen. Gesellschaftlich steht man etwa 
vor dem gleichen Problem, wenn man 
eine Ressource verteilen will: Verteilt 
man an jeden Bürger zusätzlich eine DM, 
macht man sich keine Feinde. Gibt man 
aber nur einer kleinen Gruppe Geld, und 
dann noch entsprechend mehr, z.B.
100.000 DM an einzelne Personen, fängt 
die Diskussion an. Dabei w ird die eine DM 
die Lebensmöglichkeit einer Person nicht

T a b .  1 : Z u s a m m e n s t e l l u n g  d e r  E f f e k t e  d e r  W a l d g r ö ß e  a u f  d a s  N a h r u n g s a n g e b o t ,  T e r r i t o r i a l v e r h a l t e n ,  B r u t e r f o l g  u n d  T u r n o v e r  

v o n  S t e i n k ä u z e n  I n  E n g l a n d .  D i e  Z a h l e n  f ü r  d i e  K l e i n s ä u g e r  b e d e u t e n  F a n g z a h l e n  p r o  6 0  F a l l e n n ä c h t e  i m  F r ü h l i n g .  T e r r i t o r i a l v e r 

h a l t e n  w u r d e  g e m e s s e n  a l s  Z a h l  d e r  H ö r u n g e n  w ä h r e n d  1 0 0  R a d i o - L o k a t i o n e n .  T u r n o v e r  i s t  a l s  P r o z e n t s a t z  v o n  d e n j e n i g e n  T e r 

r i t o r i e n  a n g e g e b e n ,  d i e  n i c h t  d i e  d r e i  J a h r e  h i n t e r e i n a n d e r  b e s e t z t  w a r e n .  S i g n i f i k a n z n i v e a u s :  *  P  <  0 . 0 5 ,  * *  P  <  0 . 0 1 ,  

* * *  p <  0 . 0 0 1 .  A u s  R e d p a t h  ( 1 9 9 5 ) .

W ood size

P< 4  ha 4— 10 ha >  10 ha Test

Small mammals 4-9 ±  l -2 ( 16) 3-9 ± 1 -4 (6 ) 2-0 +  0-3 (12) K -W  =  6-2 *

Home range (M CP) 134-4±28-2 (12) 7 3 -0 ± 2 0 (2 ) 25-8±4-7 (8) K -W  =  12-6 **

% te rrito ria l overlap 1 *8 ±  1*6 (7) 19-8± 8-3 (5) M -W  =  29 *

T e rrito r ia l displays 1 -3±0-3 (17) 4-5±0-7  (8) M -W  =  121 **

Breeding success 0 -4 0 ± 0 -10 (57) 0-89±0-19 (27) 0-50±0-09 (76) K -W  =  6-3 ♦

Turnover 53% (30) 0% (9) 18% (28) G =  16-6 * *
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verändern, während die 100.000 DM je
manden fü r sein ganzes Leben helfen 
könnten. Nicht anders ist die Situation im 
Artenschutz.

Die Herangehensweise an Schutzziele 
und deren Umsetzung auf der Grundlage 
von Gefährdungsanalysen w ird vermut
lich auch in Zukunft nicht das Ausster
ben von Arten verhindern, w ir können 
jedoch den Entscheidungsträgern ein 
Werkzeug zur Beurteilung von Entwick- 
lungs- und Eingriffsfolgen an die Hand 
geben, das es ermöglicht, wichtige Be
drohungsfaktoren fü r Arten zu erkennen, 
abzuwenden und den Erfolg einer Maß
nahme objektiv abzuschätzen. Ein Ent
scheidungsträger übernimmt dadurch 
eine konkrete Verantwortung.

W as kann und soll in diesem  
Zusam m enhang die Universität 
zum  Naturschutz beitragen ?

Wichtige Handlungsfelder sind Kartieren, 
Forschen und Bewerten.

Kartieren
Kartieren bedarf einer Ausbildung, be
nutzt wissenschaftliche Methoden, bietet 
aber wenig Neuentwicklung. Daher

könnte Kartieren auch von Büros und Na
turschutz-Behörden ausgeführt werden.

Forschen
Forschung kann nicht überall betrieben 
werden, sie ist vor allem an eigenständi
gen Instituten und an Universitäten ange
siedelt! Die Universitäten sind in beson
derem Maße fü r den Nachwuchs in der 
Wissenschaft verantwortlich. Durch die 
Ausbildung wird auch das allgemeine Ni
veau vorbestimmt.

Bewerten
Naturschutz ist handlungsorientiert. Die 
Bestimmung von Prioritäten fü r Maßnah
men oder Geldmittel ist abhängig vom 
Informationsstand. Welchen Informations
stand setzen w ir fü r Bewertungen voraus 
bzw. schreiben w ir gesetzlich vor ? Hier hat 
die Universität wiederum durch den Aus
bildungsgrad und den vertretenen Stand 
der Wissenschaft wesentlichen Einfluß.

Die Naturschutzforschung in M itteleu
ropa hat sich bisher vor allem auf die fo l
genden Problembereiche konzentriert: (1) 
Wie lassen sich Biotoptypen klassifizieren ? 
Welche dieser Typen sind selten, und wo

kommen sie noch vor? (2) Welche Arten 
sind selten, wo kommen sie noch vor? 
Welche Ansprüche stellen sie an die Qua
lität des Lebensraumes? (3) In welchen 
Biotoptypen finden sich besonders viele 
seltene Arten ?

Im Gegensatz dazu wurden die An
sprüche bestimmter Arten an die Quanti
tä t der Lebensräume (Größe, Grad der 
Vernetzung) selten untersucht. Popula
tionsbiologische Fragen, z.B. nach den 
entscheidenden Einflußfaktoren fü r die 
Populationsdynamik der Arten, der Be
deutung stochastischer Prozesse fü r das 
Aussterben lokaler Populationen und 
nach der Ausbreitungsfähigkeit in einer 
bestimmten Landschaft wurden vernach
lässigt.

Durch den Einsatz von Forschung er
geben sich verschiedene Ebenen der Be
wertung und damit auch der Rechtsspre
chung in Naturschutzfragen (Tab. 2).

Um in der Intensitätsstufe bzw. nach 
dem Niveau (2) und (3) zu arbeiten oder 
im Gericht zu urteilen, bedarf es der 
speziellen Ausbildung einer neuen, heran- 
wachsenden Generation von Fachleuten 
im Naturschutz. Dies kann nur Aufgabe 
der Universität sein. Die Kapazität ist da
fü r vorhanden.

T a b .  2 :  V e r s c h i e d e n e  E b e n e n  d e r  B e w e r t u n g  i n  N a t u r s c h u t z f r a g e n  u n d  d e r e n  u n m i t t e l b a r e  A n w e n d u n g .  D a s  s c h a t t i e r t e  F e l d  

s o l l t e  z u m  S t a n d a r d  a l l e r  B e w e r t u n g s v e r f a h r e n  g e h ö r e n .  E i n e  B i o l o g i s c h e  S c h n e l l p r o g n o s e  k a n n  i n n e r h a l b  e i n e s  J a h r e s  a u s g e 

f ü h r t  w e r d e n ,  s i e h e  d a z u  d i e  a n g e g e b e n e  L i t e r a t u r .

U m s e tz u n g G r u n d la g e  d e r  

A r g u m e n t a t io n

K e n n tn is s ta n d W a s  k a n n  e r r e ic h t  w e r d e n ?

N iv e a u  1 A r te n l is te n S ta n d  d e r g ä n g ig e n  

P ra x is

S c h u tz  a u s g e w ä h lte r  H a b ita te ,  w o  

b e s tim m te  A r te n  n a c h g e w ie s e n  

w u rd e n

N iv e a u  2 B io lo g is c h e  S c h n e ll

p ro g n o s e :

S c h lü s s e l fa k to re n -  

A n a ly s e * )

S ta n d  d e r M e th o d ik S p e z if is c h e s  H a b ita t-M a n a g e m e n t 

b z w . S c h u tz  s p e z ie lle r  R e s s o u rc e n

N iv e a u  3 G e fä h rd u n g s g ra d 

a n a ly s e  (p o p u la t io n  

v ia b i l i t y  a n a ly s is )

S ta n d  d e r F o rs c h u n g M a n a g e m e n t-P lä n e  fü r  d ie  g e sa m te  

R e g io n  u n te r  v e rs c h ie d e n e n  

R a h m e n b c d  i n g u n g e n ; 

U n te rs c h e id u n g  v o n  s o u rc e - “  u n d  

„ s in k - ;‘ H a b ita te n ;

B e s tim m u n g  d e r k r i t is c h e n  G rö ß e  

e ines G e b ie ts  u n d  d e r k r i t is c h e n  

E n tfe rn u n g  z w is c h e n  g e e ig n e te n  

H a b ita te n .

* )  M ü h l e n b e r g  e t  a l .  1 9 9 1 ,  H e n l e  &  M ü h l e n b e r g  1 9 9 6 ,  A m  ¡ e r  e t  a l .  1 9 9 6
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Wenn die wissenschaftliche Basis w irk
lich gut ist, dann verspricht dieser Weg 
auch Erfolg, Erfolg nicht nur fü r eine Ein
zelmaßnahme, sondern fü r ein großräu
miges Schutzkonzept.

Als Beispiel dient immer noch der 
nordamerikanische Fleckenkauz (USD! 
1992, Thomas e t al. 1990, Wilcove & M ur
phy  1991): Die Forschungen haben zu ei
nem verstärkten Großraumschutz der 
temperierten Regenwälder der Pazifik
küste gegen die Interessen der Holzindu
strie geführt. M it den Argumenten „owls 
versus jobs" ist eine breite öffentliche 
Diskussion (mit Einbeziehung des Präsi
denten) über den Wert bedrohter Arten 
und den Stellenwert des Naturschutz 
landesweit in Gang gebracht worden.

Zur Bedeutung des wissenschaftlichen 
Hintergrundes für nationale Schutzstra
tegien

Aufgrund umfangreicher und langjähri
ger Untersuchungen an Zielarten sind 
zwei nationale Schutzstrategien in Nord
amerika entwickelt worden: Der „recov
ery plan" fü r den Fleckenkauz {Strix occi- 
dentalis caurina) in den nordwestlichen 
Wäldern am Pazifik und Management An
weisungen fü r die südlichen nationalen 
Wälder zum Schutz des Red-cockaded 
Woodpeckers (Plcoides borealis, ein Ver
w andter unseres Dreizehenspechts) (USD! 
1992, Jackson 1994, Irwin & Wigley 1993, 
Reed e t al. 1993, Lamberson e t al. 1994, 
Wilcove 1994). Obwohl ein ungewöhnli
cher Input an wissenschaftlichen Untersu
chungen, konzentriert auf eine Art, die 
Basis solcher Management-Pläne darstellt, 
werden die Schlufolgerungen doch lau
fend hinterfragt. Hier ist man scheinbar 
an die Grenze des Möglichen gestoßen: 
der recovery-plan fü r den Fleckenkauz 
zw ingt weiträumig zum Verzicht auf 
Holzeinschlag, also auf Verzicht ökono
mischer Entwicklung. Die Geschichte lehrt, 
daß Schutzbemühungen umgestürzt wer
den, wenn sie lokal nicht eine angepaßte 
ökonomische Entwicklung zulassen. Es 
kommen weitere Fragen hinzu: führen 
Schutzstrategien, die in den gemäßigten 
Zonen die Holzverfügbarkeit einschrän
ken, nicht dazu, daß in tropischen oder 
anderen Regionen umso mehr Holz ein
geschlagen w ird und damit der globale 
Verlust der Biodiversität noch verschärft 
w ird? Daher sind der Staat und die Öf
fentlichkeit stets herausgefordert, eine 
Politik zu verbreiten, die gleichzeitig öko

nomisches Wachstum und sog. „gesunde 
Ökosysteme" (wie man sich allgemein 
ausdrückt, fü r uns würde das die „Si
cherung der Arten" bedeuten) aufrecht 
erhält. Es geht um eine Menge Geld: 
man benötigt mindestens 2,8 Mio ha, die 
als Schutzgebiets-Netzwerk innerhalb des 
bewirtschafteten Waldes (das Planungs
gebiet umfat 9,9 Mio ha) ausgeklammert 
werden. Zusätzlich hat man 0,6 Mio ha 
als „Adaptive Management Areas" aus
gewiesen, w o lokale Interessen experi
mentelles Management fördern soll (Ja
mes 1994). Das Problem heißt „owls versus 
jobs", und Präsident Clinton hat im Ge
samtmanagement-Plan fü r die nächsten 
10 Jahre die Entfernung von durchschnitt
lich 1,1 Mrd „board feet" Holz pro Jahr 
vorgesehen. Die Wissenschaftler halten 
dies fü r ein zu gewagtes Unterfangen. 
Auf der anderen Seite sind wissenschaft
liche Extrapolationen nötig, um fü r ein 
so großes Gebiet exakte Vorhersagen 
zu machen. Dort, wo der Erfolg im Wie
deraufbau der Fleckenkauz-Population 
ausbleibt, gerät die Wissenschaft wieder 
in Diskussion.

Beispiel eines Pflege-Gesamtkonzepts 
zum Schutz der Großtrappe

Die Großtrappe ist eine Zielart in der 
offenen Agrarlandschaft in Mitteleuropa. 
Bis zum Beginn des 19. Jh. hatte die 
Großtrappe in Mitteleuropa eine weite 
Verbreitung. Es fehlen heute die Ruheräu
me und der Chemieeinsatz hat die 
Futtergrundlage bedrohlich verknappt. 
Die Verlustursachen sind wie immer viel
fältig: Habitat-Degradierung, Jagd, Strom
leitungen, gebeiztes Saatgut.

Vor 25 Jahren schätzte man noch 
1200 Großtrappen in Deutschland (Ende 
der 60er Jahre), heute zählt man 120 
Trappen, 30-35 Tiere befinden sich im 
Einstandsgebiet (NSG) Kreis Rathenau 
und Buchow (westl./südwestl. von Berlin, 
Stand 1994). Der erste Engpaß ergab sich 
aus dem Gelegeschutz, der zweite aus 
der Futtergrundlage fü r die Küken: die 
Küken brauchen in den ersten 14 Tagen 
ausschließlich Insekten, 25-30 g Insekten 
pro Tag (ab dem 5. Tag) (Lltzbarski[ H. 
& B. 1996). Heute beträgt auf herkömm
lich bewirtschafteten Getreideäckern und 
intensiv genutztem Saatgrasland (2.-3. 
Standjahr) die Arthropodendichte in der 
Vegetation sowie ihre Aktivitätsdichte 
am Boden nur etwa 20-40% des fü r die 
Trappenküken erforderlichen Wertes

{Block e t al. 1993). Neben den unzurei
chenden Ernährungsbedingungen beein
trächtigen Störungen die Balz und die 
vielen Wirtschaftsmaßnahmen verursa
chen hohe Verluste bei den Gelegen.

Man hat in Ostdeutschland Schonge
biete zur Sicherung der Trappenbestände 
eingerichtet, aber erfolglos, solange nach 
Höchstertragskonzeptionen gewirtschaf- 
te t wurde. Erst die seit 1988 in ausge
wählten Schongebieten großflächig vor
geschriebene extensive Landnutzung 
brachte Erfolg. Die Nutzung und Land
schaftspflege im Schongebiet Bukow 
wurde in drei Intensitätsstufen organi
siert: Zone 1 mit extensiver Landwirt
schaft und Landschaftspflege nach den 
Vorschriften des Naturschutzes. Zone 2 
mit extensiver Landwirtschaft gemäß 
Richtlinien der EG und des zuständigen 
Landesministeriums in Brandenburg mit 
entsprechender Subventionierung. In 
Zone 3 wurden Acker- und Grünlandnut
zung ohne nennenswerte Beschränkung 
zugelassen. Die einzelnen Flächen der 
verschiedenen Zonen waren aufgeglie
dert, ineinander verzahnt und teilweise 
mosaikartig strukturiert. In der Zone 3 
sollen zusätzlich Randstreifen-Programme 
verwirklicht werden: Ackerbrachen + 
Trappenfutterstreifen von 50-60 m Breite 
und 500 Länge {Block e t al. 1993).

Die ersten Ergebnisse dieser Extensi- 
vierungsmaßnahmen waren sehr vielver
sprechend: nach sechs Jahren großflächi
ger extensiver Bewirtschaftung von vor
her intensiv genutzten Saatgrasflächen 
nahmen bestandsgefährdete Pflanzenar
ten deutlich zu und die Arthropodenbio- 
masse vermehrte sich um 100-200%. Die 
Großtrappen haben schon nach einigen 
Jahren wieder regelmäßig Küken im Frei
land aufgezogen.

Als Problem haben sich Räuber erwie
sen: Füchse und Kolkraben dezimieren 
Gelege und Küken. Nur wenn der Lebens
raum der Großtrappe groß genug bleibt, 
werden natürliche Räuber die Großtrappe 
nicht ausrotten können.

Schlußbemerkung

Das deutsche Beispiel zeigt, daß w ir über 
die ausgwählte Zielart noch nicht genü
gend Daten aus dem Gebiet fü r eine Ge
fährdungsanalyse haben. Daher hat man 
gemäß allgemeinen Vorstellungen im 
Naturschutz (Extensivierung ist besser als 
Intensiv-Wirtschaft) begonnen, großräu
mige Konzepte zur Anwendung zu brin
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gen. Entscheidend wäre bei dieser Vor
gehensweise ein gutes Monitoring-Pro
gramm, um wenigstens eine Erfolgskont
rolle durchführen zu können. Das bedarf 
weiterer Investitionen in das laufende 
Projekt. Wir müssen noch sehr viel mehr 
darüber lernen, wie in einem Komplex von 
bewirtschafteten und geschützten Zonen 
einzelnen Populationen eine Überlebens
fähigkeit garantiert werden kann.

Hätten w ir vom Menschen kaum be
einflußte Naturlandschaften (sozusagen 
„Wildnis"), dann würden w ir uns m it der 
Zielsetzung im Naturschutz nicht schwer 
tun. Unsere Landschaft ist aber bereits 
vom Menschen völlig verändert. Daher 
müssen w ir erforschen, wie die Arten in 
der Lage sind, hier zu überleben. Wir be
ginnen also mit dem populationsbiologi
schem Ansatz und entwickeln aus diesen 
Ergebnissen entsprechende Pflege- und 
Entwicklungs-Konzepte (Management- 
Pläne) fü r Mikrohabitate, Habitat-Kom
plexe bis hin zum Landesentwicklungs
programm (Landschaftsrahmenprogramm 
auf der Verwaltungsebene der Länder). 
Dies entspricht der „vertikalen Integra
tion" des Zielartenkonzepts (Henle & 
Mühlenberg 1996).
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Naturschutz als ökonomische terentwicklung der Agrarpolitik und da
mit maßgeblich fü r A rt und Umfang der 
Landbewirtschaftung.Herausforderung

von Alois Heißenhuber *

1. Einleitung

Die Qualität der natürlichen Ressourcen 
und das Erscheinungsbild unserer Land
schaft sind in weiten Bereichen ein Kop
pelprodukt der Landbewirtschaftung. 
Sofern die Vorstellungen der Gesellschaft 
m it der Qualität dieses Koppelproduktes 
nicht übereinstimmen, also ein höheres 
Niveau an Ressourcenqualität gefordert 
wird, ergeben sich Konflikte, die umso 
gravierender sind, je größer die damit 
verbundenen ökonomischen Nachteile fü r 
die betroffenen Landwirte werden. Inso
fern sind Maßnahmen des Naturschutzes 
in besonderem Maße m it ökonomischen 
Fragen verknüpft. Im einzelnen gilt es, fo l
gende Fragen zu klären:

* Beitrag zur Ringvorlesung „Naturschutz" im Winter
semester 1995/96 an der Universität Lüneburg.

■  Welches Maß an Umweltschutz haben 
die Landwirte unentgeltlich, d.h. unter 
Anwendung des Verursacherprinzipes zu 
erbringen ? In diesem Zusammenhang sind 
die Kriterien einer ordnungsgemäßen 
Landbewirtschaftung zu beschreiben,
■  unter welchen Voraussetzungen ist 
ein über das Maß einer ordnungsgemä
ßen Landbewirtschaftung hinausgehen
der Umweltschutz, d.h. die Erbringung 
von Umweltleistungen, gesondert zu ho
norieren und
■  wie lassen sich kleinräumige Konzepte 
zum Ressourcenschutz und zur Entwick
lung des ländlichen Raumes umsetzen?

Diese Überlegungen sind im dreistufi
gen Konzept einer differenzierten Agrar
umweltpolitik zusammengefaßt. Darüber 
hinaus sind ökonomische Überlegungen 
von wesentlicher Bedeutung fü r die Wei-

2. Konzept einer d iffe ren 
zierten A grarum w eltpo litik

Die Gesellschaft fo rdert von allen land
wirtschaftlichen Betrieben, auf der ge
samten landwirtschaftlich genutzten Flä
che die Einhaltung von Mindeststandards 
bezüglich des Schutzes der natürlichen 
Ressourcen.

In einzelnen Gebieten w ird aber dieses 
Mindestniveau an Ressourcenschutz als 
nicht ausreichend angesehen. Es stellt 
sich dabei die Frage, auf welche Weise 
ein erhöhtes Schutzniveau, das in der 
Regel auch mit höheren Produktions
kosten verbunden ist, realisiert werden 
kann. In diesem Zusammenhang ist die 
Honorierung von Umweltleistungen zu 
diskutieren. Ein gesellschaftlich besonde
res Anliegen stellt schließlich die Entwick
lung der ländlichen Räume dar. Dabei 
geht es um die Erhaltung und Förderung 
der A ttraktiv itä t des ländlichen Raumes 
als Arbeitsstätte sowie als Erholungs- und

S tu fe  3 : K le in r ä u m ig e  K o n z e p te  u n d  M a ß n a h m e n  
z u r  E n tw ic k lu n g  des lä n d l ic h e n  R a u m e s

* Hecken- und Randstreifen mit Pflege
* gebietsspezifische Fruchtfolge
* Ökologisch gezielte Flächenstillegung
* Schlaggröße in Kombination mit Strukturelementen
* Projekte zur Entwicklung des ländlichen Raumes 

etc.
> (Staatl. Finanzierung, u.U. mit kommunaler oder privater 

Eigenbeteiligung)

S tu fe  2 : E r h ö h te  A n fo r d e r u n g e n  a n  d e n  R e s s o u rc e n s c h u tz
* Beschränkung des Düngemitteleinsatzes
* Verzicht auf Pflanzenschutzmittel
* Reduzierung des Viehbesatzes 

etc.
> (Finanzierung z.B. durch Wasserversorger, EG, Bund oder Land)

S tu fe  1: " G u te  fa c h l ic h e  P r a x is "  ( f lä c h e n d e c k e n d )
M aßnahm en zur Umsetzung (in der Regel ohne Ausgleichszahlungen)
* Düngung nach Entzug plus standortbezogener Zuschlag (betriebsbezogene Stickstoffbilanz)
* Maßnahmen gegen Bodenerosion (schlagbezogene Bodenabtragsberechnung)
* Anwendung ressourcenschonender Produktionstechniken (z.B. Bandspritzung oder Reihendüngung)
* Standortangepaßte Nutzung (z.B. Grünlandnutzung in der Nähe von Oberflächengewässern) 

etc.
* Beratungskonzepte
* Pilotvorhaben
* Anpassungshilfen in Form von Investitionsförderung für umweltschonende Techniken

A b b .  1 :  K o n z e p t  e i n e r  d i f f e r e n z i e r t e n  A g r a r u m w e l t p o l i t i k . Q u e l l e :  v e r ä n d e r t  n a c h  H e i ß e n h u b e r  u .  R i n g ,  1 9 9 4
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Wohnort. Die drei Stufen des Konzeptes 
einer differenzierten Agrarum weltpoltik 
berücksichtigen diese Forderungen (vgl. 
Abb. 1).

2.1 Zum Begriff einer „ordnungs
gemäßen Landbewirtschaftung"

Die Landbewirtschaftung muß generell 
so durchgeführt werden, daß ein Min
destmaß an Ressourcenschutz eingehal
ten wird. Dafür wurde der Begriff „ord
nungsgemäße Landbewirtschaftung" ge
prägt (vgl. LK Hannover und Weser-Ems,
1991). Das Problem besteht nun darin, 
die Kriterien einer „ordnungsgemäßen 
Landbewirtschaftung" festzulegen.

Der Zentralausschuß der Deutschen 
Landwirtschaft (ZDL) verabschiedete 1987 
eine Stellungnahme zum Begriff „ord
nungsgemäße Landwirtschaft". Dieses 
Papier wurde 1993 ergänzt. Darin w ird 
darauf hingewiesen, daß mehrere Rechts
vorschriften des Bundes (z.B. § 1 Abs. 3 
Bundesnaturschutzgesetz) und der Län
der (z.B. Art. G Abs. 2 Bayerisches Natur
schutzgesetz) diesen Begriff oder gleich
sinnige Bezeichnungen enthalten, wie 
z.B. „ordnungsgemäße landwirtschaftli
che Nutzung eines Grundstücks" (§ 19 
Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz) und „gute 
fachliche Praxis" (§ 6 Abs. 1 S. 1 Pflanzen
schutzgesetz). Der ZDL (1993) stellt fest, 
daß die „ordnungsgemäße Landwirt
schaft" eine dynamische Formulierung 
darstellt und als solche einem „unbe
stimmten" Rechtsbegriff entspricht. Er 
argumentiert des weiteren, daß sich der
artige Begriffe einer allgemeinverbindli
chen inhaltlichen Bestimmung (Legalde
fin ition) verschließen, da sie einer Viel
zahl veränderlicher Größen Rechnung 
tragen müßten. Daraus w ird gefolgert, 
daß „ordnungsgemäße Landwirtschaft" 
diejenige Landbewirtschaftung und die
jenige Tierhaltung umfaßt, die dem je 
weiligen agrarwissenschaftlichen Kennt
nisstand entspricht und vom maßgebli
chen Teil der landbaulichen Praxis bzw. 
der tierhaltenden Betriebe in der Bundes
republik Deutschland angewendet w ird  
{ZDL, 1993). Es w ird also in die Bereiche 
Landbewirtschaftung (pflanzliche Produk
tion) und Tierhaltung unterschieden. Die 
folgenden Ausführungen beschränken 
sich auf die Landbewirtschaftung. Inner
halb der Landbewirtschaftung sind fo l
gende Teilaspekte von Bedeutung (vgl. 
ZDL, 1993):
■  Nutzung landwirtschaftlicher Flächen,

■  Bodenbearbeitung,
■  Fruchtfolgen,
■  Düngung und
■  Pflanzenschutz.

Eine Landbewirtschaftung wird als 
ordnungsgemäß angesehen, wenn sie in
nerhalb der genannten Bereiche be
stimmte Grundsätze und Verhaltensre
geln berücksichtigt. Da diese wiederum 
von Boden, Klima, Reliefform, Anbau
verfahren und Betriebsform beeinflußt 
werden, erscheint eine allgemeingültige 
Konkretisierung in sogenannte Betrei
berpflichten kaum durchführbar und 
wenig sinnvoll. Diese Vorgehensweise 
führte in der Vergangenheit deshalb 
zu keinen Konflikten, da die Ordnungs
mäßigkeit in der Regel nicht überprüft 
werden mußte. Die Diskussion entfachte 
sich durch die Verschärfung der Grenzwer
te fü r Nitrat und Pflanzenschutzmit
tel im Trinkwasser und die Einführung 
des § 19 Abs. 4 im Wasserhaushaltsgesetz 
(vgl. Bundesregierung, 1986). Die von den 
Wasserversorgern nun häufiger festge
stellten Grenzwertüberschreitungen führ
ten zu der Frage, ob nicht ein Verstoß 
gegen die Grundsätze einer „ordnungs
gemäßen Landbewirtschaftung" vorliege. 
Dabei sind verschiedene Autoren nach
folgender Auffassung: „Ein am Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnis orientier
te r Einsatz von Agrartechnik und Be
triebsmitteln zur Erwirtschaftung op
timaler Erträge kann durchaus sorg
faltsloses Handeln bezüglich des Grund
wassers sein, ein derartiges Handeln ist 
also nicht der Gradmesser der ordnungs
gemäßen Land- und Forstwirtschaft, 
Maß ist das fü r den Gewässerschutz hin- 
nehmbare" (vgl. Breuer und Nies, zit. 
in Peters, S. 166, 1990). In dieser Aussage 
kommt ein deutlicher Widerspruch zur 
Definition des ZDL (1993) zum Aus
druck.

Konkret stellt sich die Notwendigkeit 
zur Definition der „ordnungsgemäßen 
Landbewirtschaftung", wenn z.B. im Zu
sammenhang mit Wasserschutzauflagen 
von den Landwirten Ausgleichszahlungen 
beansprucht werden. Die Beschreibung 
einer „ordnungsgemäßen Landbewirt
schaftung" als Referenzsystem fü r die 
Kalkulation der Ausgleichszahlungen be
zieht sich zwar nur auf Flächen in Was
serschutzgebieten. Da die Wasserversor
ger jedoch ein berechtigtes Interesse ha
ben, daß im gesamten Wassereinzugsge
biet, also nahezu flächendeckend, die

Anforderungen des Allgemeinen Gewäs
serschutzes berücksichtigt werden, also 
„ordnungsgemäß" gewirtschaftet wird, 
hat die innerhalb der Wasserschutzge
biete definierte „ordnungsgemäße Land
bewirtschaftung" eine w eit über diese 
Gebiete hinausgehende Bedeutung.

Wie bereits angedeutet, spielen Bela
stungen durch N itrat und Pflanzenschutz
m ittel im Wasserschutz eine dominieren
de Rolle (vgl. u.a. Rohmann und Sonthei- 
mer, 1985; Röder und Eden, 1988). Be
züglich der Pflanzenschutzmittel wurden 
Grenzwertüberschreitungen in erster Li
nie bei Atrazin und dessen Abbaupro
dukten festgestellt. Die Atrazinanwen- 
dung ist in der Bundesrepublik Deutsch
land zwischenzeitlich verboten. Die sach
gemäße Anwendung zugelassener Pflan
zenschutzmittel dürfte sich im Rahmen 
der „ordnungsgemäßen Landbewirtschaf
tung" bewegen. Seitens der Landwirt
schaft bestehen im Einzelfall Variations
möglichkeiten, beispielsweise in der Aus
bringtechnik (z.B. Band- statt Flächen
spritzung) oder in der Form der Unkraut
bekämpfung (z.B. mechanisch statt che
misch). Sehr viel schwieriger zu fassen 
erscheint die Nitratproblematik, da prak
tisch in keinem nachhaltig zu betreiben
den Anbausystem auf eine Stickstoff
düngung verzichtet werden kann und 
deshalb immer die potentielle Gefahr 
einer Wasserbelastung durch Nitrat be
steht. Die Frage nach der „ordnungs
gemäßen Landbewirtschaftung" w ird 
häufig auf die Begrenzung des Nitrat- 
austrages beschränkt, vor allem wenn es 
darum geht, das Ausgangsniveau fü r 
Ausgleichszahlungen in Wasserschutzge
bieten zu definieren, obwohl sehr viel 
mehr Einflußfaktoren damit in Verbin
dung stehen (vgl. König, 1989). Der Stick
s to ff steht auch deshalb im Mittelpunkt, 
weil er als Pflanzennährstoff fü r die Er
tragsbildung und damit fü r die W irt
schaftlichkeit von entscheidender Bedeu
tung ist.

Die folgenden Ausführungen bezie
hen sich einerseits auf den Nitrataustrag in 
das Grundwasser (gemessen an der mög
lichen Nitratbelastung des Sickerwassers) 
und andererseits auf den korrespondie
renden Deckungsbeitrag als ökonomi
sche Meßgröße. Als Einflußfaktoren wer
den die angebaute Kultur, die Produk
tionstechnik und die natürlichen Stand
ortbedingungen (Bodenart, nutzbare 
Feldkapazität, Sickerwassermenge in Ab
hängigkeit von der Kulturpflanze und
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Denitrifikationskapazität) berücksichtigt 
(vgl. u.a. Bayer. La nd esa m t fü r  Wasser
w ir ts c h a ft,  1980; Bach, 1987; Maidt,
1990). Die Nitratbelastung von Oberflä
chengewässern, hervorgerufen z.B. durch 
Abschwemmung von Gülle oder durch 
Bodenerosion, wird hier nicht näher 
untersucht.

2.2 Kriterien einer „ordnungsgemäßen 
Landbewirtschaftung" bezüglich der 
Nitratbelastung des Sickerwassers

Die Stickstoffdüngung steht durchweg 
in ursächlichem Zusammenhang zur Er
tragshöhe. Aus diesem Grunde führen 
Beschränkungen der Stickstoffdüngung 
in der Regel zu einem Ertragsrückgang, 
und unter der Annahme, daß bisher im 
Punkt der optimalen speziellen Intensität 
gewirtschaftet wurde, auch zu einem 
Einkommensrückgang. In der Praxis sind 
auch Betriebe anzutreffen, die den Stall
mist oder die Gülle nicht sachgemäß 
einsetzen. Mit dem Übergang auf eine 
ressourcenschonende Gülledüngung sind 
dann keine Einkommensverluste verbun
den, wenn neue Ausbringungsverfahren 
einen gezielten Gülleeinsatz ermöglichen 
und die zusätzlichen Kosten der besse
ren Ausbringtechnik in etwa den ein

gesparten Mineraldüngerkosten entspre
chen (vgl. H e iß en hub e r e t  al., 1991). Eine 
ähnliche Situation wäre gegeben, wenn 
z.B. überschüssige Gülle ohne wirtschaft
lichen Nachteil an einen viehlosen Nach
barbetrieb abgegeben werden könnte. 
Ein erwünschter Nebeneffekt wäre die 
einkommensneutrale Verbesserung der 
Ressourcenqualität. Die Abbildung 2 zeigt 
schematisch den Zusammenhang von Ein
kommen und Ressourcenqualität, darge
stellt am Nitratgehalt des Sickerwassers. 
Dabei entspricht der geschilderte Sachver
halt dem flachen Bereich zwischen ange
nommener Ausgangssituation und Stufe 0. 
Stufe 0 beschreibt ein Produktionsver
fahren, das die Ressourcenbelastung bis 
zu dem Maß verringert, soweit sich noch 
keine Einkommenseinbußen ergeben. Die 
Höhe der Nitratbelastung des Sickerwas
sers in Stufe 0 ist dabei abhängig von der 
Ausgangssituation (bezüglich Produkti
onstechnik und Nutzungsart) sowie den 
natürlichen Standortbedingungen.

In Einzelfällen dürfte es durchaus 
möglich sein, durch Anwendung neuerer, 
bereits praxisreifer Produktionstechniken 
(z.B. Reihendüngung anstelle von ganzflä
chiger Düngung) bei gleichem Produkti
onsprogramm die Sickerwasserqualität 
noch weiter zu verbessern (vgl. Stufe 1 in

Abb. 2). Dies kann jedoch mit höheren 
Kosten und/oder geringeren Erträgen 
verbunden sein. Ausschlaggebend sind 
wiederum die Ausgangssituation und die 
natürlichen Standortverhältnisse. Die ein
gangs zitierte Definition des Begriffs 
„ordnungsgemäße Landbewirtschaftung" 
(vgl. ZDL, 1993) ist in etwa mit Stufe 1 in 
Abb. 2 deckungsgleich. Die Ziele des er
sten Entwurfs der Düngemittel-Anwen
dungsverordnung lagen etwa auf der 
gleichen Linie (vgl. BMELF, 1991).

Bei der Festlegung von Stufe 0 und 
Stufe 1 (vgl. Abb. 2) steht eine bestimmte 
Produktionstechnik im Vordergrund, die 
Nitratbelastung des Sickerwassers ist 
dann eine daraus resultierende Größe. Der 
umgekehrte Weg besteht darin, eine be
stimmte Ressourcenqualität vorzugeben 
(vgl. u.a. die Auflagen zum Wasserschutz 
in Baden-Württemberg; M in is te r iu m  fü r  
U m w elt,  1987) und danach zu fragen, 
welche Produktionsverfahren auf dem 
jeweiligen Standort in der Lage sind, die 
gestellten Anforderungen einzuhalten. 
Von einigen Autoren wird diese Vorge
hensweise zur Definition der ordnungsge
mäßen Landbewirtschaftung bevorzugt 
(vgl. B re u e r  und Nies, z it. in Peters, S. 166,
1990). Im Bereich des Wasserschutzes bie
tet es sich an, den für Trinkwasser gülti-

A bb. 2 : A n fo rd e ru n g e n  an  d ie  W asserqualität u n d  daraus a b g e le ite te  ökonom ische K onsequenzen.
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gen Grenzwert von 50 mg Nitrat je Liter 
bzw. den anzustrebenden Nitratgehalt 
von 25 m g/l (vgl. Kolkmann, 1991) vorzu
geben und daraus letztlich die produk
tionstechnischen und ökonomischen Kon
sequenzen abzuleiten.

In Abb. 2 entsprechen die Stufen 2 
bzw. 3 diesen Vorgaben. Welche der so 
definierten Stufen als „ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung" im Sinne des § 19 
Abs. 4 WHG anzusehen ist, muß gesell
schaftspolitisch geklärt werden. Im Hin
blick auf die vom Wasserversorger einzu
haltenden Grenzwerte dürfte eine Land
bewirtschaftung nur dann als „ordnungs
gemäß" gelten, wenn das unter den be
wirtschafteten Flächen entstehende 
Grundwasser die vorgegebenen Grenz
werte unterschreitet. Dabei wird auf das 
Minimierungsgebot nach § 1a WHG ver
wiesen. Diesbezüglich ist anzumerken, 
daß eine konsequente Verfolgung des 
Minimierungsgebotes auf bestimmten 
Standorten die Überführung der Acker
flächen in extensiv genutztes Grünland 
oder forstliche Nutzung zur Folge hätte. 
Aus gesellschaftspolitischer Sicht wäre 
diese Vorgehensweise durchaus vorstell
bar. Unter diesen Umständen würde sich 
aber § 19 Abs. 4 WHG nahezu erübrigen, 
da praktisch keine erhöhten Anforderun
gen mehr zu erfüllen wären.

Insofern kommt dem Begriff „ord
nungsgemäße Landbewirtschaftung" eine 
doppeldeutige Funktion zu. Aus der Sicht 
der Landwirtschaft dient er als Referenz
system für eventuelle Ausgleichszahlun
gen und aus der Sicht des Ressourcen
schutzes entspricht er der Form der Land
bewirtschaftung, die das erwünschte oder 
gesetzlich festgelegte Maß an Ressourcen
qualität gewährleistet.

Es wäre naheliegend, für die zwei 
Sachverhalte auch zwei Begriffe zu prä
gen. Die „gute fachliche Praxis" könnte 
dabei situationsbezogen die momentan 
gesetzlich zugelassene Art und Weise der 
Landbewirtschaftung repräsentieren. So
weit Auflagen erlassen werden, die über 
dieses Maß hinaus gehen (vgl. § 19 Abs. 4 
WHG oder diverse Umweltprogramme), 
könnten Ausgleichszahlungen gewährt 
werden. In Abb. 2 würde dies in etwa der 
Stufe 1 (Anwendung praxisreifer, dem 
Stand der Technik entsprechender Produk
tionsmethoden) gleichkommen. Die „ord
nungsgemäße Landbewirtschaftung" 
würde dann dem gesellschaftspolitisch er
wünschten Maß an Ressourcenschutz ent
sprechen, das aber momentan umweltpoli

tisch ohne Ausgleichsleistungen nicht reali
siert werden kann (Stufe 2 bzw. Stufe 3 in 
Abb. 2). Bezüglich des Zusammenhanges 
der einzelnen Stufen von Abb. 1 und Abb. 
2 kann man von einer direkten Entspre
chung ausgehen.

Die flächendeckende Umsetzung der 
„guten fachlichen Praxis" erfordert den 
Einsatz agrarumweltpolitischer Instru
mente. In erster Linie kommen Auflagen 
ohne Ausgleichszahlungen sowie Abga
ben zur Anwendung. Besonders hinzuwei
sen ist in diesem Zusammenhang auf die 
Bedeutung der Beratung. Nicht zuletzt 
können vorübergehend staatliche Förder
maßnahmen zur Anwendung kommen, 
um die Einführung umweltschonender 
Produktionstechniken zu beschleunigen, 
wenngleich im allgemeinen die Einhaltung 
der „guten fachlichen Praxis" ohne Aus
gleichszahlung zu erfolgen hat. Abwei
chungen von diesem Prinzip sind denkbar, 
wenn Wettbewerbsverzerrungen zwi
schen den am Markt anzutreffenden Län
dern aufgrund unterschiedlicher Anforde
rungen bezüglich des Umweltschutzes 
kompensiert werden sollen. Dieser Ge
sichtspunkt wird aber sehr kontrovers dis
kutiert. Die beschriebene „gute fachliche 
Praxis" stellt keine statische Größe dar. Im 
Laufe der Zeit können sich Änderungen 
insofern ergeben, als das geforderte Min
destmaß an Ressourcenschutz angehoben 
wird.

2.3 Honorierung von Umweltleistungen
der Landwirtschaft

Die Forderung nach einem höheren Niveau 
an Ressourcenschutz (über die Stufe 1 in

Abb. 1 hinausgehend) läßt sich generell 
über drei Möglichkeiten realisieren (vgl. 
Übersicht 1). Aus den oben genannten 
Gründen kommt dem zweiten Weg (Ho
norierung von Umweltleistungen über 
staatliche Programme) eine große Bedeu
tung zu. Dabei stellt sich die Frage, in
wieweit ein Landwirt fü r ein über die 
„gute fachliche Praxis" hinausgehendes 
Maß an Ressourcenschutz gesondert 
honoriert werden soll. Als Voraussetzung 
für die Honorierung von Umweltleistun
gen der Landwirtschaft müssen folgende 
Kriterien erfüllt sein:
■  Der Landwirt verzichtet auf eine öko
nomisch optimale, zulässige (der „guten 
fachlichen Praxis" entsprechende) Form 
der Bewirtschaftung und leistet damit 
einen gesellschaftspolitisch erwünschten 
Beitrag zum Ressourcenschutz.
■  Ein gesellschaftspolitisch erwünschtes 
Niveau an Ressourcenschutz ist unter den 
gegebenen wirtschaftlichen Rahmenbe
dingungen mit ökonomisch optimalen 
und der „guten fachlichen Praxis" entspre
chenden Produktionsverfahren nicht 
bzw. in absehbarer Zeit nicht mehr rea
lisierbar. Demnach ist die Knappheit einer 
Umweltressource gegeben bzw. zu er
warten.

Als Beispiel für den Verzicht auf eine 
ökonomisch optimale, der guten fachli
chen Praxis entsprechende Form der Land
bewirtschaftung sei die Nichtanwendung 
zugelassener Pflanzenschutzmittel, der 
Nichtanbau bestimmter Kulturen oder ei
ne starke Reduzierung des Viehbesat
zes genannt. Der gesellschaftliche Nutzen 
besteht dabei in einer Verbesserung der

1. Anhebung der gesetzlichen Vorgaben für alle Betriebe auf EU -Ebene

Vorteil: Überwälzung auf den Produktpreis (soweit Marktgleichgewicht)
Problem: Durchführbarkeit (kleinster gemeinsamer Nenner)

Verteuerung der Nahrungsmittel

2. Honorierung über staatliche Programme

Vorteil: staatlicher Alleingang möglich
günstige Nahrungsmittelpreise 

Problem: Staatshaushalt nur begrenzt belastbar

3. Honorierung durch den Verbraucher über den Produktpreis

Vorteil: betrieblicher Alleingang möglich
Problem: Haushaltbudgets der Fam ilien nur begrenzt belastbar

Verhaltensambivalenz der Konsumenten

Übersicht 1: M öglichkeiten  z u r  U m setzung  e rh ö h te r A n fo rd e ru n g e n  des Ressour
cen- u n d  Tierschutzes. Q uelle: e ig en e  D ars te llung
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Ressourcenqualität (z.B. Wasser, Artenzahl, 
Landschaftsbild).

Für den zweiten Fall wäre als Beispiel 
die mögliche Gefahr zu nennen, daß eine 
aus Gründen des Artenschutzes wertvolle 
Fläche in absehbarer Zeit brach fällt. Eine 
ausreichende Entlohnung der eingesetz
ten Produktionsfaktoren wäre unter den 
gegebenen Bedingungen (z. B. Hanglage, 
kleiner Schlag, ertragsschwache Lage etc.) 
nicht mehr möglich. Mit dem Brachfallen 
der Fläche könnte ein Verschwinden wert
voller Arten verbunden sein. Eine ausrei
chende Honorierung würde die Weiterbe
wirtschaftung und damit den Erhalt der 
Arten bzw. des bisherigen Landschaftsbil
des sichern.

Die Erfüllung der oben definierten 
Kriterien begründet jedoch noch nicht 
den Anspruch auf Honorierung. Aus ge
sellschaftspolitischer Sicht konkurrieren 
mehrere Ziele um die begrenzt verfüg
baren Geldmittel, sowohl innerhalb ver
schiedener Bereiche der Umweltpolitik, 
vor allem aber auch zwischen Umweltbe
langen und anderen gesellschaftspoliti
schen Zielen. Hinzu kommt, daß Umwelt
ziele in erster Linie nach dem Fundamen
talprinzip der Umweltpolitik, dem Verur
sacherprinzip, zu realisieren sind. Aus die
sem Grunde muß konkretisiert werden, 
welche Bedingungen hierfür zusätzlich er
füllt sein müssen, um eine gesonderte Ho
norierung von Umweltleistungen hinrei
chend zu rechtfertigen.

Nach dem Verursacherprinzip sollte 
ein gesellschaftspolitisch erwünschtes 
Maß an Ressourcenschutz über umwelt
politische Instrumente, z.B. über Aufla
gen, realisiert werden. Die damit verbun
denen Kosten werden in der Regel über 
den Markt, zumindest zu einem Teil, an 
den Käufer weitergegeben. Dies ist ver
gleichsweise einfach möglich, wenn sich 
der Preis als Ergebnis von Angebot und 
Nachfrage bildet und von der Umwelt
auflage alle am Markt beteiligten Anbie
ter gleichermaßen betroffen sind. Die Ka
talysatorpflicht bei Personenkraftwagen 
stellt ein Beispiel dar. Schwieriger um
setzbar und mit Härten verbunden ist 
die Anwendung des Verursacherprinzips 
bei geregelten Märkten, wie sie in der 
Landwirtschaft in vielen Bereichen (z.B. 
durch Mengenbegrenzung auf dem 
Milchmarkt) noch vorzufinden sind. Als 
Beispiel für die Anwendung des Verursa- 
cherprinzipes im Bereich der Landwirt
schaft kann das 1991 national ausge
sprochene Verbot des Einsatzes von

Atrazin als Unkrautbekämpfungsmittel im 
Maisanbau genannt werden. Das Verbot 
bedingt eine Erhöhung der Produktions
kosten, da die Ersatzmittel entweder 
weniger wirksam und /oder teurer sind. 
Aufgrund des momentan noch weitge
hend fehlenden Zusammenhanges zwi
schen Menge und Preis bedeutet das 
Atrazinverbot eine Einkommensminde
rung in Höhe der gestiegenen Kosten, 
soweit keine betrieblichen Anpassungs
möglichkeiten bestehen. Erschwerend 
kommt noch hinzu, daß im gemeinsamen 
Markt der EU nur ein Teil der Landwirte vo
rn Atrazinverbot betroffen ist. Dies 
führt zu einer Wettbewerbsverzerrung 
zwischen den Produzenten. Trotz dieser 
Einwände sprach sich die Bundesregie
rung für ein Atrazinverbot ohne Ausgleich 
(also für die Anwendung des Verursa
cherprinzips) der damit verbundenen 
Nachteile im Alleingang aus, da sie offen
sichtlich die damit verbundenen gesell
schaftspolitischen Vorteile höher ein
schätzte als die ökonomischen Nachteile 
der Landwirte.

Eine gesonderte Honorierung von 
Umweltleistungen erscheint deshalb dann 
vertretbar, sofern das gesellschaftspoli
tisch erwünschte Maß an Ressourcen
schutz über dem festgelegten bzw. ohne 
Ausgleichszahlungen umweltpolitisch rea
lisierbaren Niveau liegt. Dies tr ifft gegen
wärtig unter folgenden Umständen zu:
■  Umweltauflagen führen zu einer ein
seitigen, zum gegebenen Zeitpunkt nicht 
vertretbaren Belastung bestimmter Pro
duzenten (wegen Nichtüberwälzbarkeit 
auf den Preis).
■  Umweltauflagen belasten die Wettbe
werbskraft der einkommensmäßig ohne
hin unter Druck stehenden Betriebe in ei
nem nicht vertretbaren Maße.
■  Abrupte Verschärfungen der Umwelt
auflagen sind mit besonderen Härten ver
bunden (Vertrauensschutz durch bishe
rige Politik).
■  Das erwünschte Maß an Ressourcen
schutz ist über Auflagen ohne Ausgleichs
leistungen nicht realisierbar, wenn z. B. 
eine zur Erreichung der Schutzziele not
wendige Bewirtschaftung unter den ver
schärften Bedingungen eingestellt wird 
und damit das erwünschte Maß an Res
sourcenschutz nicht mehr erreicht wer
den kann.

Letztlich handelt es sich um eine gesell
schaftspolitische Entscheidung, inwieweit 
Umweltleistungen gesondert honoriert 
werden. In der Praxis existieren bereits

Beispiele, die eine Honorierupg von Pro
duktionsmethoden vorsehen, welche die 
Verbesserung bzw. Sicherung des Res
sourcenschutzes zum Ziele haben. So 
werden nach § 19 Abs. 4 WHG die mit er
höhten Anforderungen des Wasserschut
zes verbundenen ökonomischen Nachteile 
ausgeglichen. Im Rahmen der flankieren
den Maßnahmen der EU-Agrarreform 
wurde vorgesehen, daß die Einführung 
und Beibehaltung umweltgerechter und 
den natürlichen Lebensraum schützender 
landwirtschaftlicher Produktionsverfah
ren gefördert wird.

Für die Honorierung von Umweltlei
stungen der Landwirtschaft werden von 
einzelnen Bundesländern im Rahmen spe
zieller Programme (z.B. Bayer. Kulturland
schaftsprogramm, Marktentlastungs- und 
Kulturlandschaftsausgleichs Programm in 
Baden Württemberg und Förderpro
gramm Umweltgerechte Landwirtschaft 
in Sachsen) umfangreiche Finanzmittel 
bereitgestellt. In der Zukunft dürfte mit 
einer Aufstockung dieser Mittel zu rech
nen sein, da hiermit umweltschonende 
Maßnahmen, ohne die Produktion anzu
reizen, umgesetzt werden. Insgesamt ge
sehen entspricht die Honorierung von 
Umweltleistungen der Stufe 2 im Konzept 
einer differenzierten Agrarumweltpolitik 
(vgl. Abb. 1).

2.4 Kleinräumige Konzepte und Maß
nahmen zur Entwicklung des 
ländlichen Raumes

Die zur Realisierung von Stufe 2 in Abb. 1 
vorgesehenen Programme werden in der 
Regel landes- oder bundesweit angebo- 
ten und beziehen sich überwiegend auf 
besonders ressourcenschonende Produk
tionsmethoden. In Stufe 3 (vgl. Abb. 1) 
dagegen stehen Konzepte und Maßnah
men im Mittelpunkt, die von örtlichen 
Gruppen, Organisationen oder Fachberei
chen im Dorf oder in der Region entwik- 
kelt bzw. vorgeschlagen werden. Diese 
können sich auf den Schutz der natürli
chen Ressourcen beziehen oder die A t
traktivität des ländlichen Raumes in sei
ner Gesamtheit betreffen. Durch den 
ganzheitlichen Ansatz unter aktiver Ein
beziehung lokaler Partner ist zu erwarten, 
daß sich die Ressourcenqualität und/oder 
die Beschäftigungsmöglichkeiten und da
mit auch die Wirtschaftskraft des ländli
chen Raumes verbessert {Bayer. Staats
ministerium, 1994). Eine finanzielle Ei
genbeteiligung der Kommunen oder Re
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gionen ist, soweit möglich, vorzusehen, 
um so das Interesse an einem effizienten 
Mitteleinsatz zu fördern.

Die staatlichen Fördermittel müßten 
in diesem Bereich möglichst unspezifisch 
zur Verfügung gestellt werden, um auf 
die gebietsspezifisch ausgeprägten Res
sourcen und die Vielfalt der vor Ort ent
wickelten Initiativen reagieren zu können 
(vgl. Förderung im Rahmen von Leader). 
Als bereits existierende Ansätze in dieser 
Richtung seien z.B. die Vorhaben zur Um
setzung von Landschaftsplänen bei 5b- 
Förderung, die Arbeit von Landschafts
pflegeverbänden sowie die Umsetzung 
regionaler Marketingkonzepte genannt. 
Eine weitere Ausdehnung des Einsatzes 
öffentlicher Mittel (z.B. über die 5b- 
Gebiete hinaus) erscheint hierbei beson
ders empfehlenswert, nicht zuletzt weil 
damit der ländliche Raum in seiner Ge
samtheit gefördert wird.

3. Z w isch e n fa z it

Das vorgestellte dreistufige Konzept ei
ner differenzierten Agrarumweltpoltik 
dürfte im Laufe der Zeit eine Weiterent
wicklung erfahren. Sehr kontrovers dis

kutiert wird die Frage, ob ein allgemeines 
Bewirtschaftungsentgelt bei Berücksich
tigung der Kriterien einer „guten fachli
chen Praxis" gewährt werden soll. Be
gründet wird dies vor allem mit den ge
genüber den Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt höheren sozialen und ökologi
schen Anforderungen. Dem gegenüber 
steht die Auffassung, daß derartige Zah
lungen auf Dauer keinen Bestand haben 
können. Akzeptiert werden könnten le
diglich Zahlungen für definierte Umwelt
leistungen. Inwieweit Fördermittel lang
fristig auch für Stufe 1 oder erst ab 
Stufe 2 (vgl. Abb. 1) gewährt werden, 
hängt wesentlich von dem gesellschafts
politisch gewünschten Umfang der Kultur
landschaft ab. Tendenziell dürfte mit ei
nem Anstieg des Fördervolumens vor 
allem für Maßnahmen der Stufe 2 und 
noch mehr der Stufe 3 zu rechnen sein. 
Von entscheidender Bedeutung ist dies
bezüglich die gesellschaftliche Einstellung 
im Hinblick auf die erwünschte Umwelt
qualität und auf die Zahlungsbereitschaft. 
Diese Einstellungen werden ganz wesent
lich auch von der allgemeinen wirtschaftli
chen Entwicklung und von den politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten beeinflußt. In

diesem Zusammenhang spielt die Ausge
staltung der zukünftigen EU-Agrarpolitik 
eine wichtige Rolle.

4 . S ze n a rie n  fü r  d ie zu k ü n ft ig e  
EU -A g ra rp o lit ik

ln den folgenden Ausführungen werden 
generelle Entwicklungslinien für die zu
künftige EU-Agrarpolitik aufgezeigt. Fol
gende drei Szenarien könnten dabei un
terschieden werden:
■  Liberalisierung
■  Ökologisierung
■  Weiterentwicklung der EU-Agrar- 

reform

4.1 Liberalisierung der Agrarmärkte

Die wesentlichen Merkmale dieses Szena
rios sind in Übersicht 2 aufgeführt. Durch 
eine Preissenkung werden die Einkommen 
deutlich reduziert, damit scheiden ver
mehrt Standorte aus der Produktion aus. 
Bezüglich des Marktfruchtbaues auf Ak- 
kerstandorten bleiben dann nur noch die 
besten Lagen übrig. In diesem Fall wird 
von Agrarinseln gesprochen. Nach Kuhl- 
mann (1993) dürften sich in der Bundes-

" W eite ren tw ick lu n g  d er  E U -A grarreform "

" L ib eralisierun g"

Landbewirtschaftung auf 

w ettbew erbsfähigen Standorten

"Ö kolog isieru n g"

Flächendeckende um w eltschonende  

Landbewirtschaftung

• P re issen k u n g  (in R ichtung W eltmarkt

preis) unter B eibehaltung eines te ilw eisen  

A ußenschutzes und bestim m ter Export

erstattungen

• P re issen k u n g  und A b b au  des A u ß en 

sch u tzes, V erzicht auf Exporterstattungen

• B e ib eh a ltu n g  des A u ß en sch u tzes

zur Aufrechterhaltung e in es hohen  

Inlandspreisniveaus

• o d e r  A bbau des A ußenschutzes und 

K om pensation  durch A usgleich szah lu ngen

• D auerhafte flä ch en - o d e r  tierb ezo g en e  

T ra n sfe rza h lu n g e n  zum  A usgleich  der 

E inkom m ensverluste bzw . der W ettbe

w erbsnachteile gegen über Drittländern

• Z eitlich begrenzte A usgleichszahlungen  

oder zeitlich  gestaffelte Preissenkung als 

A n p a ssu n g sh ilfe

• W eg fa ll d e r  E xp ortersta ttu n gen

• E inkom m enssicherung durch hohes 

In la n d sp re isn iv ea u  bzw . durch A u s 

g le ich sz a h lu n g en

. O b lig a to r isch e  F lä c h e n stilleg u n g  und 

. B e ib eh a ltu n g  d er  K o n tin g en tieru n g  als

M ittel zur M engenbeschränkung  

• B evorzugun g der " K leinerzeu ger"

• K ein e M en g en reg u lieru n g , A usgleich  

von A ngebot und Nachfrage über den 

Preis

• F lä c h e n d ec k e n d e  E x ten siv ieru n g  zur

Einschränkung der E rzeugungsm engen  

a u f die Inlandsnachfrage

F la n k ieren d e  M a ß n a h m en :

H onorierung von U m w eltle istun gen , 

A ufforstung,

Vorruhestand

• M aßnahm en zur soz ia l verträg lich en

G estaltung des Strukturwandels

• H onorierung von U m w eltle istu n gen  

über m arktwirtschaftliche Instrumente

• V ersch ä r fu n g  d er  U m w elta u fla g en

entsprechend den R ichtlinien des ö k o 

log isch en  Landbaues und/oder

• F ö rd eru n g  u m w eltsch o n en d er  W ir t

sc h a ftsw e isen

• B e tr ieb sm itte lb es teu eru n g

Ü bersicht 2 : Szenarien  fü r  d ie  k ü n ftig e  E n tw ick lung  d e r Landbew irtschaftung . Q ue lle : nach Berg e t  al., 1993; K uhlm ann, 1993; 
W einschenck, 1986
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republik Deutschland etwa acht größere 
Agrarinseln ergeben (vgl. Abb. 3). In den 
daran anschließenden Gebieten wird 
zwar noch landwirtschaftliche Nutzung 
betrieben, aber in einer anderen Form. 
Insofern beziehen sich die angesproche
nen Agrarinseln nur auf den Marktfrucht
bau. Auf den weniger guten Standorten 
dürfte nach einer Senkung der Preise 
vor allem noch die Rinderhaltung mit 
ihren unterschiedlichen Intensitätsstufen 
anzutreffen sein. Generell ist aber in die
sem Szenario damit zu rechnen, daß die 
Bewirtschaftungsintensität sinkt und zu
nehmend mehr Flächen arbeitsextensiv 
bewirtschaftet werden. Das heißt z.B., 
dort wo früher Milchkühe gehalten wur

den, finden sich Mutterkühe, mit der 
Konsequenz, daß wesentlich weniger Ar
beitskräfte erforderlich sind. Deutlich an- 
steigen wird aber auch der Anteil der 
Grenzertragsstandorte, d.h. der Flächen, 
auf denen sich die Bewirtschaftung ge
nerell nicht mehr lohnt. Hier wandelt 
sich die Kulturlandschaft wieder in eine 
Naturlandschaft mit all den damit verbun
denen Konsequenzen.

Die Struktur der Landwirtschaft und 
das Landschaftsbild dürften sich bei die
sem Szenario gegenüber der jetzigen Si
tuation gravierend verändern (deutlich 
weniger Betriebe, weniger Kulturland
schaft, mehr Naturlandschaft). Inwieweit 
dies positiv oder negativ beurteilt wird,

hängt vom „Standpunkt" des Betrachters 
ab. Welches Niveau an Ressourcenbela
stung sich einstellt, ergibt sich aber auch 
aus der jeweiligen Umweltgesetzgebung. 
Insgesamt gesehen wird die Zahl der 
landwirtschaftlich beschäftigten Personen 
in diesem Szenario am niedrigsten sein. 
Positiv muß vermerkt werden, daß so
wohl die Belastungen der Steuerzahler als 
auch der Konsumenten sehr niedrig sein 
werden, wenn auch darauf hinzuweisen 
ist, daß die landwirtschaftlichen Produkt
preise sowieso nur mehr einen relativ 
geringen Anteil am Preis der Lebensmittel 
umfassen. Nicht zuletzt ergeben sich in 
diesem Szenario die wenigsten Konflikte 
mit den Handelspartnern.

4.2 Ökologisierung

Der Begriff Ökologisierung steht in die
sem Falle für eine Agrarpolitik, die eine 
flächendeckende (dem bisherigen Um
fang entsprechende) Landbewirtschaf
tung mit einem möglichst hohem Ni
veau an Ressourcenschutz sicherstellt. Als 
Ziel wird die Einführung des ökologi
schen Landbaues auf der gesamten land
wirtschaftlich genutzten Fläche vorgege
ben (vgl. Übersicht 2).

Da die auf diese Weise erzeugten Le
bensmittel höhere Preise bedingen, wä
ren sie auf dem Markt, abgesehen von 
relativ kleinen Mengen, nicht konkur
renzfähig. Aus diesem Grunde müßten 
entweder der Außenschutz entsprechend 
angehoben oder durch Direktzahlungen 
die Mehrkosten abgedeckt werden. Be
züglich der Realisierbarkeit wird selbst 
von den Befürwortern dieses Szenarios 
(vgl. Weinschenck, 1986) die Anhebung 
des Außenschutzes für nicht erreichbar 
eingeschätzt, zumal dazu innerhalb der 
gesamten EU der ökologische Landbau 
verpflichtend vorgeschrieben werden 
müßte. Als eher realisierbar wird die Va
riante „Direktzahlung" angesehen, da 
dieses System bereits in der EU-Agrar- 
reform installiert wurde. Auf die ver
pflichtende Einführung des ökologischen 
Landbaues könnte man zudem verzich
ten, wenn Direktzahlungen nur mehr für 
diese Form der Landnutzung gewährt 
werden.

Die Befürworter dieses Szenarios se
hen darin die Möglichkeit, die erforderli
che Rückführung der Produktionsmenge 
gleichzeitig mit einer Verringerung der 
Umweltbelastung bei Aufrechterhaltung 
einer flächendeckenden Landbewirtschaf
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tung zu erreichen. Als Positivum wird 
weiterhin angeführt, daß auf diese Weise 
die Zahl der in der Landwirtschaft tätigen 
Personen im Vergleich zu den anderen 
Szenarien am höchsten sein dürfte.

Kritiker befürchten die Preisgabe einer 
am gemeinsamen Markt wettbewerbsfä
higen Landwirtschaft bei zudem starker 
Abhängigkeit von staatlichen Zahlungen 
und bezweifeln, daß mit Einführung des 
ökologischen Landbaues auf der gesam
ten Fläche die Umwelt im erhofften Um
fang entlastet wird. Darüber hinaus wird 
darauf hingewiesen, daß sich auch im 
ökologischen Landbau der Strukturwan
del fortsetzt. Zudem wendet man ein, 
daß entweder die Belastung der Steuer
zahler oder die der Konsumenten (bei 
gleichbleibendem Konsumverhalten) ver
gleichsweise hoch sein wird. Nicht zuletzt 
bleibt die Konformität mit den GATT- 
Vereinbarungen zu klären.

4.3 Weiterentwicklung der
EU-Agrarreform

Mit der EU-Agrarreform wurden Elemen
te beider vorher genannten Szenarien 
eingeführt. Insofern stellt sie eine Ver
knüpfung von Liberalisierung und Ökolo
gisierung ergänzt durch mengenbegren
zende Maßnahmen dar. Die EU-Agrarre- 
form stellt also einen Kompromiß der 
unterschiedlichen agrarpolitischen Vor
stellungen dar. Für die Zukunft stellt sich 
die Frage, ob die bisherigen Rahmenbe
dingungen und Inhalte weiterentwickelt 
oder festgeschrieben werden sollen. Fol
gende drei Wege stehen dabei zur Dis
kussion:
■  in Richtung Liberalisierung durch Ab
bau der staatlichen Transferzahlungen und 
der Mengenbegrenzungen,
■  in Richtung Ökologisierung durch Ver
schärfung der Umweltauflagen und/oder 
Ausweitung der Transferzahlungen für 
umweltschonende Methoden der Landbe
wirtschaftung oder
■  die weitgehende Beibehaltung der ein
geführten Instrumente, wie Außenschutz, 
Exporterstattung, Transferzahlungen und 
vor allem der Maßnahmen zur Mengen
begrenzung (z.B. Flächenstillegung und 
Milchquote).

Den Befürwortern einer Festschrei
bung der gegenwärtigen EU-Agrarpolitik 
ist vor allem daran gelegen, den Preis in 
seiner Funktion zur Einkommenserwirt
schaftung zu stärken. Damit soll einer
seits erreicht werden, daß der Landwirt

sein Einkommen überwiegend durch Er
zeugung und Verkauf von Produkten 
erzielt, andererseits soll vermieden wer
den, daß die landwirtschaftlichen Ein
kommen drastisch zurückgehen bzw. zu 
sehr von den jährlichen Haushaltsent
scheidungen abhängen. Als positiv wird 
noch vermerkt, daß sich bei einer Beibe
haltung der jetzigen Regelungen, im Ver
gleich zur „Liberalisierung", keine so dra
stischen Veränderungen ergeben, sowohl 
was die Zahl der Landwirte betrifft noch 
was das Landschaftsbild anbelangt.

Kritiker dieses Weges sind der Mei
nung, daß er schon jetzt zu hohe Kosten 
verursacht und eine Fortführung im Rah
men der Osterweiterung der EU nicht 
möglich sein wird. Nicht zuletzt moniert 
man die mit dem Flächenumfang pro
portional zunehmende Höhe der staatli
chen Transferzahlungen. Insgesamt gese
hen hängt es vom politischen Meinungs
bildungsprozeß ab, in welcher Richtung 
sich die EU-Agrarpolitik bewegt.

5. Zusam m en fassu n g  
und A u sb lick

Die Forderungen des Naturschutzes be
treffen unmittelbar den ökonomischen 
Bereich. Aus einzelbetrieblicher Sicht ist zu
erst die Frage zu klären, welches Maß 
an Ressourcenschutz ohne gesonderte 
Honorierung zu erbringen ist. Die damit 
verbundene Festlegung der Kriterien ei
ner „guten fachlichen Praxis" kann nur 
unter Berücksichtigung der ökonomi
schen Konsequenzen erfolgen, weil an
sonsten die Wettbewerbsfähigkeit und 
damit die Existenz der landwirtschaftli
chen Betriebe gefährdet wird. Sofern in 
bestimmten Gebieten oder gar flächen
deckend bezüglich des Schutzes der 
natürlichen Ressourcen erhöhte Anforde
rungen an die Landwirtschaft gestellt 
werden, ist zu prüfen, mit welchen Instru
menten der Agrarumweltpolitik dieses 
Ziel erreicht werden soll. Die gesonderte 
Honorierung von Umweltleistungen der 
Landwirtschaft spielt dabei eine wichtige 
Rolle.

Für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes werden in zunehmendem Maße 
integrierte Konzepte mit einem regiona
len Bezug an Bedeutung gewinnen. Diese 
beziehen sich nicht nur auf den Schutz 
der natürlichen Ressourcen sondern auch 
auf die Förderung der Attraktivität des 
ländlichen Raumes in seiner Gesamtheit 
als Wohn-, Arbeits- und Erholungsort.

Von wesentlicher Bedeutung für die 
zukünftige Art der Landbewirtschaftung 
und damit auch für das Landschaftsbild 
und die Umweltqualität wird die Weiter
entwicklung der EU-Agrarpolitik sein. Die 
Notwendigkeit ergibt sich nicht zuletzt 
aus der anstehenden Osterweiterung der 
EU. Die dabei diskutierten Szenarien 
unterscheiden sich in ihrer Wirkung auf 
die Umweltqualität insbesondere im 
räumlichen Kontext ganz wesentlich. Von 
großer Wichtigkeit ist dabei aus ökono
mischer Sicht die Frage, ob die einheimi
sche Landwirtschaft in Zukunft zu Welt
marktpreisen konkurrenzfähig sein soll 
(durch Liberalisierung des Marktes) oder 
ob sie überwiegend für die Versorgung 
der inländischen Bevölkerung produzie
ren soll (z.B. durch Ökologisierung in Kom
bination mit Ausgleichszahlungen).

Insgesamt gesehen müssen Entschei
dungen, die den Naturschutz betreffen, 
sowohl naturwissenschaftliche als auch 
wirtschafts- und sozialwissenschaftliche 
Erkenntnisse berücksichtigen. Insbeson
dere wenn es um die Anhebung der 
Mindeststandards bezüglich der Umwelt
qualität geht, können Entscheidungen 
nur im gesamtgesellschaftlichen Kontext 
unter Abwägung aller Interessen gefällt 
werden. Die sich, zumindest in Teilberei
chen, ergebenden Konflikte zwischen 
Landwirtschaft und Naturschutz können 
am ehesten auf kooperativem Wege 
nachhaltigen Lösungen zugeführt wer
den. Nicht zuletzt würde ein kooperati
ves Vorgehen das Image beider Bereiche 
in der Bevölkerung verbessern.
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— Perspektiven und Strategien der Fließgewässer- 

Revitalisierung
— Die Anwendung von GIS im Naturschutz 
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— Untersuchungen zur Fauna des Bauerngartens 
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Heft 1: Themenschwerpunkte

— Zur Situation der Naturgüter Boden und Wasser in 
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— Projekte zum Schutz und zur Sanierung von Gewässer
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Sonderheft

3. Landesausstellung — Natur im Städtebau, Duderstadt '94 
Themenschwerpunkte
— Umweltbildung in Schule und Lehrerausbildung
— Landschaftspflege m it der Landwirtschaft
— Ökologisch orientierte Grünpflege an Straßenrändern

7. Jahrgang (1996)
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Heft 3: Naturorientierte Abwasserbehandlung • 6 6  Seiten

Band 6 (1993)
Heft 1: Landschaftsästhetik — eine Aufgabe für den Naturschutz? 

• 48 Seiten
Heft 2: „Ranger" in Schutzgebieten -  Ehrenamt oder staatliche 

Aufgabe? -114 Seiten
Heft 3: Methoden und aktuelle Probleme der Heidepflege • 80 

Seiten

Band 7 (1994)
Heft 1: Qualität und Stellenwert biologischer Beiträge zu Um

weltverträglichkeitsprüfung und Landschafts
planung -114 Seiten

Heft 2: Entwicklung der Moore • 104 Seiten
Heft 3: Bedeutung historisch alter Wälder fü r den Naturschutz •

159 Seiten
Heft 4: Ökosponsoring — Werbestrategie oder Selbstverpflich

tung • 80 Seiten

Band 8 (1995)
Heft 1: Abwasserentsorgung im ländlichen Raum • 6 8  Seiten
Heft 2: Regeneration und Schutz von Feuchtgrünland • 129 Seiten

Band 9 (1996)
Heft 1: Leitart Birkhuhn — Naturschutz auf militärischen Übungs

flächen • 130 Seiten
Heft 2: Flächenstillegung und Extensivierung in der Agrarland

schaft — Auswirkungen auf die Agrarbiozönose • 73 Seiten
Heft 3: Standortplanung von Windenergieanlagen unter Berück

sichtigung von Naturschutzaspekten ■ 54 Seiten

Band 10 (1997)
Heft 1: Perspektiven im Naturschutz • 70 Seiten

* Bezug über die NNA; e rfo lg t au f Einzelanforderung. A lle Hefte 
werden gegen eine Schutzgebühr abgegeben (je nach Umfang 
zwischen 5,— DM und 20,— DM).
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